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Die Wohnungsfrage als Grundlage der Sozialpolitik. 
Ein Mahn ruf. 
Von Oberregierungsrat Dr. Dr. Ruſch, Dresden. 


J. 

m‘ der Sozialpolitik erſtrebt der Staat Schutz 
i und Förderung des geiſtigen, wirtſchaft⸗ 
lichen und phyſiſchen Wohls namentlich der 
breiten Maſſen der Bevölkerung. Sie führte zur 
Arbeiterſchutzgeſetzgebung (Kinder-, 
Frauenſchutzgeſetz, Fabrikgeſetzgebung) und vor 
allem zur Arbeiterverſicherung (Un⸗ 
fall⸗, Kranken-, Invaliden⸗ und Altersverſiche⸗ 
rung). Zweifellos iſt in Deutſchland Hervor⸗ 
ragendes auf dieſem Gebiet geleiſtet worden. Die 
Nachkriegszeit brachte dann weſentliche Erweite— 
rungen durch Beſchränkung der Arbeitszeit, An⸗ 
bahnung eines neuen Arbeitsrechtes, Regelung 
der tariflichen Lohnfeſtſetzung, Schutz der Er⸗ 
werbsloſen u. a. 

An die Wohnungsfrage, die ſtark in 
die Sozialpolitik hineinſchlägt, ging man in 
Deutſchland nur zögernd; Wohnungsaufſicht in 
Süddeutſchland und einigen Großſtädten Nord⸗ 
deutſchlands, vereinzelt Schaffung von Fonds für 
2. Hypotheken und Gemeinde -Bodenpolitik, 
Arbeitgeberpolitik des Reichs und einzelner 
Länder für die in ihren Dienſten ſtehenden 
Arbeiter, das war ſo ziemlich alles, was an Woh⸗ 
nungspolitik von 1914 zu verzeichnen war. Dieſe 
Zurückhaltung der öffentlichen Gewalten war der 
Ausfluß der liberalen Wirtſchaftsanſchauung, 
welche die Regelung des Wirtſchaftslebens dem 
freien Wettbewerb überlaſſen wiſſen wollte. Man 
unterbrach damit eine ſeit Jahrhunderten vor⸗ 
handene Entwicklung, welche den Wohnungsbau 
ſtets als eine öffentliche Angelegenheit be- 
trachtet hatte. Das Ergebnis war die moderne 
Wohnungsnot mit ihren in Deutſchland be⸗ 
ſaͤnders verhängnisvollen Begleiterſcheinungen. 
Erſt der Krieg brachte einen Wandel. Vor allem 
das Wohnungselend der Nachkriegszeit zwang 
die öffentlichen Gewalten zu weitgehenden Maß⸗ 


nahmen. Für den alten Wohnungsbeſtand ge⸗ 
langten wir grundſätzlich zur Bewirtſchaftung 
durch die öffentliche Hand; die Neubautätigkeit 
ſuchte man durch Gewährung von Baukoſten⸗ 
zuſchüſſen in Gang zu ſetzen, auch in der Boden⸗ 
geſetzgebung waren erhebliche Fortſchritte zu ver⸗ 
zeichnen. 

Wer nun aber geglaubt und gehofft hatte, 
daß mit dieſen Maßnahmen ein innerer 
Wandel in der Stellungnahme der 
öffentlichen Gewalten zum Woh⸗ 
nungsproblem überhaupt verbunden 
geweſen ſei, ſah ſich bitter enttäuſcht. Sie 
waren — wenigſtens nicht für alle verantwort⸗ 
lichen Stellen — nicht Ausfluß eines Syſtem⸗ 
wechſels oder das Ergebnis einer weitſchauenden 
Politik mit dem Ziele einer grundlegenden Woh⸗ 
nungsreform, ſondern erfolgten z. T. unter dem 
Zwang der augenblicklichen Notlage und in An⸗ 
betracht der Obdachloſigkeit von Hunderttauſen⸗ 
den. Die Erkenntnis, daß die Wohnungsnot 
bereits lange vor Kriegsausbruch beſtanden hatte 
und ſchon ſeit Jahrzehnten am Mark unſerer 
Volkskraft zehrte, daß der Zuſtand der Nach⸗ 
kriegszeit demgegenüber lediglich einen Unter⸗ 
ſchied im Ausmaß bedeutete, vermochte nicht bei 
allen maßgebenden Stellen Fuß zu faſſen. Im 
Gegenteil machte ſich vielfach das offenſichtliche 
Beſtreben geltend, hinſichtlich der Behandlung 
des Wohnungsproblems durch die öffentlichen 
Gewalten möglichſt bald den Vorkriegszuſtand 
wiederherzuſtellen und die Offentlichkeit von der 
Verantwortung auf dieſem Gebiet zu entlaſten. 

Um Mißverſtändniſſen vorzubeugen, ſei aus⸗ 
drücklich hervorgehoben: alle Maßnahmen, um 
wieder zur Wirtſchaftlichkeit im Wohnungsweſen 
zu gelangen, waren gerechtfertigt und unbedingt 
notwendig; das gilt von der Erhöhung der Miet⸗ 
ſätze, von dem Beſtreben auf allmählichen Abbau 
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der Zwangswirtſchaft in einem der Beſſerung des 
Wohnungsmarktes angepaßten Maße, wie von 
der Abkehr der reinen Geſchenkpolitik im Woh⸗ 
nungsneubau. Aber die 3. Steuernotverordnung, 
welche als der entſcheidende Wendepunkt in der 
Wohnungspolitik der letzten Zeit zu betrachten iſt, 
ging bewußt darauf aus, ſobald wie möglich die 
Wohnungswirtſchaft auf Grundlage der Bor- 
kriegszeit wieder der Privatwirtſchaft zu über⸗ 
laſſen und die öffentlichen Gewalten möglichſt 
völlig auszuſchalten. Das Reich zog ſich aus der 
aktiven Wohnungspolitik ſo gut wie völlig zurück, 
überließ alles den Ländern, und auch bei dieſen 
zeigten ſich Beſtrebungen einer größeren Zurüd- 
haltung in der Wohnungspolitik. 

Bei dem hauptſächlichſten Träger dieſer 
Politik, dem Reichsfinanzminiſterium, waren 
ſeinerzeit Überlegungen maßgebend, die aus dem 
Augenblick ihrer Entſtehung heraus vielleicht 
ebenſo begreiflich erſcheinen können wie die 
Heranziehung der Mietzinsſteuer zur Aus⸗ 
gleichung des Reichshaushaltes. Das Reich 
ſchwankte in ſeinen Grundfeſten, die Mark ſollte 
und mußte gefeſtigt werden, und nur rückſichts⸗ 
loſes Durchgreifen konnte uns von dem ſicheren 
Untergang retten. Die unbedingt notwendige 
Herſtellung des Gleichgewichts im Haushalt 
konnte damals die Zurückſtellung aller anderen 
Geſichtspunkte rechtfertigen. Inzwiſchen 
haben ſich aber die Verhältniſſe 
doch jo weit gefeſtigt, daß eine Nach⸗ 
prüfung in dieſer Hinſicht gerecht⸗ 
fertigt erſcheint, zumal es ſich — das muß 
immer wieder betont werden — hierbei um eine 
Lebensfrage für das deutſche Volk, um eine Frage 
ſeiner inneren Geſundung handelt. 

II. 

Das zeigt ſich deutlich, wenn wir das Er⸗ 
gebnis der Wohnungspolitik der letzten 
Jahre betrachten. Es iſt nicht gerade ſehr er- 
hebend: die alten Wohnungen z. T. in ihrem 


Beſtande gefährdet und überfüllt, von einer ſpür⸗ 


baren Beſſerung des Wohnungselends noch nicht 
die Rede, trotzdem ſeit 1919 im Reich bis Ende 
1922 rund 450 000 Wohnungen errichtet worden 
ſind und im Gegenſatz zu dem trübſten In⸗ 
flationsjahr 1923 im Jahre 1924 in Sachſen 
die Bautätigkeit ſchon wieder faſt die Hälfte der 
Friedensbautätigkeit erreichte. Trotz allem fehlen 
in Sachſen noch etwa 40 000 Wohnungen, um 
der allerdringendſten Wohnungsnot abzuhelfen. 
Über die aus dem Notſtand ſich ergebenden Ver⸗ 
8 1 8 beſitzen wir wenig Material. Eine 
laſſiſche Quelle bieten hier die Unterſuchungen 
der Berliner Ortskrankenkaſſe. 1920 befanden 
Ib 5% der Kranken in Löchern unter 10 cbm 
uftraum, während in Gefängniſſen ein Luft⸗ 


raum von mindeſtens 28 ebm für die Perſon 
vorgeſchrieben iſt. 25% der männlichen Kranken⸗ 
kaſſenmitglieder wohnten in Räumen von 
weniger Luftraum, als er einem Gefangenen zu⸗ 
gebilligt wird. 8 

Als Folge des Wohnungselends macht ſich — 
wenn auch wirtſchaftliche Fragen dabei mit⸗ 
ſprechen — erneut ein erheblicher Geburten⸗ 
rückgang bemerkbar. Bereits 1910 hatten wir 
ja einen Rückgang der Geburtenhäufigkeit im 
Reich (Anzahl der Geburten auf 1000 Ein⸗ 
wohner) auf 28 gegenüber 39 im Jahre 1871 
aufzuweiſen, aber 1921 war ſie auf 24 geſunken, 
obwohl die Eheſchließungsziffer von 8 im Jahre 
1910 auf 12 im Jahre 1921 geſtiegen war! In 
den Großſtädten, dem eigentlichen Sitz des 
Wohnungselends, geſtaltet ſich das Bild noch 
trauriger. In 46 Großſtädten war die Geburten- 
häufigkeit 1921 bereits auf 20 gefallen, um in 
den folgenden Jahren in ſchnellſter Folge auf 17 
und 15 zu ſinken. Der Geburtenüberſchuß, der 
ſelbſt in Berlin von 1910—1914 noch 5,7 %% 
betrug, ging 1920 auf 1,3 zurück und 1922 ergab 
er bereits einen Minderertrag von 2,7%. Die 
Anzahl der Geburten vermochte alſo nicht mal 
mehr den Abgang durch Todesfälle auszugleichen! 
Die Säuglingsſterblichkeit, eine der 
bedenklichſten Begleiterſcheinungen der Woh⸗ 
nungsnot, war zwar im Reich von 17,43 % im 
Jahre 1910 auf 11,36% % im Jahre 1920 zurück⸗ 
gegangen, zeigte aber im Jahre darauf ſchon 
wieder ſteigende Tendenz (12,12 %%). In Berlin 
war ſie 1922 ſchon wieder auf 14% % ans 
gewachſen. Durch die Zuſammendrängung der 
Bevölkerung infolge der Wohnungsnot wird die 
Bekämpfung der Volkskrankheiten, Tuberkuloſe, 
Geſchlechtskrankheiten und Alkoholismus außer⸗ 
ordentlich erſchwert, die ſchnelle Verbreitung von 
Epidemien gefördert und namentlich die Jugend 
in ihrer Widerſtandsfähigkeit und Sittlichkeit be⸗ 
denklich gefährdet. Die ausgeſprochenſte Woh- 
nungskrankheit, die Tuberkuloſe, findet 
unter den gegebenen Wohnungsverhältniſſen ein 
bedenkliches Wirkungsfeld. In 46 deutſchen 
Großſtädten erlagen 1921 auf 1000 Bewohner 
1,51 dieſer Krankheit, 1923 bereits 1,71. In 
Berlin teilten von 4758 von der Ortskranken⸗ 
kaſſe behandelten Lungenkranken 3773 den 
Schlafraum mit mehreren Perſonen. In Stral⸗ 
ſund erwieſen ſich bei den Schulkinderunter⸗ 
ſuchungen 1921 etwa 11,5%, 1922 bereits 
19,5% als tuberkulös bezw. tuberkulösverdächtig. 


Überhaupt bedeutet das Wohnungselend für 
die Jugend eine ſchwere Bedrohung. Im 
Virchowkrankenhaus in Berlin ſind 1924 
50 Fälle von Erkrankungen von Kindern zwiſchen 
7—14 Jahren an Geſchlechtskrankheiten, haupt⸗ 


Shlefifdhes ße i m 85 


ſächlich Syphilis, oder Gonorrhoe infolge An- 
ſteckung beobachtet worden. Neben ungünſtigen 
Umgebungseinflüſſen ſpielt auch hier nach den 
Mitteilungen der Arzte die furchtbare Wohnungs⸗ 
not die Hauptrolle. Gelegentlich der Tagung des 
Vereins für öffentliche Geſundheitspflege in 
Nürnberg wurde ausgeführt:“) 

„Was hilft es, daß wir da und dort der 
Jugend helfen, wenn wir dem Kinde nicht in 
der Wohnung Luft, Sonne, Raum geben! Wie 
kann eine Mutter, ein Vater, eine Familie die 
Pflichten gegen das Kind erfüllen, wenn dieſe 
Notwendigkeiten, und wenn Waſſer und Bett 
und Nahrung fehlen! Es iſt geſorgt, daß die 
Kinder ſechs oder acht Wochen lang in fremder 
Pflege ſich erholen; dann kehren ſie heim in 

die wüſte Wohnung und bald darauf ſind ſie 
in ihrem alten Zuſtande.“ 


Höchſt bedenklich ſind auch die Zahlen der 
jugendlichen Kriminal-Statiſtik. Im Jahre 1921 
wurden 77 139 Jugendliche (zwiſchen 12 und 
18 Jahren) 
vorſchriften außer den Kriegs- oder Nachkriegs⸗ 
geſetzen verurteilt. Wenn auch die Wohnungsnot 
nicht allein hierfür verantwortlich gemacht 
werden kann, ſo ſind doch die durch ſie gezeitigten 
Zuſtände ein gar zu guter Nährboden für die Ge- 
1 der Sittlichkeit und Moral der Jugend⸗ 
lichen. f 
Auch der ſteigende Alkoholismus findet 
in dem Wohnungselend feinen wichtigſten Aus- 
gangspunkt. So wie die Verhältniſſe ſich heraus⸗ 
gebildet haben, kann es bei der An- und Auf⸗ 
einanderſchachtelung der Menſchen kaum wunder⸗ 
nehmen, daß ſo mancher wieder die Deſtille oder 
die Likörſtube aufſucht, da in der Wohnung jede 
Traulichkeit, oft die Gelegenheit, etwas Ruhe zu 
pflegen, mangelt. N 

Welche Gefahren die dichtbevölkerten Quar⸗ 
tiere für Epidemien bilden, zeigt ein Bericht der 
„Blätter für Volksgeſundheitspflege“; bei einer 
Typhusepidemie in Marten bei Dortmund treten 
39 Fälle auf, in einem dichtbevölkerten alten 
Haus wurden davon allein 32 feſtgeſtellt Auch 
bei Ruhrepidemien 1917/18 in Bochum und 
Duisburg lieferten die übervölkerten, ughygie⸗ 
niſchen Häuſer die größte Zahl der Opfer. Auch 
für Diphterie, Scharlach und Maſeen find immer 
wieder Zuſammenhänge mit Wohnungsdichte 
und Wohnungsmängel beobachtet worden. Eine 
packende Schilderung der durch die Wohnungsnot 
erzeugten Mißſtände gibt die Berliner Orts- 
krankenkaſſe:““) 


) Zitiert nach dem Bericht der Berliner Ortskranken⸗ 
taffe 1919/20 S. 23. 
*) Bericht von 1919/20 S. 74. 
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wegen Verſtößen gegen Straf⸗ 


„Der weitaus größte Teil der von uns vor⸗ 
genommenen Wohnungsunterſuchungen iſt in 
Mietskaſernen vorgenommen; wir mußten uns 
überzeugen, wie ſich in engen, meiſt nicht 
durchlüftbaren Räumen immer mehr Menſchen 
zuſammendrängten. Geſunde und Kranke; 
Kranke, die eine Gefahr für ihre Umgebung 
bilden und die in ſolchen Verhältniſſen nicht 
geneſen können. Wir haben erlebt, daß Keller— 
räume wieder für Wohnzwecke geöffnet wurden, 
die Jahre vorher als für menſchliche Woh⸗ 
nungen ungeeignet bezeichnet waren. Wir 
haben Dachwohnungen im 5. und 6. Stockwerk 
entſtehen ſehen, die nicht organiſch mit dem 
Bau verbunden waren, und welche den Ein- 
flüſſen von Hitze und Kälte leicht ausgeſetzt 
ſind. Wir fanden kranke Menſchen in immer 
größerer Zahl in Räumen, die dunkel und 
ſeucht waren, und ſahen Patienten mit 
Rheuma oder mit Erkrankungen der Atmungs— 
organe in Stuben, die gar nicht oder nur recht 
unzweckmäßig beheizt werden konnten. Wir 
mußten uns überzeugen, daß vielfach die Abort- 
verhältniſſe noch ſchlechter und ungenügender 
wurden als vorher und die Geſundheit der Be⸗ 
nutzer in hohem Grade gefährden. Wir haben 
weiter feſtſtellen müſſen, daß die Bettennot 
furchtbar geworden iſt, und daß Ordnung und 
Reinlichkeit durch die Überfüllung der Räume 
vielfach ſehr gelitten haben. Die Gefahren, 
die ſolche Zuſtände in ſich bergen, werden nur 
dann richtig begriffen, wenn wir beachten, daß 
das Heizmaterial knapp und teuer iſt und die 
Erwärmung der Räume, die für Kranke 
doppelt nötig iſt, ſich ſchwer und an manchen 
Stellen gar nicht durchführen läßt. Wir 
müſſen daran denken, daß Seife und Soda 
teuere Artikel wurden, mit denen geſpart 
werden muß, und daß ſchon dadurch die Rein⸗ 
lichkeit ſchwer leidet. Das iſt aber um ſo 
ſchwerwiegender, als Bett⸗ und Leibwäſche jo 
ungeheure Preiſe annahmen, daß ihre An- 
ſchaffung immer ſchwieriger wurde. Wir 
müſſen uns erinnern, wie furchtbar alle dieſe 
Dinge auf den kinderreichen Familien laſten, 
die vor dem Kriege ſchon die größte Not hatten, 
Wohnung zu finden und mit den ſchlechteſten 
Räumen ſich abfinden mußten, und denen 
gegenwärtig, auch wenn ſich die Familie ver⸗ 
größert, jede Möglichkeit genommen iſt, mehr 
Platz zu gewinnen. 

Die Bevölkerung iſt geſchwächt durch Stra⸗ 
pazen des Krieges, durch jahrelange Ent⸗ 
behrungen aller Art, durch Not, Hunger und 
Sorgen, geſchwächt durch ungenügende Er- 
nährung, und durch alle dieſe Vorgänge hat 
der ganze Volkskörper ſchwer gelitten. 
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Von aller Not, die uns der Krieg brachte, 
laſtet die Wohnungsnot am ſchwerſten auf uns, 
ſie hat ſich nach dem Kriege auch in den Klein— 
ſtädten und auf dem Lande ausgebreitet, in 
den Großſtädten aber in einer Weiſe verſchärft, 
die Abhilfe dringend nötig macht.“ 


III. 

Dieſe Schilderung und die obigen Zahlen 
geben ein geradezu erſchütterndes Bild von dem 
Wohnungselend der Gegenwart und den daraus 
entſpringenden Folgen für Geſundheit und Sitt⸗ 
lichkeit unſeres Volkskörpers. Abhilfe kann 
nur erfolgen durch eine umfangreiche und 
großzügige Wohnungs- und Sied⸗ 
lungspolitik. Man muß ſich bewußt ſein, 
daß es hier mit den kleinen Aushilfen der Vor— 
kriegszeit und mit Notſtandsmaßnahmen für 
einige wenige Jahre nicht getan iſt, ſondern daß 
im Gegenſatz zu der Stellungnahme der Reichs 
regierung in der 3. Steuernotverordnung eine 
grundſätzlich andere Einſtellung der öffentlichen 
Gewalten zur Wohnungsfrage gegenüber der 
Vorkriegszeit im Intereſſe der Geſundung 
unſeres Volkes unbedingt geboten iſt. Fir 
die künftige Entwicklung unjeres 
Volkes iſt das Schlimmſte zu be 
fürchten, wenn nicht in letzter 
Stunde Einkehr gehalten wird. Wer 
die oben wiedergegebenen Zahlen auf ſich wirken 
läßt, wird zugeben müſſen, daß es ſich hier nicht 
um Redensarten, ſondern um bitteren Ernſt und 
eine Wahrheit handelt, die nicht tief genug in 
das Gewiſſen der Offentlichkeit gehämmert 
werden kann. 

In dieſem Zuſammenhang müſſen wir uns 
die Frage vorlegen, ob wir mit unſerer viel— 
gerühmten Sozialpolitik der Vorkriegszeit auf 
dem richtigen Wege waren. Wenn man hört, daß 
im Jahre 1918 ein Betrag von 172,7 Millionen 
Mark an Invalidenrenten, 39,6 Millionen an 
Altersrente und 5,3 Millionen an Witwenrenten 
ausgezahlt worden ſind, ſo ſind das Beträge, die 
insgeſamt etwas außerordentlich Beachtenswertes 
darſtellen. Setzt man ſie aber in Beziehung zu 
der Zahl der im Jahre 1918 feſtgeſetzten Renten, 
ſo ergibt ſich im Durchſchnitt für den einzelnen 
Empfänger eine Invalidenrente von 175,— ., 
eine Altersrente von 171, — MH und eine Witwen— 
rente von 77, — M jährlich. Zerlegt man dieſe 
Jahresrente noch in ihre Monatsbeträge, ſo wird 
man zugeben müſſen, daß die dann verbleiben⸗ 
den Summen zwar eine kleine und im Einzelfall 
vielleicht dankenswerte Unterſtützung darſtellen, 
aber kaum ausreichen, um die Verſorgung der 
Empfänger, wenn auch 
Ausmaße und unter den allereinfachſten Lebens⸗ 
bedingungen nur irgendwie zu gewährleiſten. 


Weiſe verkannt werden. Aber was nützt es, wenn 


im allerbejcheidenjten. 


Nach dieſer Richtung liegt alſo wohl der Haupt⸗ 
erfolg der Sozialverſicherung nicht. Dieſen wird 
man vielmehr in den Leiſtungen zu erblicken 
haben, welche die Träger der Sozialverſicherung 
aus den bei ihnen angeſammelten Kapitalien 
aufbrachten. Bis Ende 1919 hatten die ſämtlichen 
Träger der Sozialverſicherung im Reich zum Bau 
von Arbeiterfamilienwohnungen und Ledigen— 
heimen insgeſamt 575,5 Millionen Mark auf— 
gewendet, zur Befriedigung landwirtſchaftlicher 
Kreditbedürfniſſe 134,5 Millionen, für Wohl⸗ 
fahrtseinrichtungen (Krankenhäuſer, Förderung 
der öffentlichen Geſundheitspflege, Volksbildung 
uſw.) 682,9 Millionen, für eigene Anſtalten 96,8 
Millionen Mark. Es waren alſo für dieſe ge— 
nannten Zwecke insgeſamt 1489 Millionen Mark 
aufgewendet worden. Der Erfolg, der mit dieſer 
Summe erzielt worden iſt, und die Art und 
Weiſe, wie dieſe Gelder angelegt worden ſind, 
kann nicht verkleinert werden, ſondern verdient 
die allergrößte Anerkennung. Der Segen, der 
aus dieſer Politik erwachſen iſt, ſoll in keiner 


Jahr für Jahr Millionen und Abermillionen 
Mark für Krankenhäuſer und Krankengelder ver 
ausgabt werden, wenn die Träger der Verſiche— 
rungsanſtalten auch neuerdings wieder die er— 
denklichſte Mühe aufwenden, um vorbeugend 
gegen die Volkskrankheiten zu wirken, aber die 
Pfleglinge nach wochenlangem Aufenthalt in 
Heilanſtalten und erfolgreicher Kur wieder in die 
licht⸗, luft⸗ und ſonnenloſen, überfüllten Quar- 
tiere zurückkehren und dort wiederum körperlich 
und ſeeliſch dahinſiechen müſſen. Es iſt der 
gegebene Zeitpunkt, um ſich darüber 
klar zu werden und unumwunden einzu— 
geſtehen, daß wir — bei aller Anerkennung 
der Leiſtung der Sozialverſicherung — mit 
unjerer Sozialpolitik gegenüber dem 
Verfahren von Belgien und England auf 
dem falſchen Wege geweſen ſind, die nicht 
die Sozialverſicherung, ſondern von vornherein 
eine großzügige Arbeiterkleinwohnungspolitik in 
den Vordergrund ſtellen. Es iſt vielleicht kein 
Fehlſchluß, wenn man annimmt, daß durch das 
entgegengeſetzte Vorgehen in Deutſchland die 
durch dieſe Sozialpolitik erhoffte Verſöhnung der 
Klaſſengegenſätze nicht erreicht worden iſt. Die 
Krankenverſicherung und alle Heilverfahren 
können ihren Zweck nicht erreichen, wenn die 
Wohnungsverhältniſſe eine Geſundung der Pfleg⸗ 
linge verhindern, im Gegenteil die Entſtehung 
und Verbreitung von Volksſeuchen und Krank 
heiten fördern, zum Teil ſogar erſt die eigentliche 
Vorausſetzung dafür bieten. Wir brauchen die 
Vorzüge und Leiſtungen unſerer Sozialverſiche⸗ 
rung weder zu verkleinern, noch irgendwie hint— 


anzuſtellen, müjjen 
ſcheidenden Schritt nach der Rich— 
tung tun, daß wir eine Reform 
unſeres Wohnungsweſens in den 
Vordergrund auch der Sozial⸗ 
politik jtellen. Es genügt nicht, neben der 
bisherigen Sozialverſicherung auch Wohnungs- 
reform zu treiben, ſondern alle verantwortlichen 
Stellen müſſen ſich darin klar werden, daß eine 
innere Geſundung unſeres Volkes und damit eine 
Wiedererſtarkung unſerer Volkskraft nur dann 
möglich und denkbar iſt, wenn alle ſozialpolitiſche 
Fürſorge in der Wohnungsfrage ihren Ausgangs⸗ 
punkt findet und die Wohnungsreform die Grund- 
lage aller weiteren Maßnahmen bildet. 
IV. 

Daraus ergeben ſich folgende Forderungen: 

1. Es muß eine Wohnungs-⸗Neu⸗ 
bau-Politik betrieben werden, die 
in abſehbarer Zeit eine ſpürbare 
Linderung des gegenwärtigen Woh— 
nungselendes herbeiführen kann. 

Dazu gehört eine weſentliche Erhöhung der 
bisher zur Förderung des Wohnungsbaues aus 
öffentlichen Mitteln zur Verfügung geſtellten Be— 
träge In erfreulicher Weiſe haben im Woh⸗ 
nungsausſchuß des Reichstages faſt ſämtliche 
Parteien Übereinſtimmung nach der Richtung zu 
erkennen gegeben, daß ſie eine Erhöhung der 
Mietzinsſteuer auf 20 der Friedensmiete für 
angebracht halten. 

2. Die Mittel der Mietzinsſteuer 
dürfen nicht bloß für Neubautätig⸗ 
keit Verwendung finden, ſondern 
müſſen auch für die Erhaltung des 
alten Hausbeſtandes bereitſtehen, 
da dieſer vielfach dem Verfall 
nahe iſt. 

Es hat keinen Zweck, Neubautätigkeit zu be- 
treiben, wenn ein erheblicher Teil des alten Woh— 
nungsbeſtandes für Wohnzwecke durch Verfall 
und Verwahrloſung allmählich unbenutzbar 
werden muß. Die durch die Nachkriegszeit faſt 
zur Untätigkeit verurteilte Wohnungsaufſicht und 
Wohnungspflege würde hier wieder ein dank— 
bares Feld ihrer Tätigkeit finden. 

3. Das frühere Mietrecht muß 
einer Umarbeitung unterzogen 
werden, die den in der Nachkriegs⸗ 
zeit gemachten Erfahrungen ent⸗ 
ſpricht und den daraus ent 
ſpringenden berechtigten Forde⸗ 
rungen nach einer ſozialen Ge⸗ 
ſtaltung des Mietrechtes Rechnung 
trägt. 
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4. ie Vermietung von Wohn- 
raum muß wieder den Grundſätzen 
einer geſunden Wirtſchaftlichkeit 
unterworfen werden. Die Mieten 
müſſen unter Berückſichtigung der jeweiligen 
Wirtſchaftslage dementſprechend erhöht werden, 
wobei die Offentlichkeit durch die Mietzinsſteuer 
ihr Intereſſe wahrt. 

5. Es würde aber keine Wohnungsreform 
darſtellen, wenn lediglich unter dem Geſichtspunkt 
der Bekämpfung eines vorübergehenden Not- 
ſtandes Neubauten erſtellt würden. Man muß 
auch eine grundſätzliche Umſtellung 
gegenüber dem Syſtem der Vor⸗ 
kriegszeit fordern. Dazu gehört: 

a) eine Fortſetzung der in der Nachkriegszeit 
begonnenen Anderungen unſeres Boden— 
rechtes und unſerer Bodenpolitik. 
Im engiten Zuſammenhang damit ſteht 
eine nderung der Boden -Er⸗ 
ſchließ ung. Bebauungspläne und Bau— 
ordnungen dürfen nicht vom Hochbau aus- 
gehen und damit künſtlich die Grundrente 
in die Höhe treiben, ſondern müſſen von 
dem Flachbau als der Regel ausgehen, das 
Geſchoßhaus als die Ausnahme zulaſſen. 
Ebenfalls im gıgjten Zuſammenhang mit 
einer Anderung der Bodenpolitik ſteht eine 
Anderung unſeres Hypotheken 
rechtes, das weſentlich mit verantwort⸗ 
lich iſt für die Mißſtände in unſerem Woh- 
nungsweſen, und Anderung der Be— 
leihungspolitik. 

Zum gegebenen Augenblick erſcheint in dieſem 
Zuſammenhang eine Arbeit von P. Saedler, 
S. J. Eſſen, Heft 79 der Sozialen Zeitfragen 
„Hypothekenreform und Wohnungsreform“. 
Gerade der Zuſammenhang zwiſchen Hypotheken⸗ 
recht, oder beſſer geſagt Hypothekenunrecht, und 
Bodenfrage iſt bisher noch viel zu wenig ge— 
würdigt und viel zu wenig erkannt, daß gerade 
hier mit eine der Haupturſachen für die für 
Deutſchland ſo verhängnisvolle Geſtaltung der 
Bodenpolitik und Bodenpreiſe liegt. 

6. Das Reich muß wieder aktive 
Wohnungspolitik aufnehmen. Da 
die Grundlagen für die oben aufgezählten Maß⸗ 
nahmen zum Teil nur im Wege der Reichsgeſetz⸗ 
gebung zu erreichen ſind (Bodenrecht, Hypotheken⸗ 
recht, Mietrecht), da weiter die Geſtaltung der 
Mieten von größter wirtſchaftlicher Bedeutung iſt 
— man denke nur an die Geſtaltung der Löhne 
und Gehälter —, ſo iſt auch hier eine einheitliche 
Regelung der Grundlagen durch das Reich er- 
wünſcht und notwendig. 
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Leitſätze über „Linanz⸗ und Organiſationsreform im Siedlungswefen.“*) 


Von Direktor Bormbrod: Müniter. 


1. Die Lockerung der Groß- und Induſtrie⸗ 
ſtädte durch Dezentraliſation der Siedlungs⸗ 
weiſe in Form der Kleinſiedlung in den Vorort— 
und Nachbargemeinden iſt aus ſtaats- und volks⸗ 
wirtſchaftlichen und ebenſo aus geſundheitlichen, 
ſozialen und bevölkerungspolitiſchen Gründen 
eine dringende Notwendigkeit. Die Kleinſiedlung 
in Stadt und Land für Arbeiter, Angeſtellte und 
Beamte iſt das nächſte Ziel jeder Wohnungs⸗ 
und Siedlungsreform. Das bedingt Planmäßig⸗ 
keit nicht nur bei der Wohnſiedlung, ſondern auch 
bei der gewerblichen und induſtriellen Anſiedlung. 

2. Dieſem Ziele ſind alle öffentlichen Finan- 
zierungsmaßnahmen zugunſten des Wohnungs⸗ 
und Siedlungsbaues in erſter Linie dienſtbar zu 
machen. Die bayeriſchen Beſtimmungen über 
Gewährung ſtaatlicher Baudarlehen (Hauszins⸗ 
ſteuerhypotheken) ſchreiben das bereits vor, indem 
ſie ſagen, daß bei Verteilung der ſtaatlichen Bau⸗ 
darlehen ſolche Bauvorhaben, die zugleich der 
Anſäſſigmachung oder der Anſiedlung von der 
Stadt aufs Land dienen (Eigenheime, vor- 
ſtädtiſche und ländliche Siedlungsbauten), vor⸗ 
zugsweiſe zu berückſichtigen ſind, beſonders wenn 
ſie als „Reichsheimſtätten“ errichtet werden. 

3. Da die Finanzierung des Wohnungs- und 
Siedlungsbaues unter erträglichen Bedingungen 
auf unabſehbare Zeit nur durch öffentliche Mittel 
möglich iſt, und dieſe Mittel grundſätzlich nur aus 
den Zuſchlägen auf die bewußt niedrig gehaltenen 
Mieten genommen werden können, jo muß ge- 
fordert werden, daß dieſe Mittel (Hauszinsſteuer 
genannt) ausſchließlich für die Wohnungs⸗ 
und Siedlungsbautätigkeit verwendet werden. 
Die Verwendung für allgemeine Bedürfniſſe des 
Staats⸗ und Gemeindehaushalts kann nur 
augenblicklich als Not- und Ausnahmemaßnahme 
gebilligt werden. Um die unerläßliche Sicher- 
heit fuͤr die Durchführung eines größeren Woh⸗ 
nungs⸗ und Siedlungsbauprogramms für 
längere Zeit zu haben, muß die Erhebung der 
ſogenannten Hauszinsſteuer auf 5 Jahre geſetz⸗ 
lich feſtgelegt werden. 

4. Die Finanzierung von Kleinſiedlungen, 
namentlich von Reichsheimſtätten mit Hilfe 
öffentlicher Mittel, muß beſonders günſtig ge⸗ 
ſtaltet werden, um die Laſten erträglich zu 
machen und den Siedlungswillen aufs höchſte 
anzuregen. Es muß geſchehen durch 

a) Bereitſtellung billigen Bodens, möglichſt in 
Erbbaurecht, um die Bodenbeſchaffungs⸗ 
koſten zu vermindern bezw. zu erſparen, 

b) Gewährung der Höchſtſätze der Hauszins⸗ 
ſteuerhypotheken, 


e) Ermäßigung des Zinsſatzes für Hauszins⸗ 
ſteuerhypotheken auf 1% für die erſten zehn 
Jahre und Zinsfreiheit für das erſte Jahr 
nach der Fertigſtellung der Heimſtätte 
(Bayern erhebt auch erſt ab 1. Juli 1926 
für die Bauten aus 1925 die Zinſen), 

d) Ausgeſtaltung der preußiſchen Landespfand⸗ 
briefanſtalt nach dem Muſter der für die 
ländliche Siedlung früher tätigen Renten⸗ 
banken zwecks Hergabe erſtſtelliger billiger 
Beleihungen für Kleinſiedlungen. Über⸗ 
nahme des bei ſolchen Beleihungen ent— 
ſtehenden Pfandbriefkursverluſtes auf den 
Staat, ebenfalls nach dem Muſter des 
früheren Vorgehens bei der ſtaatlichen 
Förderung der ländlichen Siedlung, 

e) Bereitſtellung verbilligten ſtaatlichen 
Zwiſchenkredites. f 

5. Die verbeſſerte Finanzierung muß aber zur 
Vorausſetzung haben, daß 

a) die Kleinſiedlung in Form der Reichsheim⸗ 
ſtätte errichtet oder ſonſt gleichwertige ſoziale 
Bindungen vorgeſehen werden, 

b) die Nutzfläche der einzelnen Kleinſiedlung 
mindeſtens 250 qm umfaßt, 

c) der Nachweis erbracht wird, daß die ſo zu 
bevorzugenden Siedlungsbauten den durch 
die Zeitverhältniſſe bedingten Anforde— 
rungen hinſichtlich der einfachen und zweck— 
mäßigen Geſtaltung und der notwendigen 
Einſchränkung des Raumbedürfniſſes ent- 
ſprechen. Es iſt deshalb aus wohnungswirt⸗ 
ſchaftlichen und baukünſtleriſchen Gründen 
auf die Anwendung bewährter Hausformen 
Bedacht zu nehmen. 

6. Ebenſo ſind derartige Kleinſiedlungen vor⸗ 
zugsweiſe aus Mitteln der ſozialen Verſiche⸗ 
rungsträger zu beleihen lerſtſtellige Beleihung). 

7. Bei der Vergebung derartig bevorzugter 
Siedlungen ſind Bewerber mit kinderreichen 
Familien in erſter Linie zu berückſichtigen. 

8. Der Spartrieb der Bevölkerung iſt ſyſte⸗ 
matiſch in den Dienſt des Wohnungs- und Sied⸗ 
lungsbaues (Zweckſparen) zu ſtellen, womöglich 
in Verbindung mit Mietervereinen, Jugend⸗ 
vereinen, Gewerkſchaften, Arbeiter und Be⸗ 
amtenvereinen, Werkſparkaſſen uſw. Dieſe Spar⸗ 
gelder ſind an ſolchen Stellen zu ſammeln bezw. 
ihnen zuzuführen, die ſie auf kürzeſtem Wege 
dem Siedlungsbau zuführen (3. B. Zentralkaſſen 
der gemeinnützigen Bau- und Siedlungsver⸗ 
einigungen). 


*) Aus einem Vortrage in der ſiedlungswiſſenſchaftlichen 
Arbeitsgemeinſchaft in Berlin am 27. 2. 1925. 
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9. Den Beamten muß die Eigenheimſiedlung 
durch die Möglichkeit der Verrentung ihres 
Wohnungsgeldzuſchuſſes erleichtert werden. Etwa 
nach dem Vorbilde der Beamtenſiedlungsver⸗ 
ordnung für abgebaute Beamte. 

10. Es muß verſucht werden, Auslands- 
kredite für den Wohnungs⸗ und Siedlungsbau 
zu beſchaffen. 

11. Organiſatoriſch bedarf es einer ſtarken 
amtlichen zentralen Führung im Kleinſiedlungs⸗ 
weſen, namentlich auch gegenüber den Parla⸗ 
menten. Das Reich ſchafft verfaſſungsgemäß 
für die Siedlung die Rahmengeſetze, und die 
Länder müſſen in ihren Regierungen den feſten 
und ſtarkwilligen Mittelpunkt als Ausdruck der 
ſtaatspolitiſchen Notwendigkeit der Siedlung 
bilden. 

12. Bei der praktiſchen Durchführung der 
Kleinſiedlung muß die behördliche Mitwirkung 
ſich auf die nachdrückliche Förderung der gemein- 
nützigen und privaten Initiative beſchränken. 

13. Die Bewirtſchaftung der öffentlichen 
Mittel für den Wohnungs- und Siedlungsbau 
(in Preußen Hauszinsſteuer⸗Hypotheken genannt) 
bedarf einer grundſätzlichen Anderung. Der 
Grundſatz, daß das Geld da zu verwenden iſt, 
wo es aufkommt, führt erfahrungsgemäß dahin, 
daß die großen Städte, deren bauliche Lockerung 
doch gerade erreicht werden ſoll, große Mittel 
haben, die dann aber nur in geringem Umfange 
der gelockerten Siedlungsweiſe zugute kommen, 
während in den kleineren Gemeinden, und zwar 
namentlich in den Vorortgemeinden, die Mittel 
für die Kleinſiedlung fehlen, obwohl ſie hier für 
die praktiſche Durchführung der Kleinſiedlung 
gerade unerläßlich ſind. Will man dem Staat 
nicht ausſchließlich die Verfügung über die ſämt⸗ 
lichen einkommenden Hauszinsſteuern zugeſtehen, 
wie das z. B. in Bayern der Fall iſt, dann muß 
ein gerechterer Ausgleich gefunden werden als 
bisher. Mindeſtens müßte wohl das gleiche Ver⸗ 
hältnis, wie es bei der Wohnungsbauabgabe be- 
ſtand, wovon die Hälfte dem Staat und die 
Hälfte den Gemeinden zufloß, wiederhergeſtellt 
werden; allerdings mit der Maßgabe, daß der 
ſtaatliche Anteil vorzugsweiſe der planmäßigen 
Kleinſiedlung zu dienen hat. Dabei iſt auch die 
Frage zu prüfen, ob der Ausgleich nicht zived- 
mäßiger innerhalb der einzelnen preußiſchen 
Provinzen ſtattzufinden hätte. 

g 14. Die einkommenden Zinſen aus den 
Hauszinsſteuer-Hypotheken ſollten möglichſt nur 


einer Stelle zufließen und zwar entweder dem 
Staat oder den preußiſchen Provinzen bezw. 
Landesverſicherungsanſtalten zugeführt werden, 
damit mit dieſen Mitteln eine dauernde plan⸗ 
mäßige Kleinſiedlungstätigkeit betrieben werden 
kann. 

15. Die praktiſche Durchführung der Klein⸗ 
ſiedlung iſt Sache der gemeinnützigen und 
privaten Organiſationen. Der preußiſche Staat 
muß ſich allerdings zur Durchführung dieſer 
ſtaatlichen Kleinſiedlungspolitik nachdrücklicher 
als bisher der Werkzeuge bedienen, die durch das 
preußiſche Wohnungsgeſetz in Form der pro⸗ 
vinziellen Wohnungsfürſorgegeſellſchaften hierzu 
geſchaffen ſind. Sie ſind zu dieſem Zwecke beſſer 
auszubauen und durch erhöhte ſtaatliche finan⸗ 
zielle Kräftigung für dieſe wichtige Aufgabe 
fähiger zu machen. 

16. Es iſt ferner zu prüfen, ob und inwie⸗ 
weit dieſe provinziellen Organiſationen auch ge- 
eignet ſind, nach dem Muſter der ländlichen 
Siedlungsgeſellſchaften Träger der Bodenvorrats⸗ 
wirtſchaft für die planmäßige Kleinſiedlung zu 
ſein. Nur wenn es möglich iſt, unter günſtigen 
Bedingungen Bodenvorratswirtſchaft zu treiben, 
iſt der Gartenvorſtadtgedanke, d. h. die Schaffung 
muſtergültiger Gartenvorſtadtſiedlungen, praktiſch 
durchführbar. 

17. Notwendig iſt die Umgeſtaltung der Ver- 
ordnung zur Behebung dringendſter Wohnungs⸗ 
not hinſichtlich der Enteignungsmöglichkeit von 
Kleinſiedlungsgelände, ſpeziell für die zufammen- 
hängende Kleinſiedlung und auch hinſichtlich des 
Verfahrens. 

18. Die Notwendigkeit des Erlaſſes geſetzlicher 
Beſtimmungen über die zweckmäßigſte Organi⸗ 
ſation des Kleinſiedlungsweſens (Siedlungs⸗ 
vereinsgeſetz) iſt zu prüfen. 

19. Sorgfältigſter Prüfung bedarf die Frage 
der interkommunalen Regelung des Siedlungs⸗ 
weſens (die preußiſchen Kreiſe als Träger der 
Siedlung, Eingemeindung oder beſondere Sied- 
lungsverbände oder gar Übertragung wichtiger 
Aufgaben auf die provinziellen Verbände in 
Preußen ?). 

20. Als unentbehrlichen und unabhängigen 
Mittelpunkt der Siedlungs- und Wohnungs⸗ 
reform brauchen wir dringend im Reich eine 
Zentralorganiſation, und es iſt deshalb der 
Wiederaufbau und die ſtärkſte Ingangbringung 
des deutſchen Vereins für Wohnungsreform er⸗ 
forderlich. 
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planmäßigkeit und Planlofigkeit im Wohnungsbau. 


Von Oberregierungsrat Arno Hoppe, Dresden. 


Des engliſche Volk hat ſtets die außerordentlich 
hohe Bedeutung des Wohnungsweſens erkannt, 
bereits Mitte des 19. Jahrhunderts erließ es die 
erſten umfaſſenden Wohnungsgeſetze und baute 
dieſes große ſoziale Geſetzgebungswerk ſo aus, daß 
heute England das Land des Einfamilienhauſes 
iſt. Selbſt in den engliſchen Induſtriegroßſtädten, 
wie Sheffield, der Stahlſtadt, und in Mancheſter, 
der Baumwollſtadt, wohnen durchſchnittlich nur 
vier bis fünf Menſchen in einem Hauſe, während 
in gleichartigen und kleineren deutſchen Induſtrie— 
ſtädten im Durchſchnitt 30 oder mehr Menſchen in 
einem Hauſe zuſammengedrängt ſind. Auch der 
Wohnungsnot gegenüber hat England großzügige 
und umfaſſende Maßnahmen getroffen. Die 
Regierung Macdonald ſtellte 1923 ein Bau- 
programm auf 15 Jahre auf; nach einem um⸗ 
faſſend vorbereiteten Geſamtplane ſollen in dieſen 
15 Jahren insgeſamt 2 500 000 ausgeſprochene 
Arbeiterwohnungen mit öffentlichen Beihilfen er⸗ 
richtet werden, ſo daß anfänglich weniger, ſpäter 
aber durchſchnittlich mindeſtens 200 000 Woh⸗ 
nungen jährlich mit öffentlicher Unterſtützung ge— 
baut werden ſollen. Das Housing Financial 
Provisions Act (Geſetz über die Finanzierung des 
Wohnungsbaues) vom 7. Auguſt 1924 bewilligte 
die Mittel zur Durchführung dieſes Programms, 
durch das England bis zum Jahre 1979 mit 
ſchweren finanziellen Bürden belaſtet wird. Dieſe 
Mittel ſind ausſchließlich für Einfamilienhäuſer, 
nur im beſonderen Ausnahmefalle einmal für 
Etagenhäuſer beſtimmt. Die Regierung hat eine 
Anzahl Zeichnungen für muſtergültige Ein⸗ 
familienhäuſer amtlich veröffentlicht, die mit Bei⸗ 
hilfen bedacht werden ſollen. Hierunter befindet 
ſich eine Klaſſe A, die Diele, Wohnzimmer und 
3 Schlafräume, alſo außer der Küche und Speiſe⸗ 
kammer 4 Wohnräume, und eine Klaſſe B, die ein 
weiteres Wohnzimmer, alſo 5 Räume umfaßt. 
Die Zeichnungen ſtellen dar entweder pairs, 
Doppelhäuſer, oder blocks of four, Vierhäuſer⸗ 
blocke, durchweg Einfamilienhäuſer mit 2 Ges 
ſchoſſen. England hat alſo erkannt, daß trotz ſeiner 
ſo weſentlich günſtigeren wirtſchaftlichen Lage, und 
obwohl die Mieten bereits ſeit Jahren auf 
140 v. H. der Friedensmieten erhöht ſind, noch 
auf 15 Jahre hinaus nicht an die Wiederkehr 
freien Wohnungsbaues zu denken iſt. Das eng⸗ 
liſche Volk hat ſich zu außerordentlich großen 
Opfern für ſein Wohnungsweſen entſchloſſen, ob⸗ 
wohl ſeine Wohnungsnot längſt nicht ſo verzweifelt 
iſt wie die deutſche. Aber man hat in England 
dem Wohnungsweſen der arbeitenden Klaſſen ſtets 
den größten Wert beigelegt und dieſe Frage zur 
Kernaufgabe der Sozialpolitik gemacht. 


So planvoll und weitſchauend handelt ein 

politiſch kluges und willensſtarkes Volk. 
T. 

In Deutjchland ſind wir auch im Jahre 1924 
immer wieder in den Anfängen der Erörterung 
ſtecken geblieben. Zahlloſe Male ging im ver— 
gangenen Jahre ein Raunen durch das Volk: in 
einigen Monaten, zu dem und dem beſtimmten 
nahen Zeitpunkt, tritt die freie Wirtſchaft ein. Und 
dieſe Gerüchte wurden geglaubt und weitergegeben 
von vielen, an deren Urteilsfähigkeit man ſonſt 
nicht zweifeln darf. Es geht immer noch wie eine 
Pſychoſe durch weite Kreiſe, wie wir deren in den 
Kriegs- und Nachkriegsjahren ſo manche erlebt 
haben, und wir beobachten auf unſerem Arbeits⸗ 
gebiet geiſtige Wirkungen, wie ſie etwa die Reklame 
entfaltet: Was man immer wieder hört und immer 
wieder vor das Auge gedrängt bekommt — ſchließ⸗ 
lich gibt es doch viele Leute, die unbewußt glauben, 
es müſſe doch etwas daran ſein. Und große Teile 
der deutſchen Preſſe ſind auch im vergangenen 
Jahre nicht müde geworden, immer wieder den 
Ruf nach der freien Wirtſchaft in ihre Spalten auf⸗ 
zunehmen. Es handelt ſich dabei um eine plan⸗ 
mäßig und klar geleitete Aktion. Das Intereſſe 
radikal und zielbewußt geleiteter Hausbeſitzer⸗ 
verbände iſt ohne weiteres klar: gelingt es ihnen, 
ohne Behebung der Wohnungsnot die freie Wirt- 
ſchaft zu erzwingen, ſo iſt der Hausbeſitzer in der 
Lage, für ſeine Wohnungen Miete zu fordern, was 
er erlangen kann, und man würde ſich um ſeine 
Wohnungen reißen. Der früher ſtark verſchuldete 
Miethausbeſitz, durch die Inflationszeit und die 
Abwertung der Hypotheken auf Koſten ſeiner 
Gläubiger entſchuldet, die früher 90 v. H. oder 
mehr des Hauſes beſaßen, würde Gewinne ein— 
heimſen, hinter denen die Kriegsgewinne weit 
zurückbleiben würden: Gewinne im Betrage von 
60 oder mehr Milliarden Mark; denn der deutſche 
Grundbeſitz war vor dem Kriege nach verläßlichen 
Schätzungen mit mindeſtens 75 Milliarden Mark 
Hypothekenſchulden belaſtet. Es bleibt erſtaunlich, 
daß man nicht in der breiten Offentlichkeit erkennt, 
daß die breite Agitation, die mit großer Lungen⸗ 
kraft und bedeutendem Aufwande getrieben wird, 
nicht von der Sorge um unſer Volk geleitet, nicht 
von dem Beweggrunde getrieben wird, die Woh⸗ 
nungsnot zu beſeitigen, ſondern das planmäßig ein⸗ 
geſetzte Mittel einer rückſichtsloſen Intereſſenpolitik 
iſt. Wo finden wir in der Preſſe die einmütige 
Zurückweiſung, die eine ſolche Intereſſenpolitik 
finden müßte, jobald ſie es wagt, auf die öffent⸗ 
lichen Dinge Einfluß zu gewinnen? Das neueſte 
Mittel dieſer Politik iſt es, die Wohnungsnot über- 
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haupt zu leugnen. Im Oktober 1924 konnte der 
bekannte Stadtrat Humer, der Vorſitzende und 
Wortführer der Deutſchen Hausbeſitzerverbände, 
auf dem Zentralverbandstag in Karlsruhe die Be— 
hauptung aufſtellen: Die Wohnungsnot in Deutſch⸗ 
land iſt nur ſcheinbar! Solche Behauptungen wagt 
man, während jedermann täglich die handgreif— 
lichſten Beweiſe für die Wohnungsnot vor Augen 
ſieht, während die ſchwerſte Not in weiten Volks⸗ 
kreiſen herrſcht und amtliche Erhebungen die 
klarſten Ziffern über den Umfang der Not liefern. 
Es bleibt erſtaunlich, daß ſolche Behauptungen 
nicht ſofort einmütig aus allen Lagern als dem 
klaren Verſtande und den nüchternen täglichen Be- 
obachtungen widerſprechend, zurückgewieſen werden; 
man kann ſie immer wieder mit wachſender Ge— 
ſchäftigkeit vorbringen und verbreiten. 

Was dieſen Beſtrebungen auch aus anderen 
Kreiſen zu Hilfe kommt, iſt ein myſtiſcher Glaube 
an die Allheilkraft der freien Wirtſchaft. Jeder 
Baugewerke kann aus ſeinen Erfahrungen mühelos 
errechnen, daß die Baukoſten 13 oder 2 mal jo hoch 
ſind als im Frieden, daß er alſo die 1Ffache oder 
doppelte Miete ſchon dann fordern müßte, wenn 
er die erſte Hypothek bis zur Hälfte des Bauwertes 
zu 44 %, die zweite Hypothek zu 5% bekäme. Er 
kennt auch die Zinsſätze, die jetzt gefordert werden 
und macht ſchließlich auch die Erfahrung, daß Geld 
auch zu hohem Zinsſatz auf lange Friſt kaum zu 
bekommen iſt. Trotzdem kann es in Deutſchland 
vorkommen, daß am 5. Oktober 1924 ein 
Sächſiſcher Baugewerkentag in Döbeln einmütig 
beſchließt: am 1. April 1925 iſt die freie Wohnungs⸗ 
wirtſchaft wiederherzuſtellen und „bis zu dieſem 
Zeitpunkte eine fortſchreitende Mieterhöhung bis 
zu dem den derzeitigen Baukoſten entſprechenden 
Stande durchzuführen“. 

Auch die deutſchen Handelskammern ſind nicht 
einheitlich in ihrer Stellungnahme. Induſtielle 
Kreiſe haben ein unmittelbares Intereſſe daran, 
daß die Löhne niedrig gehalten werden; denn ſie 
haben dauernd um den Auslandsmarkt aufs 
ſchwerſte zu kämpfen. Sollten ſie wirklich der 
Meinung ſein, daß ſie ihren Arbeitern und An⸗ 
geſtellten Löhne gewähren können, bei denen dieſe 
auch nur die lzfache Friedensmiete zahlen 
könnten? Dieſe Kreiſe haben mannigfache Be- 
ziehungen zum Auslande; ſollten ſie wirklich 
glauben, daß das, was in England, in Holland, in 
der Schweiz noch bis zum heutigen Tage nicht 
möglich iſt, der freie Wohnungsbau, in dem ver⸗ 


armten, ausgeſogenen Deutſchland möglich ſein 
ſollte? Auch hier in wirtſchaftlichen Kreiſen, die 


rechnen gelernt haben, herrſcht über die einfachen 
Grundlagen der Wohnungswirtſchaft häufig eine 
Unklarheit, über die man nur erſtaunen und er⸗ 
ſchrecken kann. Entgegen allen Verſtandesgründen 
und nüchternen Berechnungen hält ein myſtiſcher 


Glaube an die Zauberkraft freier Wirtſchaft auch 

Kreiſe befangen, die ſonſt gar nicht ſo ſehr geneigt 

ſind, ſich einem myſtiſchen Glauben hinzugeben. 

Blicken wir alſo auf die Entwickelung der 

öffentlichen Meinung im Jahre 1924 zurück: 

Planloſigkeit und Verworrenheit, wohin wir ſehen. 
IH. 


Die amtliche Politik der Reichsregierung ver: 
nachläſſigte die Wohnungswirtſchaft im Jahre 
1924 durchaus. Die Entwürfe für die Auf⸗ 
wertungsſteuer waren im Reichsarbeitsmini⸗ 
ſterium aufgeſtellt worden, um endgültig aus⸗ 
reichende Mittel für den Wohnungsbau zu ſchaffen. 
Das Reichsfinanzminiſterium übernahm den Ent⸗ 
wurf, nahm die Aufwertungsſteuer aber für den 
allgemeinen Finanzbedarf der Länder und Ge- 
meinden, für den Finanzausgleich mit ihnen, in 
Anſpruch. Dem Zuge ſeiner Intereſſen folgend 
ging es von dem Standpunkte alsbaldiger Rückkehr 
in die freie Wirtſchaft aus: in ſeinen Entwürfen 
der Dritten Steuernotverordnung, deren Inhalt 
durch die Preſſe bekannt geworden iſt, waren Mittel 
für den Wohnungsbau überhaupt nicht vorgeſehen, 
und es hat außerordentliche Mühe gekoſtet, daß 
wenigſtens die Beſtimmung in die Dritte Steuer- 
notverordnung aufgenommen wurde: Die Länder 
verwenden ein Zehntel des Ertrags der Auf- 
wertungsſteuer für die Förderung des Wohnungs⸗ 
baues. Dieſe Summe beträgt für Deutſchland etwa 
2% der Friedensmieten, nach Abzug von Ein- 
hebungskoſten und Ausfällen etwa 80 Millionen 
Mark, bei durchſchnittlich 5000 Mark Beihilfe für 
eine Wohnung — eine ſehr beſcheidene Annahme — 
laſſen ſich daraus 16000 Wohnungen im Jahre 
erſtellen. Was das bedeutet, vermag man zu er— 
meſſen, wenn man berückſichtigt, daß im Frieden 
in Deutſchland jährlich 200 000 Wohnungen neu⸗ 
erbaut wurden, und daß der dringendſte, unmittel- 
bar zu deckende Bedarf bei beſcheidenſter Annahme 
auf 600 000 fehlende Wohnungen berechnet werden 
muß. Dieſer Bedarf wäre dann in 373 Jahren zu 
decken! An Unzulänglichkeit iſt eine ſolche Woh— 
nungspolitik ſchwerlich zu überbieten. 

Mit der Dritten Steuernotverordnung gab das 
Reich zugleich die eigene Wohnungspolitik auf; die 
frühere Abteilung für Wohnungs- und Siedelungs⸗ 
weſen im Reichsarbeitsminiſterium wurde faſt voll- 
ſtändig abgebaut und beſtand noch aus einem 
juriſtiſchen und einem techniſchen Rat, einem 
juriſtiſchen Hilfsarbeiter und wenig Kanzlei 
perſonal, dieſe alle im weſentlichen beſchäftigt 
mit Verwaltung des Wohnungsfonds für Arbeiter 
und Angeſtellte des Reichs. Den Ländern blieb 
überlaſſen, was ſie für den Wohnungsbau tun 
wollten; auch wieweit das Reichsmietengeſetz für 
ihr Gebiet aufrecht erhalten bleiben ſollte, blieb 
jeder einzelnen Landesregierung freigeſtellt. Das 
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Bild, das dadurch im Laufe eines einzigen Jahres 
entſtanden iſt, iſt buntſcheckig genug. Nur die drei 
größten Staaten, Preußen, Bayern und Sachſen, 
haben einigermaßen übereinſtimmend eine Woh⸗ 
nungspolitik auf größerer Linie getrieben. Sie 
ſtimmen in der Höhe der Mieten, in der Mietzins⸗ 
bildung und in manchen anderen Grundlinien im 
weſentlichen überein, haben namentlich, ihnen 
voran Sachſen, übereinſtimmend ſchließlich 10 v. H. 
der Friedensmieten für den Wohnungsbau be— 
willigt, ſind alſo weit über das hinausgegangen, 
was das Reich vorgeſchrieben hatte. In allen drei 
Ländern hat der Wohnungsbau entſchiedene Fort⸗ 
ſchritte gemacht. Bis zum Jahre 1924 waren jähr⸗ 
lich etwa 0,5 v. H. der Friedensmieten an 
Wohnungsbauabgabe bewilligt worden! Dies ſei 
im Rückblick auf die frühere Zeit und zu inter⸗ 
eſſantem Vergleich hier noch erwähnt. 

In den übrigen Ländern aber ſieht es bunt aus. 
Am ſchlimmſten wohl in Württemberg. Dort hat 
man 1,4 v. H. der Friedensmieten für den 
Wohnungsbau bewilligt, dafür aber die Mieten für 
gewerbliche Räume und für alle größeren Woh⸗ 
nungen bereits auf 100 v. H. der Friedensmieten 
erhöht und den Hausbeſitzern ungeheuere Gewinne 
in die Taſchen geleitet. In Thüringen und Heſſen 
ſind die vom Reiche vorgeſchriebenen ein Zehntel 
des Ertrags der Steuer, alſo 2% der Friedens⸗ 
mieten, in Baden 4% der Friedensmieten für den 
Wohnungsbau bewilligt. 

Alſo auch auf dieſem Gebiete das Bild voll- 
kommenen Auseinanderfallens. Angeſichts der Zu⸗ 
ſtände, die ſich im Jahre 1924 in der deutſchen 
Wohnungswirtſchaft entwickelt haben, kann nux 


eine Meinung gelten: Das Reich muß 
wieder eine aktive Wohnungs⸗ 


politik treiben und durch einheitliche Vor⸗ 
ſchriften Ordnung ſchaffen. 

Dieſe Erkenntnis iſt nunmehr im gleichen Maße 
im Reichswirtſchaftsrat wie im Wohnungs-Aus- 
ſchuſſe des Reichstags durchgedrungen. 

Der Reichswirtſchaftsrat beſchloß: 

„Im Intereſſe einer wirkſamen Förderung 
des Neubaues und zugleich der Erhaltung des 
Altwohnungsbeſtandes iſt die Hauszinsſteuer 
(Aufwertungsſteuer) unter Wegfall der Ab- 
ſätze 3—5 des $ 28 der Dritten Steuernot⸗ 
verordnung auf 20 der Friedens⸗ 
miete zu erhöhen und zu einer 
Reichsſteuer auszubauen.“ 

Im Wohnungsausſchuſſe des Reichstags, der 
ſich bisher in 4 Sitzungen mit dem Gegenſtande 
befaßt hat, kam ſtärker noch als ſchon in den Ver⸗ 
handlungen des Plenums, zum Ausdruck, daß das 
Jahr 1924 ein Jahr der Planloſigkeit geweſen ſei, 
und daß das Reich die Wohnungspolitik wieder in 
die Hand Er nehmen habe. Dem Ausſchuſſe lag 
als erſter Antrag ein Antrag Dr. Külz (Demokr.) vor: 


„Der geſamte Ertrag der Hauszinsſteuer, 
die mit mindeſtens 20 v. H. der Friedens⸗ 
miete zu erheben iſt, iſt zur Förderung des 
Wohnungsbaues und zur Wohnungs⸗ 
erhaltung zu verwenden.“ 


Dieſer Antrag wurde mit 13 zu 12 Stimmen 
angenommen, und zwar mit den Stimmen der 


Linksparteien. Dieſe geringe Mehrheit von nur 
einer Stimme könnte bedenklich ſtimmen. Zur 
Beurteilung des Abſtimmungsergebniſſes muß 


man indeſſen die Anträge der Parteien beran- 
ziehen, die gegen den Antrag Dr. Külz geſtimmt 
haben. Der deutſchnationale Antrag lautete: 


„Die Reichsregierung zu erſuchen, ſo— 
lange die geſetzliche Möglichkeit zur Erhebung 
der Mietzinsſteuer beſteht, ſie zum erſt— 
möglichen Termin reſtlos zur Behebung der 
Wohnungsnot zu verwenden.“ 

Die Rechtsparteien nahmen im weſentlichen 
den Standpunkt des Reichswirtſchaftsrates zur 
Grundlage; dieſer ſieht eine Reichsſteuer von 20 % 
der Friedensmiete für den Wohnungsbau vor. 

Der Antrag des Zentrums lautete: 


„Der Ertrag der Hauszinsſteuer iſt ab 
1. April 1925 mit 50 v. H., ab 1. Oktober 
1925 mit 75 v. H. und ab 1. Januar 1926 
reſtlos dem Wohnungsneubau zuzuführen.“ 
Da die Aufwertungsſteuer beiſpielsweiſe in 
Preußen 24 v. H., in Bayern 25 v. H., in Sachſen 
27 % der Friedensmiete beträgt, ſind die 20% 
des Antrags Külz auch nach dem Antrag des 
Zentrums bereits am 11. Oktober 1925 nahezu 
durchweg erreicht, werden aber am 1. Januar 
1926 ſogar erheblich überſchritten. Man darf als 
Ergebnis feſtſtellen, daß der Wohnungsausſchuß 
nahezu einmütig darin iſt, daß für den 
Wohnungsbau 20 % der Friedensmiete zu ver⸗ 
wenden ſind. Es iſt bekannt, daß auch der Deutſche 
Städtetag urſprünglich 15, nach ſeinen letzten Be⸗ 
ſchlüſſen 20 v. H. der Friedensmieten für den 
Wohnungsbau fordert. Im Sächſiſchen Landtag 
beantragt die Deutſche Volkspartei unter ſtill⸗ 
ſchweigender Billigung der Regierung, daß 15 % 
der Friedensmieten für den Wohnungsbau 1925 
bewilligt werden. — f 


Nun aber das Waſſer in dieſen Wein. Das 
Reichsfinanzminiſterium widerſpricht dem Be⸗ 


ſchluſſe des Wohnungsausſchuſſes auf das nach⸗ 
drücklichſte. In dem von ihm bekanntgegebenen 
Entwurf eines Geſetzes zum Finanzausgleich hat 
es folgende Beſtimmung vorgeſehen: 

„Die Länder und Gemeinden werden 
mindeſtens 10 v. H. der aufkommenden 
Steuer, jedoch nicht mehr als 10 v. H. der 
Friedensmieten zur Förderung der Neubau- 
tätigkeit verwenden.“ 


c ee 


Das Reichsfinanzminiſterium beabſichtigt, die 
Aufwertungsſteuer in weiterem Umfang als 
bisher zur Deckung des allgemeinen Finanzbedarfs 
der Länder und Gemeinden zu verwenden und zu 
dieſem Zwecke auch über den 31. März 1926 
hinaus, den Termin, bis zu dem die Dritte 
Steuernotverordnung die Geltungsdauer der Auf⸗ 
wertungsſteuer beſchränkt hat, auf unbeſchränkte 
Zeit weiterzuerheben. Der Entſchließung der 
Reichsregierung mit Zuſtimmung des Reichsrats 
ſoll es überlaſſen bleiben, ob und wann die Auf⸗ 
wertungsſteuer nicht mehr erhoben wird! 

Es iſt anzunehmen, daß dieſe Abſichten des 
Reichsfinanzminiſteriums auf den einmütigen 


Widerſtand aller Parteien ſtoßen werden. Die 
Aufwertungsſteuer wird für den allgemeinen 
Finanzbedarf offenbar einmütig von allen 


Parteien abgelehnt, offenbar ebenſo einmütig für 
den Wohnungsbau für tragbar erklärt. Das 
Reichsfinanzminiſterium aber will in ſeinem Ent⸗ 
wurfe der Verwendung der Aufwertungsſteuer für 
den Wohnungsbau eine enge Grenze ſetzen, im 
übrigen aber an dem allgemein als unhaltbar er⸗ 
kannten Zuſtande feſthalten, daß die Beſtimmung 
in der Hand der Länder liegt, wieviel ſie für den 
Wohnungsbau tun wollen. Der Vollſtändigkeit 
halber ſei erwähnt, daß der Wohnungsausſchuß 
die Reichsregierung erſucht, bis zum 30. April ein 
Reichsgeſetz über die Regelung der Mietzins⸗ 
bildung u. dgl. vorzulegen, während das Reichs- 
finanzminiſterium in ſeinem Entwurfe daran feſt⸗ 
hält, daß das Reich auf dieſem Gebiete aus- 
geſchaltet bleibt, an dem gleichen Standpunkt alſo, 
den es in der Dritten Steuernotverordnung mit 
Erfolg durchgeſetzt hat. 

Offenbar hängt das weitere Schickſal der 
deutſchen Wohnungswirtſchaft davon ab, wie ſich 
der Kampf um dieſe Fragen, insbeſondere der 
Kampf um die Aufwertungsſteuer im Reichstag 
geſtalten wird. Das Ziel der Wohnungs⸗ 
politik muß es ſein, entgegen allen Wider- 
ſtänden innerhalb der Reichsregierung ſelbſt eine 
aktive Wohnungspolitik des Reiches und eine 
reichsgeſetzliche Regelung ſowohl hinſichtlich der 
Neubautätigkeit wie hinſichtlich der Mietzins⸗ 
bildung durchzuſetzen. Hinſichtlich des Wohnungs⸗ 
baus insbeſondere iſt zu fordern, daß durch Reichs⸗ 
geſetz 20 v. H. der Friedensmieten für den Woh⸗ 
nungsbau bewilligt werden. Dieſe Bewilligung 
aber muß auf eine Reihe von Jahren aus⸗ 
geſprochen werden, wobei 5 Jahre als Mindeſtzeit⸗ 
raum angeſehen werden müſſen. In kürzerer 
Zeit iſt an eine Behebung auch nur der 
dringendſten Wohnungsnot zweifellos nicht zu 
denken. Unter keinen Umſtänden darf ſich der Zu⸗ 
ſtand wiederholen, den wir trotz aller Warnungen 
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und Mahnungen, wie in jedem vorhergegangenen, 
ſo auch in dieſem Jahre wieder erleben, daß wir 
noch Monate nach Beginn des Baujahres nicht 
wiſſen, welche Mittel für den Wohnungsbau 
bereitſtehen werden. Dies iſt die vollendete Plan⸗ 
loſigkeit; ſie wird von der geſamten Wohnungs⸗ 
wirtſchaft und insbeſondere von der Bauwirt⸗ 
ſchaft teuer bezahlt. In der wichtigſten Bauzeit 
ſind die Bauarbeiter arbeits⸗, die Baugewerke be⸗ 
ſchäftigungslos. Dann ſetzt der ſtoßweiſe Anſturm 
mit allen ſeinen Schädigungen der Wirtſchaft ein. 
In dieſem Jahre bietet der Ziegelmarkt den 
ſchlagendſten Beweis für die Notwendigkeit plan⸗ 
mäßiger Wirtſchaft: Die Ziegeleien mußten im 
vergangenen Jahre wegen Mangels an Betriebs⸗ 
kapital die Kampagne vorzeitig einſtellen und 
konnten nur mit geringem Vorrat an gebrannten 
Ziegeln in den Winter gehen. Jetzt fehlen die 
Ziegel am Markt und müſſen mit unerhörten 
Preiſen bezahlt werden. Hätte man planmäßig 
arbeiten können, ſo mußten im Sommer des 
vorigen Jahres die Ziegeleien mit Betriebskrediten 
zur Anſammlung von Vorräten unterſtützt werden. 
Endgültig trägt die Wohnungswirtſchaft den 
Schaden einerſeits in der Verteuerung aller 
Bauten, andererſeits in der verminderten 
Leiſtungsfähigkeit der Bauwirtſchaft: wie kann 
man einem Arbeiter zumuten, ſich dem Bau zuzu⸗ 
wenden, wenn er wegen mangelhafter Organi⸗ 
ſation des Wohnungsbaues in der beſten Bauzeit 
der Arbeitsloſigkeit ausgeſetzt iſt. Planmäßige 
Wohnungswirtſchaft fordert ein Programm auf 
Jahre hinaus; nur dann wird man auch eine Ver⸗ 
billigung der Baukoſten erwarten dürfen. 

Eines aber bleibt dabei zu beachten. Fordert 
man die Aufwertungsſteuer ausſchließlich für den 
Wohnungsbau, dann iſt es nötig, für den all⸗ 
gemeinen Finanzbedarf, der jetzt aus der Auf⸗ 
wertungsſteuer gedeckt wurde, Erſatz zu ſchaffen. 
Ich habe an anderer Stelle“) den Vorſchlag ge⸗ 
macht, die Aufwertungsſteuer für den allgemeinen 
Finanzbedarf durch eine Beſteuerung des reinen 
Bodenwertes abzulöſen; im zweiten Märzheft der 
Zeitſchrift für Kommunalwirtſchaft und 
Kommunalpolitik wird die Durchführung dieſer 
Vorſchläge in einem bejonderen Aufſatze erörtert. 
Auch für die Aufwertungsſteuer für den Woh⸗ 
nungsbau ließe ſich eine ſozial günſtigere Aus⸗ 
geſtaltung ſchaffen; auch darüber habe ich an 
anderer Stelle“) bereits geſprochen. 


*) Hoppe, Die Finanzierung des Wohnungsbaues und 
die Wohnungswirtſchaft der Zukunft. 4. Aufl. 1924. 
S 33 bis 35, S. 67 bis 70. (Berlin, Carl Heymanns 
Verlag.) 

*) Ebenda, S. 98 bis 101. 
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III. 

Planmäßige Wohnungspolitik erfordert plan⸗ 
mäßige Verwendung der Mittel. In Bayern 
wird der für den Wohnungsbau beſtimmte Teil 
der Hausſteuer als Staatsſteuer erhoben; in 
Württemberg werden die Wohnungsbaumittel 
insgeſamt der Württembergiſchen Wohnungs⸗ 
kreditanſtalt, einer ſelbſtändig rechtsfähigen, alſo 
aus dem ſtaatlichen Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen 
herausgelöſten Staatsanſtalt zugeführt. In 
beiden Ländern iſt die vollkommen planmäßige 
Verwendung, die Verteilung nach dem Bedarf, 
die Zuführung an die Stellen größter Wohnungs- 
not gewährleiſtet. Preußen und Sachſen haben 
ſehr weſentlich andere Bahnen eingeſchlagen: in 
beiden Ländern verfügen dem Grundſatze nach 
die Gemeinden über die Mittel, die bei jeder von 
ihnen aufkommen, und zwar in Preußen über 
drei Viertel, neuerdings ſogar über vier Fünftel, 
in Sachſen voll. Dabei iſt Sachſen durchaus am 
weiteſten gegangen: in Sachſen wird die Be- 
hebung der Wohnungsnot als reine Gemeinde- 
aufgabe unter Ausſchluß jeder Mitwirkung des 
Staates behandelt. Der für den Wohnungsbau 
beſtimmte Anteil der Aufwertungsſteuer wird als 
reine Gemeindeſteuer erhoben, und jede Gemeinde 
verfügt ſelbſtändig über den Ertrag; dem Staat 
ſteht nicht einmal das Recht zu, Richtlinien über 
die Verwendung der Mittel zu erlaſſen. Nur die 
Gemeinden unter 1000 Einwohnern haben den 
Ertrag an den Landeswohnungsverband abzıı- 
liefern; der Staat iſt auch dort an der Ver⸗ 
waltung der Mittel nicht beteiligt. Die Plan⸗ 
loſigkeit iſt in Sachſen vollkommen. Es iſt hier 
nicht der Ort, die eigenartige politiſche Ston- 
ſtellation darzuſtellen, die allein eine ſo verfehlte 
Regelung ermöglicht hat. Die Frage iſt Gegen- 
ſtand eines heftigen Kampfes im Landtage ge- 
weſen, bei dem das Gemeindeintereſſe ſich als 
ſtärker erwieſen hat als das Staatsintereſſe. Die 
in Sachſen getroffene Regelung bedeutet den Ver⸗ 
zicht des Staates auf eine eigene ſtaatliche Woh⸗ 
nungspolitik und die Auflöſung des Staates in 
ſeine Gemeinden. 

Preußen iſt nicht entfernt ſo weit gegangen. 
Nur die Gemeinden über 10 000 Einwohner ver- 
fügen ſelbſtändig; im übrigen fließen die Mittel 
den Kreiſen zu, die innerhalb der ihnen zu⸗ 
gehörigen Gemeinden den gerechten Ausgleich 
vornehmen können. Vor allem aber war der 
preußiſche Staat in der Lage, Richtlinien mit 
verbindlicher Kraft zu erlaſſen, und ihm ſtehen 
ein Viertel aller Mittel, d. h. der Friedens⸗ 
mieten, für den Ausgleich zur Verfügung, 
während in Sachſen die Mittel dem Staat voll⸗ 
ſtändig entzogen ſind, ſo daß das für den Woh⸗ 
nungsbau verantwortliche Miniſterium über⸗ 


haupt über keinerlei Mittel verfügt. 

Der Zuſtand in Sachſen iſt unhaltbar ge⸗ 
worden und wird es immer mehr werden. In⸗ 
deſſen ſollen hier die Schäden des herrſchenden 
Zuſtandes nicht erörtert werden; ſie liegen nahe 
genug. Nur auf einige grundſätzliche Fragen ſoll 
hier eingegangen werden, ſoweit ſie noch für 
preußiſche und ſonſtige außerſächſiſche Verhält— 
niſſe Intereſſe haben. 

Die in Sachſen wie in Preußen getroffene 
Regelung wäre richtig, wenn der in der Ge- 
meinde aufkommende Steuerertrag immer auch 
dem Grade der Wohnungsnot entſpräche. Es be- 
darf kaum einer Ausführung, daß das in den 
meiſten Gemeinden nicht zutrifft. Sehr häufig 
haben gerade die leiſtungsfähigſten Gemeinden 
eine vergleichsweiſe nur geringe Wohnungsnot; 
die größte Wohnungsnot herrſcht aber in der 
Regel gerade dort, wo ſich in reinen Arbeiter⸗ 
wohnſitzgemeinden ſehr viele, meiſt noch dazu 
kinderreiche Familien in dürftigen Wohnungen 
drängen, aus denen keine großen Mietſteuer— 
erträge zu erwarten ſind. 

Sachſen verfügt über ziemlich gute Unter⸗ 
lagen über den Umfang der dringendſten Woh- 
nungsnot, aus denen ſich ergibt, daß auch in 
einem anſcheinend ſo gleichmäßig dicht beſiedelten 
Induſtriegebiet die Unterſchiede in der Woh⸗ 
nungsnot außerordentlich groß ſind. Lehrreich 
auch für preußiſche Verhältniſſe ſind die Zahlen, 
die ſich ſchon bei einem Vergleiche der Städte mit 
mehr als 30 000 Einwohnern ergeben haben. 

Reinertrag der Wohnungsnot 
Wohnungsbauabgabe (Zahl der auf 1000 
(auf 1 Einwohner Einwohner dringendſt 


Goldmark) fehlenden Wohnungen) 
Dresden 15,80 16,6 
Leipzig 13,70 15,3 
Chemnitz 10,90 17,4 
Plauen 13,— 17,4 
Zwickau 8,10 7,2 
Meißen 8,10 4,2 
Bautzen 9,80 7,6 
Freital 6,40 16,4 
Zittau 8,60 6,5 
Freiberg 6,90 2,5 


Die Unterſchiede im übrigen Lande ſind noch 
weſentlich größer; es iſt wahrſcheinlich, daß ſich 
für Preußen noch viel größere Unterſchiede 
herausſtellen müſſen als in Sachſen. Die 
Wirkungen werden beſonders dann deutlich, 
wenn man nach einem feſten, etwa auf 5 Jahre 
berechneten Wohnungsbauprogramm daran geht, 
die dringendſte Wohnungsnot im ganzen Lande 
zu beheben. Vergleicht man etwa die beiden an⸗ 
nähernd gleich großen Städte Freital, die aus 
einer Anzahl Arbeiter- und Induſtriegemeinden 
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des Plauenſchen Grundes bei Dresden neu ge⸗ 
ſchaffene Stadt, mit der alten Silberbergbau⸗ 
ſtadt Freiberg, ſo erkennt man, daß Freiberg in 
etwa einem Jahre mit ſeiner Wohnungsnot zu 
Ende ſein muß und dann keine beſtimmungs⸗ 
gemäße Verwendung für die Mittel mehr hat, 
während Freital mehr als 15 Jahre brauchen 
würde, auch nur ſeine dringendſte Wohnungsnot 
zu beheben. Auch bei der preußiſchen Regelung, 
bei der auch den Städten und Kreiſen geringſter 
Wohnungsnot immerhin wenigſtens drei Viertel 
der Mittel verbleiben, kann es ſchon in den 
nächſten Jahren nicht ausbleiben, daß Städte 
und Kreiſe keine beſtimmungsgemäße Verwen— 
dung mehr für die Wohnungsbaumittel haben 
werden. Die Notwendigkeit einer grundlegen; 
den Anderung wird ſich auch in Preußen 
ſpäteſtens in einem oder zwei Jahren als unab- 
weisbar herausſtellen, ſobald man planmäßiger 
als jetzt und mit beſtimmtem Ziele die Behebung 
der Wohnungsnot in Angriff nehmen wird. 
Vorſchläge für eine andere Regelung habe ich mit 
dem Bemühen, den berechtigten Intereſſen der 
Gemeinden Rechnung zu tragen, an anderer 
Stelle gemacht. 


IV. 


Eine wirklich planmäßige Verwendung der 
Wohnungsbaumittel darf ſich nicht darauf be⸗ 
ſchränken, nur das nächſte Ziel zu ſehen; ſie muß 
vielmehr einerſeits den Geſamtzuſtand, anderer⸗ 
ſeits die Zukunft der deutſchen Wohnungswirt⸗ 
ſchaft ins Auge faſſen. 

Hier ſpielt zunächſt die Frage eine Rolle, 
welche Größenklaſſe und welche Gattung von 
Wohnungen aus den Wohnungsbaumitteln ge⸗ 
baut werden ſoll. In England machen die Klein— 
wohnungen mit höchſtens 4 Wohnräumen 47 %, 
in Deutſchland 85% aller Wohnungen aus. Die 


deutſchen Wohnungsverhältniſſe lagen aber vor 
allem deshalb jo ſehr im argen, weil 50 % aller 
Wohnungen ausgeſprochene Kleinſtwohnungen 
waren, die höchſtens 2 Wohnräume mit Küche 
oder 3 Wohnräume ohne Küche umfaßten. Hierin 
gerade liegt das Wohnungselend begründet, das 
wir vor dem Kriege in vielen Großſtädten zu 
beobachten hatten. Es fehlt alſo in Deutſchland 
keineswegs an Kleinſtwohnungen. Trotzdem 
gehen heute viele Gemeinden nur darauf aus, 
in großen Miethäuſern möglichſt viele Kleinſt⸗ 
wohnungen, womöglich nur aus Wohnküche und 
Schlafkammer beſtehend, zu errichten, um ſofort 
möglichſt viele Wohnungsſuchende unterzu⸗ 
bringen. Man lebt auf dieſe Weiſe aus der 
Hand in den Mund und überſieht ganz, daß 
man, ſobald man die zahlloſen kleinen, jetzt 
wohnungſuchenden Haushaltungen in Kleinſt⸗ 
wohnungen untergebracht haben wird, die andere 
Seite der Wohnungsnot noch völlig unbehoben 
ſein wird, daß zahlloſe Wohnungen ſchwer über⸗ 
füllt ſind. Das planmäßigſte Vorgehen beſteht 
darin, für die zahlloſen, jetzt ſehr mangelhaft 
untergebrachten großen Familien genügend große 
Wohnungen zu ſchaffen, in ihre zu kleinen Woh⸗ 
nungen aber dann die jüngeren Ehepaare einzu⸗ 
weiſen. Es fehlt ferner nicht an Mietkaſernen in 
Deutſchland, ſondern am Arbeiter-Einfamilien⸗ 
haus. Eine gute Zwiſchenlöſung bietet ſich in 
der Form dar, daß man Einfamilienhäuſer mit 
Erd⸗ und Obergeſchoß und mindeſtens vier oder 
fünf Räumen errichtet, in dieſe aber bis zur Be⸗ 
hebung der Wohnungsnot zwei Familien auf⸗ 
nimmt. Gelingt es, ein feſtes, auf Jahre ge⸗ 
ſichertes Bauprogramm aufzuſtellen, ſo wird 
man planmäßig darangehen können, das deutſche 
Wohnungsweſen gerade nach den Seiten auszu⸗ 
bauen, auf denen heute und vor dem Kriege die 
ſchweren Mängel lagen. 


Die Finanzierung der bäuerlichen Siedlung. 


Von Oberregierungsrat a. D. Koeppel. 


D Anſiedlungskommiſſion Poſen verkaufte die 
von ihr ausgelegten bäuerlichen Siedlungs⸗ 
ſtellen gegen eine Dauerrente. Die Ablöſung 
dieſer Rente konnte mit ihrer Zuſtimmung durch 
Kapitalzahlungen erfolgen. Die einzelnen An⸗ 
ſiedler mußten ſo viel bares Geld mitbringen, 
das ſogenannte Ausrüſtungsvermögen, um ſich 
ihre Gebäude zu errichten und die Stelle mit 
Inventar zu beſetzen. Tüchtigen Leuten, die 
über die hierfür erforderlichen Geldmittel nicht 
verfügten, konnte ein Ergänzungsdarlehen, das 
hypothekariſch ſichergeſtellt wurde, bewilligt 
werden. Die Anſiedlungskommiſſion erhielt die 


für ihr Verfahren nötigen Mittel durch Kapitals⸗ 
überweiſung ſeitens des Staates. Die von den 
Anſiedlerſtellen aufkommenden Renten floſſen 
dem Siedlungsfonds zu und verſtärkten ſo die 
Mittel der Anſiedlungskommiſſion. 

In den übrigen öſtlichen Provinzen des 
Preußiſchen Staates, in denen die Anſiedlungs⸗ 
kommiſſion nicht tätig war, erfolgte die Renten⸗ 
gutsbildung durch die Generalkommiſſionen, 
unter deren Aufſicht private Siedlungsträger 
arbeiteten. Neben ſie traten im letzten Vorkriegs⸗ 
jahrzehnt die vom Preußiſchen Staat ge⸗ 
gründeten gemeinnützigen provinziellen Sied⸗ 
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lungsgeſellſchaften. Geldquelle waren die Preußi- 
ſchen Rentenbanken, die die bäuerlichen Sied⸗ 
lungsſtellen mit einer Tilgungsrente beliehen. 
Der Zinsfuß betrug in den letzten Jahren vor 
dem Kriege 4%, die Tilgungsquote ½ . Die 
Rentenbanken verſchafften ſich ihrerſeits ihre 
Geldmittel durch die Ausgabe von Renten⸗ 
briefen, die zuletzt ebenfalls den 4 igen Typ 
hatten. Sie ſtanden im Kurſe etwa gleich den 
Preußiſchen Pfandbriefen, d. h. gegen 90 %. 
Der durch die Verſilberung der Pfandbriefe ent- 
ſtehende Kursverluſt wurde vom Preußiſchen 
Staat zu ¼ durch Zuſchüſſe gedeckt. Der Be⸗ 
leihung lag eine Taxe des landwirtſchaftlichen 
Sachverſtändigen der Generalkommiſſion zu⸗ 
grunde, fie ging im allgemeinen bis 80% und 
durfte bei ſogenannten Familienbetrieben, d. h. 
bäuerlichen Siedlungsſtellen, die ausſchließlich 
vom Beſitzer und ſeinen Familienmitgliedern 
bewirtſchaftet wurden, bis zu 90% der Taxe 
gehen, wenn eine leiſtungsfähige Siedlungsgeſell—⸗ 
ſchaft die Bürgſchaft für die aufkommende Rente 
übernahm. Dieſe Rentenbeleihung wurde nach 
völliger Einrichtung der Stellen feſtgeſetzt und 
gewährt. Da aber die Geldmittel für den Ans 
kauf von Siedlungsland, Inventarergänzung, 
Bautätigkeit und die ganze Zwiſchenwirtſchaft 
naturgemäß gleich zu Anfang des Verfahrens ge- 
braucht wurden, hatte der Staat einen Fonds 
von zuletzt 100 Millionen ausgeworfen, aus dem 
die Siedlungsgüter ſofort nach dem Ankauf bis 
zu 75% des Taxwertes beliehen wurden. Dieſer 
ſogenannte Zwiſchenkredit wurde dann am Ende 
des Verfahrens durch die Rentenbeleihung ab— 
gelöſt und zum Ankauf neuen Siedlungslandes 
an anderer Stelle frei. Man ſieht, es war ein 
mit altpreußiſcher Gründlichkeit ausgebautes 
Finanzierungsverfahren; es verwirklichte in 
reibungsloſer Arbeit den großen Gedanken der 
Preußiſchen Siedlungsgeſetzgebung, welche in 
Fortführung der friederizianiſchen inneren 
Koloniſation tüchtigen, aber minderbemittelten 
landwirtſchaftlichen Kräften den ſozialen Aufſtieg 
ie Erwerb einer Bauernſtelle ermöglichen 
ollte. 

Zwiſchenkredit und Rentenbanken ſind ein 
Opfer der Inflation geworden. Sie haben ihre 
Tätigkeit eingeſtellt. 

Hiermit iſt der Lebensnerv der bäuerlichen 
Koloniſation durchſchnitten. Die Siedlungsgeſell⸗ 
ſchaften ſind jetzt angewieſen, den Beleihungs⸗ 
bedarf ihrer Siedlerſtellen auf dem Realkredit⸗ 
markt zu decken. Die gegenwärtigen Unzuläng⸗ 
lichkeiten des Realkreditmarktes ſind bekannt. Sie 
beruhen einerſeits in der Höhe des Zinsſatzes, 
der augenblicklich bei Berückſichtigung des Kurs⸗ 
ſtandes der betreffenden Papiere, der zu zahlen⸗ 
den Proviſionen uſw. etwa 13 % beträgt, 


andererſeits in der unzureichenden Höhe der Be— 
leihung. 

Ein Beiſpiel möge den Unterſchied zwiſchen 
einſt und jetzt darlegen: 

Nehmen wir an, daß eine bäuerliche Sied- 
lungsſtelle mit ihren neuen Gebäuden und nach 
der Inventarbeſchaffung 25 000 M koſtet. Vor 
dem Kriege konnte man mit einer Beleihung 
durch die Rentenbank in Höhe von etwa 
20 000 M rechnen. Der Erwerber hatte alſo aus 
eigenen Mitteln zunächſt Betriebskapital und 
ferner als Anzahlung 5000 % aufzuwenden; zur 
Tilgung ſeiner Schuld hatte er als jährliche und 
kündbare Rente 4½ % von 20 000 %% = WO MH 
zu entrichten. Dies bedeutete, daß der bäuerliche 
Nachwuchs, zweite Söhne uſw., in die Lage ver- 
ſetzt war, mit geringer Anzahlung ſeßhaft zu 
werden. 

Zurzeit iſt auf einer derartigen Stelle 
höchſtens eine Hypothek in Höhe von 10 000 % 
zu erreichen. Hierfür ſind ohne Tilgung und 
Verwaltungsbeiträge der ausgebenden Inſtitute 
mindeſtens 13% Zinſen = 1300 / jährlich zu 
entrichten. Der Erwerber hat neben dem Be— 
triebskapital noch 15 000 / aus eigenen Mitteln 
aufzuwenden. 

Auf dieſer Grundlage kann in nennens- 
wertem Umfange bäuerliche Siedlung nicht be— 
trieben werden, jedenfalls dient ſie nicht mehr 
zum Nutzen der Kreiſe, für die früher die bäuer⸗ 
liche Siedlung beſtimmt war, nämlich tüchtiger, 
aber kapitalſchwacher Landwirte. 

Ein beſonderes Kapitel der letztjährigen 
Siedlungstätigkeit ſtellt die Unterbringung der 
aus Poſen und Weſtpreußen vertriebenen An— 
ſiedler der Anſiedlungskommiſſion dar. Es 
handelt ſich um ein ausgezeichnetes Menſchen— 
material, deſſen Tüchtigkeit nicht nur in ihrer 
alten Heimat, ſondern auch überall dort an⸗ 
erkannt iſt, wo ſie jetzt wiederum ſeßhaft gemacht 
werden konnten. Dieſe Bauern ſind von den 
polniſchen Behörden zum größten Teil ohne jede 
EntſchädigQung von ihren Stellen vertrieben 
worden. Sie konnten nur etwas Hausgerät und 


Inventar mitnehmen. Ihre Unterbringung ge⸗ 
ſchah in Flüchtlingslagern, in denen ſich zu 


Zeiten gegen 3000 Familien in traurigem Elend 
befanden. 

Auf das Hin und Her zwiſchen Reich und 
Preußen über die Verpflichtung, für eine Ent⸗ 
ſchädigung dieſer Kriegsgeſchädigten aufzu⸗ 
kommen, ſoll nicht weiter eingegangen werden. 
Das Ergebnis iſt folgendes: 

Die öſtlichen Siedlungsgeſellſchaften haben 
den weitaus größten Teil der Flüchtlinge unter⸗ 
gebracht. Sie haben dafür eine Entſchädigung 
erhalten, die auch jetzt noch gänzlich unzulänglich 
iſt. Sie beträgt für den großen Teil der Wieder⸗ 
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angejiedelten rund 2000 / 
4400 M Darlehen; für die Bauten wird ſeit 1924 
eine Beihilfe aus der Hauszinsſteuer gewährt, die 
zwiſchen 4 und 8000 / ſchwankt, aber die tat- 
ſächlichen Baukoſten der ländlichen Siedlerſtelle 
mit Wohnhaus, Stall und Scheune in keinem 
Fall deckt. Selbſt im günſtigſten Fall ſind 
alſo etwa 14 500 % — der größte Teil darlehns⸗ 
weiſe — gegeben, während der Reſt der Her⸗ 
ſtellungskoſten von den Siedlungsgeſellſchaften 
kreditiert worden iſt. Dieſe haben hierdurch ihre 
Mittel feſtgelegt. Es fehlt ihnen nun mehr das 
Kapital für Landkauf, obwohl günſtige Gelegen- 
heit dazu jetzt vielfach gegeben wäre; es fehlt das 
Kapital für die notwendige intenſive Zwiſchen⸗ 
wirtſchaft, für Inventarergänzung, Bauten und 
alles, was eine Siedlung mit ſich bringt. Staats⸗ 
hilfe iſt bisher nur in unzureichendem Maße ein⸗ 
getreten, ſo daß die bäuerliche Siedlung entweder 
zum Stillſtand oder zu langſamem Arbeiten ver- 
urteilt iſt. Es iſt dies um ſo bedauerlicher, als 
die Flüchtlinge aus Poſen und Weſtpreußen noch 
längſt nicht alle untergebracht find und neuer Zu- 
gang zu erwarten iſt, da der polniſche Staat die- 
jenigen, die für Deutſchland optiert haben, aus⸗ 
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zuweiſen beabſichtigt. Die Siedlungsgeſellſchaften 
können für dieſe Leute nur arbeiten, wenn neben 
der Entſchädigung des Einzelnen, die als An⸗ 
zahlung zu betrachten iſt, ein tragbarer Real- 
kredit für die Reſtherſtellungskoſten bereitgeſtellt 
wird. Iſt dies durch die an ſich beabſichtigte 
Wiederherſtellung der Rentenbanken zurzeit 
wegen der Ausſtattung, die dieſe Papiere mit 
Rückſicht auf den Zinsfuß und den allgemeinen 
Kursſtand der Realkreditpapiere erhalten müßten, 
nicht möglich, jo müſſen vom Staat einſtweilen 
niedrig verzinsliche Geldmittel vorſchußweiſe her⸗ 
gegeben werden, die dann ſpäter ihre Ablöſung 
durch Rentenbriefe finden mögen, wenn dieſe 
wieder zu angemeſſenen Bedingungen auf den 
Anleihemarkt gebracht werden können. 

Daß das deutſche Volk im Intereſſe ſeiner 
Selbſtbehauptung die Verpflichtung hat, ſeine 
Oſtgrenze durch Schaffung möglichſt vieler, im 
Land feſtgewurzelter Einzelexiſtenzen zu ſichern, 
iſt eine Erkenntnis, die leider noch längſt nicht 
Gemeingut geworden iſt, trotzdem mit dem Ver⸗ 
luſt von Poſen und Weſtpreußen die bitterſten 
Erfahrungen gemacht ſind. Möge die Erkenntnis 
und die rettende Tat kommen, ehe es zu ſpät iſt. 


Die Finanzierung des Wohnungsbaues im Jahre 1925. 


Von Aſſeſſor Baumgarten. 


Dee Vorbereitungen für die diesjährige Woh⸗ 
nungsbautätigkeit ſind in vollem Gange. 
Nach der Zahl der vorliegenden Anträge zu ur⸗ 
teilen, müßte ſich in dieſem Jahre eine außer⸗ 
ordentlich lebhafte Bautätigkeit entwickeln, und 
dies wäre im Intereſſe einer baldigen Behebung 
der Wohnungsnot zweifellos außerordentlich zu 
begrüßen. Leider ſcheint es einſtweilen nicht ſo, 
als ob die Mehrzahl der vorliegenden Pläne 
durchführbar ſein wird. Einſtweilen können wir 
für die Gewährung von Hauszinsſteuerhypotheken 
nur mit denſelben Mitteln rechnen, die im 
vorigen Jahre den einzelnen Kreiſen und 
Städten zur Verfügung geſtanden haben. Dieſe 
Mittel ſind aber bekanntlich faſt allenthalben 
völlig unzulänglich geweſen und haben ins⸗ 
beſondere in den Landkreiſen kaum nennenswerte 
Summen ausgemacht. Wenn ein ganzer Kreis, 
wie es im vorigen Jahre der Fall war, nur über 
ein Aufkommen von rd. 20 000 M für Woh⸗ 
nungsbauzwecke verfügt, ſo kann damit ſelbſt bei 
größter Streckung der Mittel durch Herabſetzung 
des Hypothekenbetrages für die einzelne Wohnung 
nur eine verſchwindend geringe Anzahl von 
Wohnungen finanziert werden. Die große Mehr- 
zahl der vorliegenden Anträge wird alſo keine 


Berückſichtigung finden können, wenn nicht eine 
weſentliche Verſtärkung der Hauszinsſteuermittel 
für Wohnungsbauten ſtattfindet. Ob dieſe Be- 
dingung erfüllt werden wird, ſteht einſtweilen 
noch völlig dahin. Allerdings hat nach Preſſe⸗ 
mitteilungen der Reichstagsausſchuß für Woh⸗ 
nungs⸗ und Siedlungsweſen eine Erhöhung der 
Hauszinsſteuer bis auf 20% der Friedensmiete 
und die Verwendung des vollen Steuerertrages 
für Wohnungsbauten verlangt. Bei der geringen 
Mehrheit, mit der dieſer Beſchluß gefaßt worden 
iſt, und bei dem ſtarken Widerſpruche des Reichs⸗ 
finanzminiſters iſt aber nicht darauf zu rechnen, 
daß dieſer Beſchluß die Zuſtimmung des 
Plenums finden wird. Die Entſcheidung über 
dieſe Frage wird weſentlich davon abhängen 
müſſen, welche Rolle die Hauszinsſteuer in dem 
zu erwartenden Finanzausgleichsgeſetz und in 
dem Aufwertungsgeſetz ſpielen wird. Es iſt 
kaum anzunehmen, daß der Reichsfinanzminiſter 
von ſeiner Forderung, den größeren Teil des Er⸗ 
trages der Steuer für den allgemeinen Finanz⸗ 
ET zu verwenden, abgehen wird, und man 
muß damit rechnen, daß er für ſeine Anſicht die 
Mehrheit des Reichstages gewinnen wird. Es 
erſcheint auch zweifelhaft, ob der volle Betrag von 
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2 Milliarden Mark, der bei einer Erhöhung der 
Steuer auf 20% der Friedensmiete vorausſicht⸗ 
lich zur Verfügung ſtehen würde, bei dem gegen: 
wärtigen Stande unſerer Bauſtoffinduſtrie und 
dem jetzigen Beſtand an Bauhandwerkern und 
arbeitern für Wohnungsneubauten würde ver- 
braucht werden können. Dabei iſt zu berück— 
ſichtigen, daß aller Wahrſcheinlichkeit nach in 
dieſem Jahre die Induſtrie wieder mit Exweite— 
rungs⸗ und Neubauten auf den Plan treten wird 
und daß unſere Bauwirtſchaft zu einem erheb— 
lichen Teile ſchon dadurch in Anſpruch genommen 
werden dürfte. Ob auch die Landwirtſchaft ihre 
Bautätigkeit wieder wird aufnehmen können, 
ſteht noch dahin, iſt aber nicht ſehr wahrſcheinlich. 
Jedenfalls ſprechen nicht nur finanzpolitiſche, 
ſondern auch wirtſchaftliche Gründe dafür, daß 
die Hoffnung auf eine Durchſetzung des von dem 
Reichstagsausſchuß gefaßten Beſchluſſes kaum in 
Erfüllung gehen wird. Andererſeits muß man 
ſich darüber klar ſein, daß ohne eine weſentliche 
Verſtärkung der Hauszinsſteuermittel für Woh- 
nungsbauzwecke eine baldige Ausfüllung des 
Fehlbedarfs an Wohnungen und damit die Mög⸗ 
lichkeit der Aufhebung der Wohnungszwangs— 
wirtſchaft nicht denkbar iſt. Man wird fordern 
müſſen, daß mindeſtens eine Verdoppelung der 
vorjährigen Mittel ſtattfindet, damit wenigſtens 
der Jahresbedarf an neuen Wohnungen gedeckt 
werden kann. 


Dabei iſt zu berückſichtigen, daß eine Ver⸗ 
ſtärkung der Mittel nicht nur im Intereſſe der 
Schaffung einer größeren Anzahl von Woh— 
nungen, ſondern auch wegen der ſeit dem Vor— 
jahre eingetretenen Erhöhung der Baukoſten er⸗ 
forderlich erſcheint. Nach einwandfreien Feſt— 
ſtellungen haben wir gegenwärtig mit einem 
Baukoſtenindex von rd. 185 zu rechnen, und es 
erſcheint durchaus nicht ausgeſchloſſen, daß wir 
im Laufe des Jahres auf die doppelte Höhe der 
Friedensbaukoſten kommen werden. Gegenüber 
dem Vorjahre würde das eine Erhöhung der 
Baukoſten um / bis ½¼ bedeuten. Da die 
Kapitalbildung zweifellos nicht in demſelben 
Maße fortgeſchritten iſt, würde bei der gleichen 
Bemeſſung der Hypothekenhöhe wie im vorigen 
Jahre eine Lücke bei der Finanzierung der 
Bauten eintreten müſſen, deren Ausfüllung 
zweifellos die größten Schwierigkeiten bereiten 
würde. Schon im vorigen Jahre war es in den— 
jenigen Kreiſen und Städten, wo die Hauszins⸗ 
ſteuerhypotheken nur im Durchſchnittsbetrage von 
3000 AH je Wohnung gegeben wurden — und 
das war in unſerer Provinz wohl die Mehr- 
zahl —, die Frage der Aufbringung des Reſt⸗ 
betrages außerordentlich ſchwierig. Wenn wir jetzt 
mit einer Verteuerung der Bauten gegenüber 
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dem Vorjahre um ¼ bis ½ rechnen müſſen, jo 
iſt nicht erſichtlich, woher der Mehrbedarf gedeckt 
werden ſoll. Man wird nur durch eine Erhöhung 
der einzelnen Hypothekenbeträge helfen können, 
und dies wird wiederum nur dann möglich ſein, 
wenn die Mittel für die Hypothekengewährung in 
ganz anderem Maße fließen als im vorigen 
Jahre. Man könnte ſich fragen, ob es nicht über⸗ 
haupt zweckmäßig wäre, eine beſtimmte Mindeſt— 
grenze für den Hypothekenbetrag feſtzuſetzen, um 
zu verhindern, daß Hypotheken gewährt werden, 
die eine ausreichende Finanzierung der Bauten 
im Regelfalle nicht ermöglichen. In der Tat ſind 
hierfür die verſchiedenſten Vorſchläge gemacht 
worden. Ein derartiges Vorgehen würde aber 
die Gefahr in ſich bergen, daß bei unzureichender 
Verſtärkung der Hauszinsſteuermittel die Zahl 
der zu finanzierenden Wohnungen zu gering 
werden würde, und würde damit zweifellos nicht 
im Intereſſe der Geſamtheit liegen. Außerdem 
könnte der Fall eintreten, daß eine Über— 
finanzierung erfolgte, nämlich dort, wo von 
anderer Seite, etwa in Geſtalt von Arbeitgeber— 
darlehen, kapitaliſierten Renten oder dergl. oder 
auch in Form des Eigenkapitals ausreichende 
Beträge für die Deckung des Baukoſtenreſtes zur 
Verfügung geſtellt werden können. Mit Rückſicht 
hierauf wird wohl das bisherige Verfahren, bei 
dem lediglich eine Höchſtgrenze feſtgeſetzt wurde 
und innerhalb dieſer Grenze die Bemeſſung der 
einzelnen Hypothek dem Ermeſſen der ausgeben- 
den Stelle überlaſſen blieb, beibehalten werden. 
Allerdings wird Vorſorge getroffen werden 
müſſen, daß nicht wieder eine Schematiſierung 
der Hypothekenhöhe innerhalb ganzer Kreiſe ohne 
Rückſicht auf die Bedürfniſſe des einzelnen Falles 
ſtattfindet. Wie die entſprechende Vorſchrift zu 
faſſen ſein würde, iſt indeſſen ſchwer zu ſagen. 
Jedenfalls wird man eine Berückſichtigung der 
wirtſchaftlichen und Vermögenslage, ſowie des 
Raumbedarfs des Antragſtellers vorſchreiben 
müſſen. 

In ſtärkerem Maße als bisher wird auch den 
ſozialen Geſichtspunkten bei der Schaffung von 
Wohnungen für Kriegsbeſchädigte, kinderreiche 
Familien und ſonſtige wirtſchaftlich Schwache 
Rechnung getragen werden müſſen. Es müßte 
künftig unmöglich ſein, daß einer Familie mit 
9 Kindern der höchſte zuläſſige Hypothekenbetrag 
von 5000 // aus rein formalen Gründen nicht 
gewährt werden darf, wie es im vorigen Jahre 
gelegentlich der Fall war. 

Solange eine Anderung der geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen über die Bemeſſung der Hauszins⸗ 
ſteuer und der Richtlinien für die Gewährung 
von Hauszinsſteuerhypotheken nicht erfolgt iſt, 
wird man bei der Aufſtellung der Finanzierungs⸗ 
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pläne für die einzelnen Bauvorhaben von dem 
Stande des vorigen Jahres ausgehen müſſen. 
Dabei wird ſich aber in denjenigen Kreiſen, die 
ihre Hypotheken auf 2000 oder 3000 M zu be⸗ 
grenzen pflegten, wahrſcheinlich ergeben müſſen, 
daß die meiſten Bauten unter Berückſichtigung 
der erhöhten Baukoſten nicht zu finanzieren ſein 
werden. Es wird nicht zu vermeiden ſein, daß 
ſich dadurch eine ſtarke Mißſtimmung in den 
Kreiſen der Bauintereſſenten herausbildet. Man 
kann alſo nur dringend wünſchen, daß die be— 
abſichtigten Anderungen der geſetzlichen und 
miniſteriellen Vorſchriften ſobald wie möglich er⸗ 
folgen, damit die geplanten Bauten rechtzeitig 
vorbereitet und angefangen werden können, und 
nicht wieder, wie in früheren Jahren, der beſte 
Teil des Jahres ungenützt vorübergeht. 
Abgeſehen von den Hauszinsſteuerhypotheken, 
werden auch in dieſem Jahre wieder andere 
Hilfsquellen geſucht und gefunden werden müſſen, 
um die Finanzierung der Bauten zu ermöglichen. 
Als eine derartige Hilfsquelle kommt vor allem 
die erſtſtellige hypothekariſche Beleihung der Bau⸗ 
grundſtücke in Frage. Die Bauten des vorigen 
Jahres ſind zu einem ſehr erheblichen Teil von 
der Preußiſchen Landespfandbriefanſtalt mit erſt⸗ 
ſtelligen Hypotheken verſorgt worden. Allerdings 
wird allenthalben außerordentlich darüber geklagt, 
daß die Beleihungsbedingungen dieſer Anſtalt 
durchaus nicht günſtig ſeien und daß die Bau— 
herren mit der Entgegennahme dieſer Darlehen 
ſich eine Laſt aufbürdeten, deren Tragung bei 
einer allgemeinen Senkung der Zinsſätze vielleicht 
unmöglich werden würde. Es iſt zuzugeben, daß 
im Hinblick auf die geringe finanzielle Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der in Betracht kommenden Volks⸗ 
ſchichten in der Höhe der Jahresbelaſtung aus 
dieſen Hypotheken eine große Gefahr liegt. 
Andererſeits muß feſtgeſtellt werden, daß es einſt⸗ 
weilen in den meiſten Fällen keine Möglichkeit 
gibt, den aus den Pfandbriefdarlehen zu erzielen⸗ 
den Betrag anderweitig zu beſchaffen, und daß 
infolgedeſſen die Aufnahme dieſer Darlehen eine 
Notwendigkeit bedeutet. Immerhin muß man 
ſich darüber klar ſein, daß in Gebieten mit 
ſchlechten Lohnverhältniſſen, wie wir ſie z. B. im 
Waldenburger Gebiet haben, die Finanzierung 
von Bauten mit Hilfe derartiger Hypotheken- 
darlehen im allgemeinen nicht durchführbar ſein 
wird, weil die dortige arbeitende Bevölkerung, die 
unter einer beſonders ſtarken Wohnungsnot 
leidet, bei den jetzigen Lohnſätzen nicht in der 
Lage ſein würde, die Hypothekenzinſen aufzu⸗ 
bringen. Man könnte hieraus entweder den 
Schluß ziehen, daß für ſolche Gebiete eine be— 


ſondere Aktion im Sinne der Beſchaffung billiger 


Gelder, etwa durch Gewährung von Zuſatzhypo⸗ 
theken aus dem Hauszinsſteueraufkommen, ein⸗ 
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geleitet werden müßte, oder es wird zu fordern 
ſein, daß für ſolche Fälle ein beſonderer Fonds 
zur Verbilligung der Hypotheken durch Ge⸗ 
währung von Zinsbeihilfen gebildet wird. 
Vielleicht werden auch beide Maßnahmen mit⸗ 
einander zu vereinigen ſein. 

Eine höhere Fürſorge als im vorigen Jahre 
werden auch die national gefährdeten Gebiete er⸗ 
fahren müſſen, und zwar nicht nur in Ober⸗ 
ſchleſien und dem Rheinland, ſondern auch in 
Niederſchleſien. Auch hier gibt es eine ganze An⸗ 
zahl von Kreiſen, in denen die Gefahr des Ein⸗ 
dringens fremdſtämmiger Elemente und der Ab- 
wanderung einheimiſcher Familien beſteht und in 
den mit den bisher verfügbaren Mitteln dieſer 
Gefahr nicht wirkſam entgegengetreten werden 
kann. Es wäre bedauerlich, wenn über der Für⸗ 
ſorge für die in erſter Linie bedrohten Provinzen 
die Bekämpfung dieſer Gefahren vergeſſen werden 
würde. 

Für dieſen und ähnliche Zwecke wird aber 
nur dann ausreichend geſorgt werden können, 
wenn neben der allgemeinen Erhöhung der Haus⸗ 
zinsſteuermittel eine ſtarke Vermehrung des 
Ausgleichsfonds ſtattfindet. Dieſer Fonds 
hatte bekanntlich die Aufgabe, neben der Ver⸗ 
ſorgung einzelner, beſonders gefährdeter Gebiete 
und der Unterbringung von Flüchtlingen einen 
Ausgleich zwiſchen dem verſchieden bemeſſenen 
Aufkommen der einzelnen Provinzen und Ge⸗ 
bietsteile zu ermöglichen, wie er nach der Natur 
der Steuer als einer Wohnſteuer erforderlich er⸗ 
ſchien, um die Unterſchiede zwiſchen Stadt und 
Land einigermaßen zu überbrücken. Dieſem Zwecke 
konnte der Ausgleichsfonds im vorigen Jahre 
nur in ganz unzulänglicher Weiſe nutzbar ge⸗ 
macht werden. Wenn der ganze Bezirk Liegnitz 
nur eine Summe von etwa 600000 / aus 
Mitteln des Ausgleichsfonds erhalten konnte, ſo 
iſt ohne weiteres klar, daß damit der beabſichtigte 
Ausgleich in keiner Weiſe durchzuführen war. 
Beſonders ſchwierig geſtaltete ſich die Unter⸗ 
bringung derjenigen Familien, die aus der Groß⸗ 
ſtadt in die Vororte oder auf das Land ziehen 
wollten. Weder die Stadt, noch der ſie umgebende 
Landkreis hatten ein unmittelbares Intereſſe an 
der Förderung dieſer Bauten, und deshalb wurde 
die Gewährung von Hauszinsſteuerhypotheken 
für derartige Umſiedlungszwecke im allgemeinen 
grundſätzlich abgelehnt. Zweifellos liegt es aber 
im Intereſſe der Geſamtheit, daß der Bevölke⸗ 
rungsüberſchuß der Großſtädte wenigſtens zu. 
einem gewiſſen Teil auf das Land und in die 
Vororte überführt werden kann, und es wäre 
dringend zu wünſchen, daß für dieſen Zweck der 
Ausgleichsfonds, der wohl allein dafür in Be⸗ 
tracht kommt, nutzbar gemacht und entſprechend 
verſtärkt werden könnte. 
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Neben den Hauszinsſteuerhypotheken und den 
erſtſtelligen Pfandbriefhypotheken werden für 
einzelne Fälle noch Arbeitgeber-Dar⸗ 
lehen beſchafft werden können. Es iſt zu 
hoffen, daß auf dieſem Gebiete Reich und Staat 
den ſonſtigen Arbeitgebern mit gutem Beiſpiel 
durch die Bereitſtellung angemeſſener 
vorangehen werden. Dankbar muß anerkannt 
werden, daß die Reichspoſtverwaltung ſeit einiger 
Zeit in großzügiger Weiſe durch die Gewährung 
derartiger Darlehen für die Unterbringung ihrer 
Beamten ſorgt. Bei der Reichsbahnverwaltung, 
die ſich früher ebenfalls in größerem Umfange 
auf dieſem Gebiete betätigte, ſcheint einſtweilen 
die Finanzlage noch nicht ſo weit geklärt zu ſein, 
daß ſie ſich wieder mit größeren Mitteln an der 
Löſung dieſer Aufgabe beteiligen könnte. In⸗ 
wieweit die allgemeine Reichsverwaltung und 
die preußiſche Staatsverwaltung Mittel für der⸗ 
artige Zwecke zur Verfügung ſtellen will, iſt mir 
bisher nicht bekannt geworden. Der Preußiſche 
Staat ſcheint über den Umfang der von ihm im 
vorigen Jahre hergegebenen Mittel nicht hinaus- 
gehen zu wollen, obwohl kein Zweifel daran be— 
ſtehen dürfte, daß dieſe Mittel völlig unzureichend 
waren. Bei der Induſtrie zeigt ſich neuerdings 
erfreulicherweiſe mehrfach die Neigung, die 
Schaffung von Arbeiterwohnungen wieder auf— 
zunehmen, und zwar auch in der durch die Richt⸗ 
linien für die Gewährung der Hauszinsſteuer— 
hypotheken vorgeſehenen Form der Bildung einer 
gemeinnützigen Bauvereinigung im Hinblick auf 
die dadurch ermöglichte Inanſpruchnahme der 
Hauszinsſteuerhypotheken. Es iſt zu hoffen, daß 
unter dieſen Umſtänden von der Aufnahme einer 
beſonderen Zwangsbeſtimmung im Sinne der 
Heranziehung der induſtriellen Arbeitgeber zur 
Schaffung von Wohnungen wird Abſtand ge— 
nommen werden können. 

Zu begrüßen iſt ferner, daß gegenwärtig 
wieder Mittel für die Kapitaliſierung der 
Renten von Kriegsbeſchädigten zur Verfügung 
ſtehen. Allerdings ſind die Sätze, die ſich bei dieſer 
Kapitaliſierung ergeben, vorläufig noch ver- 
hältnismäßig gering und werden zur Deckung 
des nach Abzug der Hauszinsſteuerhypothek ver⸗ 
bleibenden Baukoſtenbetrages nur in den 
ſeltenſten Fällen ausreichen. 

Bei den vermehrten Schwierigkeiten der 
Finanzierung wird in den größeren Städten, in 
denen erfahrungsgemäß mit höheren Baukoſten 
zu rechnen iſt als auf dem Lande, nur dann in 
nennenswertem Umfange gebaut werden können, 
wenn die Städte ſich bereitfinden, neben der 
Hauszinsſteuerhypothek ein Darlehen aus eigenen 
Mitteln zu gewähren. Eine ganze Reihe von 
Städten der Provinz Schleſien iſt auf dieſem Ge⸗ 
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biete bereits mit gutem Beiſpiel vorangegangen. 
Auch die Frage des Zinsfußes für dieſe Darlehen, 
die naturgemäß beſondere Schwierigkeiten be— 
reitet, iſt in der Mehrzahl dieſer Fälle in zu⸗ 
friedenſtellender Weiſe gelöſt worden. Es iſt zu 
hoffen, daß dieſe Beiſpiele allenthalben in der 
Provinz Nachahmung finden und daß damit die 
Schaffung einer größeren Zahl von Wohnungen 
erreicht wird. 


Ungelöſt iſt vorläufig noch die Frage der Be— 
ſchaffung des erforderlichen Zwiſchen— 
kredites. Dieſer Zwiſchenkredit wird auch im 
laufenden Jahre nicht zu entbehren ſein, da ein- 
mal das Aufkommen der Hauszinsſteuer ſich be- 
kanntlich auf das ganze Jahr verteilt und ſodann 
die Auszahlung des erſtſtelligen Hypotheken— 
darlehens beſtimmungsgemäß nicht vor Voll⸗ 
endung des Rohbaues, regelmäßig infolge der 
vielen Formalitäten ſogar erſt nach völliger Fertig⸗ 
ſtellung der Bauten ſtattfindet. Vorausſichtlich 
werden die einzelnen Kreiſe und Städte, da ihnen 
die entſprechenden Gelder nicht ohne weiteres zur 
Verfügung ſtehen dürften, zur Aufnahme be- 
ſonderer kurzfriſtiger Darlehen für die Zwiſchen⸗ 
kreditgewährung ſchreiten müſſen. Die Zinſen 
für derartige Darlehen müßten m. E. von dem 
Hauszinsſteuerauflfommen in Abzug gebracht 
werden können, ſoweit der einzelne Kreis oder die 
Stadt nach ihrer finanziellen Lage nicht imſtande 
iſt, dieſe Zinſen aus allgemeinen Steuermitteln 
zu decken. Ob die Beſchaffung der Zwiſchenkredit⸗ 
mittel durch die Aufnahme derartiger Anleihen 
in genügendem Umfange möglich ſein wird, er⸗ 
ſcheint zweifelhaft. Es wird zu erwägen ſein, ob 
nicht der Preußiſche Staat, wie im vorigen 
Jahre, einen gewiſſen Betrag als Zwiſchenkredit⸗ 
fonds zur Verfügung ſtellen ſollte. Gerade in 
den Fällen, wo eine beſondere Notlage vorliegt, 
die aus dem Ausgleichsfonds zu beheben iſt, wird 
die Hergabe derartiger ſtaatlicher Zwiſchenkredite 
kaum zu umgehen ſein. Ob dieſer Kredit, wie im 
vorigen Jahre, einer beſtimmten zentralen Stelle 
zur Weiterleitung zugeführt werden oder den ein⸗ 
zelnen Trägern, des Verfahrens (Kreiſen, 
Städten, Wohnungsfürſorge-Geſellſchaften) un⸗ 
mittelbar überwieſen werden ſoll, erſcheint dabei 
weniger bedeutungsvoll. Im Intereſſe der Zweck⸗ 
mäßigkeit wird man allerdings den letzteren Weg 
vorziehen müſſen. 


Eine erhebliche Rolle bei der Finanzierung 
der Wohnungsbauten ſpielen gegenwärtig noch 
die Mittel für den Bau von Landarbeiter⸗ 
wohnungen aus der produftioen Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge. Nachdem anfänglich in den be⸗ 
teiligten Kreiſen eine gewiſſe Zurückhaltung 
gegenüber der Inanſpruchnahme dieſer Mittel 
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feſtzuſtellen geweſen war, iſt in dem letzten halben 
Jahr die Zahl der Anträge auf Gewährung der 
Darlehen ſtändig angewachſen, und dieſe Mittel 
haben damit eine fühlbare Entlaſtung der Haus- 
zinsſteuermittel bewirkt. Leider iſt zu befürchten, 
daß die Bedingungen für die Hergabe dieſer Mittel 
eine Verſchärfung erfahren werden und daß dann 
ihre Inanſpruchnahme wieder ſtark nachlaſſen 
wird. Da zweifellos noch ein ſtarker Bedarf an 
Landarbeiterwohnungen beſteht und dieſer Bedarf 
mit den in Form von Hauszinsſteuerhypotheken 
zur Verfügung ſtehenden Geldern keinesfalls auch 
noch gedeckt werden kann, wäre eine ſolche Ande— 
rung des beſtehenden Zuſtandes im volkswirt⸗ 
ſchaftlichen und politiſchen Intereſſe außerordent— 
lich zu bedauern. Es iſt zu hoffen und zu 
wünſchen, daß die Reichsarbeitsverwaltung, die 
die grundlegenden Beſtimmungen über die Ver— 
wendung dieſer Mittel zu treffen hat, von einer 
Verſchärfung der Beſtimmungen abſieht. 
Schließlich wäre noch anzuregen, daß die Be— 
ſtimmungen über die 
ſiedlung abgebauter Beamter auf die übrigen in 
den Ruheſtand verſetzten Beamten und auf 
die aktiven Beamten ausgedehnt werden 
könnten. Es wird ſeitens der Städte mit Recht 
immer wieder darauf hingewieſen, daß es nicht 
allein Sache der Städte ſein könne, für die Unter⸗ 
bringung der Reichs- und Staatsbeamten zu 
ſorgen, und daß die in Form von Arbeitgeber- 
darlehen zur Verfügung ſtehenden Mittel, ſelbſt 
wenn ſie weſentlich erhöht werden ſollten, doch 
nur zur Deckung eines geringen Teiles des Woh- 
nungsbedarfs dieſer Beamten ausreichen können. 
Ob allerdings die großen Summen, die für die 
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Durchführung derartiger Beſtimmungen not⸗ 
wendig wären, ſchon jetzt zu beſchaffen ſein 
würden, iſt eine andere Frage. Es wäre aber 
immerhin denkbar, daß von Verſicherungs⸗ 
anſtalten und ähnlichen Inſtituten ein erheblicher 
Teil des hierfür erforderlichen Kapitalbedarfs ge⸗ 
deckt werden könnte. Überhaupt kann man wohl 
erwarten, daß dieſe Anſtalten, zumal die Landes⸗ 
verſicherungsanſtalten, allmählich wieder, wenn 
auch nur in beſchränkterem Umfange als vor dem 
Kriege, ihre Rolle als Finanzierungsinſtitute für 
den Wohnungsbau aufnehmen werden. Im 
Weſten treten neben ihnen auch ſchon wieder die 
Sparkaſſen in größerer Zahl als Hypotheken⸗ 
geber auf. Bei uns im Oſten iſt die Kapital⸗ 
bildung leider noch nicht ſo weit vorgeſchritten, 
und es ſcheint auch nicht, als ob in abſehbarer 
Zeit dieſer Mangel behoben werden wird. 
Vielleicht bringt die Einführung der Viertel⸗ 
jahresgehälter, die ja leider einſtweilen wieder 
verſchoben worden iſt, hierin auch bei uns eine 
Beſſerung. Erſt wenn die Sparkaſſen und Ver⸗ 
ſicherungsanſtalten wieder über erhebliche Mittel 
für langfriſtige Anlagen verfügen, werden wir 
damit rechnen können, daß der Realkredit, der 
früher die finanzielle Grundlage aller Wohnungs⸗ 
bauten bildete, wieder ſeine alte Rolle einnehmen 
wird und daß damit die Notwendigkeit der Ge⸗ 
währung öffentlicher Baubeihilfen entfallen wird. 
Bevor dieſer Zuſtand nicht erreicht iſt, wird auch 
von einer reſtloſen Behebung der Wohnungsnot 
und damit von einer völligen Beſeitigung der 
Wohnungszwangswirtſchaft nicht ernſtlich die 
Rede ſein können. Hoffen war darum, daß dieſer 
Zeitpunkt nicht mehr allzu fern iſt! 


Forderungen zur Finanzierung der Neubautätigkeit. 
Von Johannes Lubahn. 


D Finanzierung der Neubauten geſchieht 
weſentlich durch die Hauszinsſteuerhypo⸗ 
theken. Preußen gab am 10. April 1924 Richt⸗ 
linien für die Verwendung des für die Neubau⸗ 
tätigkeit beſtimmten Anteils am Hauszinsſteuer⸗ 
aufkommen heraus. Ein Jahr lang ſind dieſe 
Richtlinien erprobt worden. Von vielen Seiten 
wird dringend eine Anderung verlangt. Dieſe 
Anderung iſt auch deshalb ſo wichtig, weil die 
übrigen Länder vielfach ſich nach Preußen richten. 
Preußen ſoll und muß deshalb vorbildliche Be⸗ 
ſtimmungen herausgeben. Uns ſcheint, daß z. B. 
Bayern im Jahre 1924 teilweiſe beſſere Be— 
dingungen zur Anwendung gebracht hat. 

Unter Grundlage der heutigen preußiſchen 
Richtlinien haben im vorigen Jahre viele Städte 


eine Begünſtigung des Hochbaues ſtattfinden 
laſſen. Wenn die preußiſche Regierung nicht 
einen ſtarken Willen für den Flachbau bekundet, 
der in einer geſetzlichen Grundlage zum Ausdruck 
kommt, dann werden wir ſehen, daß im Jahre 
1925 noch in viel ſtärkerem Maße in den ein⸗ 
zelnen Städten Hochbauwohnungen errichtet 
werden. 

Eine Gefahr beſteht auch darin, daß dieſe 
Wohnungen im kleinſten Ausmaße, etwa aus 
einem Zimmer oder zwei Zimmern beſtehend, 
errichtet werden. Man bedenke, daß dieſe Kleinſt⸗ 


wohnungen, wenn ſie einmal vorhanden ſind, 


nicht nur der heutigen Generation dienen, 
ſondern hundert Jahre und länger beſtehen 
bleiben. Wenn wir glücklich den Wohnungs⸗ 
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mangel beſeitigt haben, bleibt unter dieſen Um⸗ 
ſtänden dann das Wohnungselend in weit 
größerem Maße als früher beſtehen. 

Die Wohnung iſt die Grundlage der Familie. 
Wer Familien mit Kindern beiderlei Geſchlechts 
in dieſe Kleinſtwohnungen ſperrt, iſt mitſchuldig 
an der körperlichen und ſeeliſchen Verſeuchung 
unſeres Volkes. Geſchlechtskrankheiten, Blut⸗ 
ſchande, Tuberkuloſe, Alkoholismus und wie ſonſt 
die großen Volksgeſchwüre heißen, haben ihren 
Urſprung in dieſen Kleinſtwohnungen. In 
England leben 77% der Bevölkerung in Woh⸗ 
nungen, die zum mindeſten aus vier Zimmern 
beſtehen. In Deutſchland lebt jetzt ſchon der 
überwiegende Teil der Bevölkerungen in dieſen 
Kleinſtwohnungen! 

Wer Volksfreund iſt, muß danach trachten, 
daß möglichſt alle neuen Wohnungen, die weſent⸗ 
lich durch öffentliche Mittel erbaut werden, 
Heimſtätten, wenn auch in beſcheidener Aus⸗ 
führung, ſein müſſen. Heimſtätten ſind Heil— 


ſtätten, und unſer deutſches Volk braucht jetzt 


viele ſolcher Heim-Heilſtätten. 

Der Staat hat es jetzt noch in der 
Hand, durch die öffentlichen Mittel 
ein Siedlungswerk größten Stils 
für Deutſchland zu ſchaffen, oder 
durch die Hauszinsſteuer, die vom ganzen Volk 
aufgebracht wird, Wohnungen erſtellen zu laſſen, 
die das Wohnungselend nicht nur für das heutige 
Geſchlecht, ſondern auch für unſere Kinder und 
Kindeskinder zu einer dauernden Einrichtung in 
Deutſchland werden läßt. Die Richtlinien für 
die Verwendung des für die Neubautätigkeit be⸗ 
ſtimmten Anteils am Hauszinsſteueraufkommen 
müſſen ſo ſchnell wie möglich ergänzt werden, 
unter Beachtung folgender Mindeſtforderungen: 

1. Die Erhebungsdauer der Hauszinsſteuer, 
die der neuen Bautätigkeit zu dienen hat, muß 
auf mindeſtens zehn Jahre geſetzlich feſtgelegt 
werden. 

2. Vom Aufkommen der Hauszinsſteuer für 
die Neubautätigkeit hat der Staat mindeſtens die 
Hälfte zu erhalten, die er vorzugsweiſe der plan⸗ 
mäßigen Kleinſiedlung zuzuführen hat. Der 
Ausgleich durch den Staat iſt beſonders geboten 
dort, wo den Vorort⸗ und kleinen Gemeinden 
die nötigen Mittel fehlen. Auch ſoll der Staat 
ſeine Mittel vorzugsweiſe ſolchen Gemeinden zu- 
wenden, die eine vernünftige Bodenpolitik 
treiben, wo das Siedlungsbedürfnis beſonders 
ſtark vorhanden iſt, und wo die Siedlung aus 
geſundheitlichen, ſozialen und bevölkerungspoli⸗ 
tiſchen Gründen beſonders geboten erſcheint. 
Eine große Gefahr beſteht darin, daß zurzeit in 
vielen Städten ein ſtarkes Anziehen der Boden⸗ 
preiſe zu beobachten iſt. So weiſt z. B. 


Kommerzienrat Haberland den Bodenpreis 
auf dem Berliner Tempelhofer Felde, wo er 
Neubauten errichtet, mit 40 % für den Quadrat⸗ 
meter aus. Bei ſolchem Bodenpreis ſind Klein⸗ 
ſiedlungen unmöglich. Kein Volksvertreter kann 
es verantworten, wenn die Gelder der Hauszins⸗ 
ſteuer, die auch von den ärmſten Schichten der 
Bevölkerung aufgebracht werden, dazu verwendet 
werden, um die aufgeblähten Bodenpreiſe zu 
zahlen. Wehe, wenn Bodenwucher und Bau— 
ſtoffwucher die Erträgniſſe der Hauszinsſteuer 
für ſich in Anſpruch nehmen! 

3. Durch Gewährung von Hauszinsſteuer⸗ 
hypotheken ſollen in erſter Linie Ein⸗ und Zwei⸗ 
familienhäuſer mit Gartenland unterſtützt 
werden. Mindeſtens 75% der durch Ge- 
meinde oder Staat bereitgeſtellten Mittel ſollen 
in jeder Gemeinde dem Kleinhausbau zugeführt 
werden. 

4. Die Höchſtgrenze der Hauszinsſteuer⸗ 
hypothek iſt zu erhöhen. 

5. Für die Unterſtützung von Reichsheim— 
ſtätten im Sinne des Reichsheimſtättengeſetzes 
vom 10. Mai 1920 gilt folgendes: 

a) Die Hauszinsſteuerhypothek wird um 
1000 M über die ſonſt zuläſſige Höchſtgrenze 
erhöht. 

b) Hauszinsſteuerhypotheken auf Reichsheim⸗ 
ſtätten brauchen bis zum Ablauf des erſten auf 
die Fertigſtellung folgenden Kalenderjahres nicht 
verzinſt werden. Der Zinsfuß beträgt für die 
dann folgenden vier Kalenderjahre 1 von 
Hundert, für die nächſten 5 Kalenderjahre 2 vom 
Hundert, falls die allgemeine Verzinſung der 
Gelder für Neubauten nicht noch niedriger an- 
geſetzt iſt. Nach dieſem Zeitraum gelten die all- 
gemeinen Beſtimmungen über die Verzinſung. 

Eine Bevorzugung der Heimſtätten iſt not⸗ 
wendig, um den Siedlungswillen aufs höchſte zu 
ſteigern, auch weil Kleingartenland zum Hauſe 
gehört. Bei einer finanziellen Bevorzugung der 
Heimſtätte iſt aber auf der anderen Seite eine 
Bindung notwendig, wie ſie der geſetzlich feſt⸗ 
gelegte Begriff der „Reichsheimſtätte“ uns gibt, 
um jede Spekulation zum Vorteil des Einzelnen 
und zum Schaden der Geſamtheit zu verhindern. 

6. Die Finanzierung des Teiles zwiſchen 
Hauszinsſteuerhypothek und dem wirklichen Her⸗ 
ſtellungswert einer Wohnung wird bei Hoch⸗ 
häuſern zuerſt von den Großfirmen, die wiederum 
von den Groß⸗Banken finanziert werden, über⸗ 
nommen. Eine gleiche Unterſtützung fehlt den 
Kleinhäuſern, deshalb müſſen für die Finan⸗ 
zierung der Kleinhäuſer und zwar bis 90 % des 
Wertes von Bau und Boden beſondere Quellen 
erſchloſſen werden. Als ſolche kommen in 
Betracht: N 
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a) Die Stellen, die die Hauszinsſteuerhypo⸗ 
thek vergeben, erhalten das Recht, aus den 
Mitteln der Hauszinsſteuer einen Fonds zu 
bilden, aus dem die Gelder unter entſprechenden 
Bürgſchaften für die erſte Hypothek bei Klein⸗ 
häuſern entnommen werden können. 

b) Die öffentlich rechtlichen Verſicherungs⸗ 
träger müſſen angewieſen werden, einen an- 
gemeſſenen Teil ihrer Prämienreſerven für 
Reichsheimſtättenhypotheken herzugeben. 

e) Die unter a) und b) genannten Gelder 
ſind gegen einen variablen billigen Zinsfuß — 
— höchſtens etwa zu 6% — zur Verfügung zu 


ſtellen. Zu dieſem Zinsſatz kann ein verhältnis⸗ 
mäßig hoher Amortiſationsſatz genommen 
werden. Die Amortiſation gilt mit Recht in der 


Bevölkerung als Sparkaſſe, deshalb wird ein 
höherer Amortiſationsſatz leichter getragen als 
ein höherer Zinsſatz. Der Einzelne richtet ſich 
ſtärker in ſeiner Haushaltung ein. Damit unſer 
Volk wieder in die Höhe kommt, iſt unbedingt 
notwendig, daß der Spartrieb wieder gepflegt 
wird. Jedermann ſpart aber lieber, wenn er 
das Ziel des Sparens ſofort erhält, als in einer 
fernen Zukunft. Die Erfolge der Beamten⸗ 
ſiedlungsverordnung ſind auch zum Teil hierauf 
zurückzuführen. 

d) Die privaten Verſicherungsgeſellſchaften 
müſſen auch verpflichtet werden, einen an⸗ 
gemeſſenen Teil ihrer Prämienreſerven der 


Finanzierung des Kleinbaues zuzuführen. Heute 
ſind bereits dieſe Verſicherungsanſtalten ver⸗ 
pflichtet, ihre Gelder mündelſicher anzulegen. 
Das können fie allgemein ſchon durch den Er- 
werb von Pfandbriefen. Die Pfandbriefe, die 
von der Hypothekenbank bezogen werden, dienen 
aber vielfach dem Hochbau. Es iſt deshalb ein 
Zwang notwendig, daß die Gelder der Verſiche⸗ 
rungsanſtalten unmittelbar dem Kleinbau zu- 
geführt werden müſſen. 

e) Die Hypothekenbanken müſſen verpflichtet 
werden, einen Teil ihrer Hypotheken unbedingt 
dem Kleinbau zuzuführen. 

7. In den jetzigen preußiſchen Richtlinien 
für die Verwendung des Hauszinsſteuer-Auf⸗ 
kommens ſteht die Beſtimmung, „daß die Haus⸗ 
zinsſteuerhypothek an bereiteſter Stelle einzu⸗ 
tragen jei. Im ungünſtigen Falle darf ihr je⸗ 
doch im Range eine Belaſtung in Höhe der 
reinen Baukoſten oder im Ausnahmefalle in 
Höhe von 90 vom Hundert des Wertes des be— 
bauten Grundſtücks — vermindert um den Be— 
trag der Hauszinsſteuerhypothek — vorangehen“. 
Durch dieſe Beſtimmung tritt eine Begünſtigung 
der Hochbauten ein, da bei der Heimſtätte der 
Wert des naturgemäß größeren Bodenteils 
(Garten) höher iſt als der Wert des Bodenteiles 
für die Wohnung in der Mietkaſerne. Nicht die 
reinen Baukoſten dürfen maßgebend ſein, ſondern 
in allen Fällen die Koſten für Boden und Bau. 


Die ſtaatliche Förderung von Landarbeiterwohnungen. 


Von Regierungsbaumeiſter Treuge. 


achdem die Kriegs- und Revolutionsjahre 

überſtanden, wurden auch auf dem platten 
Lande allenthalben die beiden ſchlimmſten Not- 
ſtände in immer erſchreckenderem Umfange fühl⸗ 
bar: Wohnungsmangel und Arbeitsloſigkeit. Der 
Gedanke lag nahe, die Mittel aus der produf- 
tiven Erwerbsloſenfürſorge zur Schaffung von 
Landarbeiterwohnungen heranzuziehen. Ohne 
langes Bedenken und in großzügiger Weiſe wurde 
dieſer Gedanke ſeitens der maßgebenden In⸗ 
ſtanzen — Reichsarbeitsminiſterium und Preußi⸗ 
ſches Miniſterium für Volkswohlfahrt — in die 
Tat umgeſetzt. Nach dieſen Geldern, die anfangs 
als „verlorene Zuſchüſſe“ hergegeben wurden, 
war eine rege Nachfrage, beſonders da auch Um⸗ 
bauten uſw. berückſichtigt werden durften. Haupt⸗ 
ſächlich im Jahre 1922 wurde eine große An⸗ 
zahl derartig geförderter Wohnungen erſtellt. Die 
Inflation bereitete dieſer Hilfsaktion ein ſchnelles 
Ende, da die Zuſchüſſe gar nicht ſo ſchnell aus⸗ 
gezahlt werden konnten, wie ſie entwertet waren. 


Als es uns vergönnt war, nach den erſten 
Billionen auch die erſte Rentenmark zu erleben, 
als wir tatſächlich wieder einigermaßen ſtabile 
Geld- und Wirtſchaftsverhältniſſe bekamen, 
wurde auch das Förderungsverfahren der Land⸗ 
arbeiterwohnungen neu geregelt. Die Zuſchuß⸗ 
wirtſchaft hörte auf. Es wurden nur noch zins⸗ 
freie Darlehn gewährt, und zwar auf wert⸗ 
beſtändiger Grundlage, zunächſt auf Roggen⸗, 
ſpäter, als ſich der Roggenpreis als ein recht 
ſchwankender Faktor erwies, auf Feingoldbaſis, 
neuerdings wird die Reichsmark wieder als ge⸗ 
nügend feſt angeſehen, ſo daß auf Eintragung 
in Feingoldbaſis verzichtet worden iſt. 

Das Förderungsverfahren iſt einfach und hat 
die Anerkennung der beteiligten Kreiſe gefunden. 

Die ſchnellſte Erledigung finden Förderungs⸗ 
anträge, wenn ſie direkt bei der Trägerin der 
Maßnahme, in Oberſchleſien bei der Oberſchle⸗ 
ſiſchen Wohnungsfürſorgegeſellſchaft Oppeln, 
Sternſtr. 18, in Niederſchleſien bei der Schle⸗ 
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ſiſchen Heimſtätte, Breslau, Sternſtr. 40, ein- 
gereicht werden. Folgende Unterlagen ſind dem 
Antrage beizufügen: 


vollſtändige Bauzeichnungen einſchließlich eines 
genauen Lageplanes, in welchem die nähere 
Umgebung des Neubaues dargeſtellt und die 
Himmelsrichtung eingetragen ſein muß (Nord⸗ 
pfeil); eine Verpflichtungserklärung, daß die 
Darlehn beſtimmungsgemäß in den  bor- 
geſchriebenen Jahresraten zurückgezahlt werden. 


Bei den oben bezeichneten Trägerinnen der 


Maßnahme, von denen auch Formulare für die 


Verpflichtungserklärungen angefordert werden 
können, werden die Anträge vorgeprüft und als⸗ 
dann dem zuſtändigen Regierungspräſidenten 
zwecks Ausſtellung einer Anerkennung vor⸗ 
gelegt. Dieſe Anerkennung gilt als Ge— 
nehmigung des Förderungsantrages; in ihr ſind 
die Höhe der Förderungsſumme ſowie die Rück— 
zahlungstermine angegeben. Sie wird dem 
Bauherrn ſeitens der Trägerin des Verfahrens 
mit der Aufforderung zugeſtellt, eine notarielle 
Eintragungsbewilligung zu erteilen, ſo daß die 
Belaſtung des Grundſtückes bei dem zuſtändigen 
Amtsgericht beantragt werden kann. Die Be⸗ 
laſtung iſt eine doppelte: erſtens durch eine Real- 
laſt — ratenweiſe Rückzahlung des zinsfreien 
Darlehns — zweitens durch eine beſchränkte per- 
ſönliche Dienſtbarkeit — Verpflichtung, die ges 
förderten Wohnungen 50 Jahre lang ausſchließ— 
lich für deutſchſtämmige Landarbeiter zur Ver⸗ 
fügung zu halten —. Nach Fertigſtellung der 
Bauten iſt eine Bauabnahme-Beſcheinigung durch 
einen höheren Baubeamten, Vorſtand eines ſtaat⸗ 
lichen Hochbauamtes, Kreisbaumeiſter uſw. ein⸗ 
zureichen. Weitere Verpflichtungen übernehmen 
die Bauherren nicht. Eine beſondere Ber- 
günſtigung iſt die, daß die Neubauten weder dem 
Mieterſchutzgeſetz, noch der Hauszinsſteuer unter⸗ 
liegen. 

Die Förderungsſätze bewegen ſich auf an— 
gemeſſener Höhe, ſo daß im Verein mit der Zins⸗ 
freiheit genügender Anreiz für die Inanſpruch⸗ 
nahme der Mittel vorhanden ſein mußte. In 
Anbetracht deſſen, daß Schleſien zu den national 
gefährdeten Provinzen gehört, in denen die Ver⸗ 
drängung ausländiſcher Saiſonarbeiter anzu⸗ 
ſtreben iſt, werden im allgemeinen ſtets die zu⸗ 
läſſigen Höchſtſätze gewährt, nämlich 35 / je qm 
Wohn⸗, 18 / je qm Stall-, 9 M je qm 
Scheunenfläche. Für eine Wohnung kommen 
70 qm Wohn⸗, 10 qm Stall⸗ und 10 qm 
Scheunenfläche in Betracht; bei Eigenheimen 
20 qm Stall- und 20 qm Scheunenfläche, jo daß 
die höchſt zuläſſigen Förderungsbeträge 2720 M 
bezw. 2990 M betragen. 


Selbſtverſtändlich reichen dieſe Summen nicht 
aus, um die geſamten Baukoſten zu decken. Er⸗ 
leichtert wird die Finanzierung in zahlreichen 
Fällen dadurch, daß die Bauherren über eigene 
Waldungen, Ziegeleien, Kiesgruben u. dergl. ver⸗ 
fügen, oder, wo dieſes nicht der Fall iſt, zum 
mindeſten die erforderlichen Spanndienſte leiſten 
können. Bei Landarbeiter-Eigenheimen tritt in 
den meiſten Fällen die Selbſthilfe in hervor— 
ragendem Maße in Erſcheinung. Im all 
gemeinen kann geſagt werden, daß in den meiſten 
Gegenden auf dem platten Lande erheblich 
billiger gebaut wird als in den Städten. 

In techniſcher und hygieniſcher Beziehung 
wird an die Wohnung ein ziemlich ſtrenger Maß— 
ſtab gelegt. Gefördert werden nur noch Neu⸗ 
bauten. Das Preußiſche Miniſterium für Volks⸗ 
wohlfahrt hat beſtimmte Richtlinien über Lage 
und Größe der Gebäude, den Bauentwurf, die 
Bauart und Bauausführung herausgegeben (val. 
Schleſ. Heim, Jahrg. IV, Heft 6, S. 140 ff.) 
Mit Rückſicht darauf, daß die kleineren Bau- 
unternehmer auf dem Lande häufig nicht ge— 
nügend geſchult find, um ſiedlungstechniſch ein- 
wandfreie Bauzeichnungen aufzuſtellen, und um 
den Bauherren die Wahl der Hausformen zu 
erleichtern, ſind ſeitens der Trägerinnen der 
Maßnahme, desgl. auch von dem Bauamte der 
Landwirtſchaftskammer, Typenentwürfe auf⸗ 
geſtellt, nach denen die techniſchen Unterlagen 
unter einem Mindeſtaufwand an Zeit und Geld 
angefertigt werden können. 

Neben der ländlichen Werkwohnung haben 
in letzter Zeit die Landarbeiter-Eigenheime zu⸗ 
nehmende Bedeutung gewonnen. Sie genießen 
inſofern eine Bevorzugung, als die Rück⸗ 
zahlungen in 20, ſtatt in 10 Jahresraten, wie es 
bei den Werkwohnungen vorgeſchrieben iſt, er- 
folgen können. 

In ſolchen Fällen, in denen bei ländlichen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern ein wirtjchaft- 
liches Intereſſe an der Seßhaftmachung zahl⸗ 
reicher Familien in Eigenheimen beſteht, wird 
unter Umſtänden das Syſtem des Eigenheim⸗ 
baues auf genoſſenſchaftlicher Grundlage gewählt 
werden können. In dieſem Falle können die 
Förderungsſätze eine Erhöhung erfahren. Im 
Gegenſatze zu der Provinz Brandenburg hat ſich 
die Erſtellung von Landarbeiter -Eigenheim⸗ 
kolonien in Schleſien bisher noch nicht ermög⸗ 
lichen laſſen, trotzdem zweifellos an einigen 
Stellen die Vorbedingungen nicht ungünſtig 
find. Die Trägerinnen des Förderungsver⸗ 
fahrens find gern bereit, bei Gründung der- 
artiger Genoſſenſchaften mitzuhelfen und in 
dieſen wie in allen ſonſtigen Fragen bereit⸗ 
willigſt Auskunft zu erteilen. 
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Slüchtlingswohnungen und Ziegelpreife? 


— 


Von Regierungs- und Baurat Georg Müller in Oppeln. 


> im oberſchleſiſchen Wohnungsbau! 
Die erſten Mittel zur Förderung der Neu⸗ 
bautätigkeit ſind da, und alles freut ſich auf die 
zu erwartende Belebung des Baubetriebes, das 
harrende Heer der Wohnungsloſen atmet er⸗ 
leichtert auf, denn der Miniſter für Volkswohl⸗ 
fahrt hat dem Regierungspräſidenten in Oppeln 
den Betrag von 4 Millionen Mark in Vorgriff 
auf den ſtaatlichen Anteil am Hauszinsſteuer⸗ 
aufkommen im Rechnungsjahre 1925/26 ſchon 
jetzt zur Verfügung geſtellt. 

Was bedeutet dieſe „einſeitige“ Bevorzugung 
der Grenzprovinz vor den übrigen Landesteilen? 
Unſägliche Mühen des Bezirks ſelbſt, monate- 
lange Aufklärungsarbeit ſeitens der Gemeinden, 
Verbände, Abgeordneten und der Regierung, um 
durch Anträge, Denkſchriften und ſtatiſtiſche Er⸗ 
hebungen die Not hinauszuſchreien und Hilfe zu 
erbitten zur Abbürdung von Laſten, die der Be- 
zirk allein zu tragen nicht imſtande iſt. Sie be- 
deutet langwierige Verhandlungen in den Parla— 
menten und bei den Zentralbehörden, wobei 
kaum ein Miniſterium von Reich und Land von 
der Mitarbeit verſchont geblieben iſt, um 
Stellung zu nehmen zu dem brennendſten der 
oberſchleſiſchen Probleme, das in ſeiner poli⸗ 
tiſchen, nationalen, kulturellen und ſozialen Be⸗ 
deutung die Intereſſen der Allgemeinheit auf das 
engſte berührt. Es war nicht leicht, auch beim 
Reiche, entgegen den feſtgelegten Grundſätzen, 
über die Abgrenzung der Aufgaben zwiſchen 
Reich und Preußen Geneigtheit zu erzielen, einen 
Teil ſeiner urſprünglichen Pflichten der Unter⸗ 
bringung der Flüchtlinge wieder zu übernehmen. 
Aber auch da iſt zurzeit wenigſtens ein kleiner 
Erfolg zu verzeichnen. 

Oberſchleſien hat nun alſo ſeinen Anteil am 
Ausgleichsfonds und kann im Gegenſatz zu 
früheren Jahren in dieſer Bauperiode rechtzeitig 
ſein mit ſtaatlichen Mitteln zu förderndes Bau⸗ 
programm vorbereiten. Aber wie ſollen die 
Mittel auf die einzelnen Gemeinden oder Ge— 
meindeverbände verteilt werden? Es gab harte 
Arbeit für den Siedlungsbeirat, aus der Fülle 
der Vorſchläge, wie z. B. nach der Zahl der 
Wohnungsloſen, der einfachen oder veredelten 
Bevölkerungsziffer oder dem Aufkommen der 
Hauszinsſteuer den richtigen Schlüſſel zu finden. 
Der grundlegende Erlaß beſtimmt die Mittel für 
„Gemeinden, in denen infolge Zuwanderung 
von Flüchtlingen eine über dem all⸗ 
gemeinen Wohnungsmangel in erheblichem Um⸗ 
fange hinausgehende Wohnungsnot entſtanden 
Dieſe Auflage wurde noch verſtärkt durch 


die beſondere Weiſung des Miniſteriums „nur 
zur Behebung der Flüchtlingswohnungsnot“. 
Doch auch damit war der Verteilungsplan noch 
nicht ohne weiteres gegeben. Denn Flüchtlinge 
haben wir in ganz Oberſchleſien, auch in den 
kleinſten Dörfern in grauenhaften Unterkünften, 
gewiß, aber der Bezirk hatte die Pflicht, dieſe 
Sonderzuweiſung unbedingt dem Zwecke zuzu⸗ 
führen, für den ſie in erſter Linie vorgeſehen und 
ja auch von Anfang an beantragt war. Dieſe 
Überlegung führte letzten Endes dazu, die großen 
Grenzſtädte der Notgemeinſchaft des Induſtrie⸗ 
gebiets bevorzugt zu berückſichtigen, fie anderer 
ſeits aber auch durch beſtimmte Auflagen zu ver⸗ 
pflichten, um endlich mit den ärgſten Mißſtänden 
der Flüchtlingsunterbringung in den zuſammen⸗ 
brechenden Baracken, in den Schulen und 
Kaſernen, die eine ſtändige politiſche Gefahren- 
quelle bedeuteten, aufzuräumen. Daher wurden 
die Mittel in der Weiſe verteilt, daß rund 
2 200 000 M auf die 6 größeren Städte und rund 
1800 000 M auf die Landkreiſe entfallen. Unter 
den Landkreiſen wurden wiederum die des 
Induſtriegebietes beſonders bedacht. Es wird 
ohne weiteres anerkannt, daß die Kreiſe mit vor- 
wiegend Landwirtſchaft treibender Bevölkerung 
hierbei zu kurz gekommen ſind, kommt doch auf 
manchen nur der verſchwindende Betrag von 
rund 30 000 /, obwohl gerade dort für die Bau⸗ 
möglichkeit günſtigere Verhältniſſe vorliegen und 
daher durch geringere Zuſchußbeträge eine beſſere 
Haushaltung mit den Mitteln zwecks Errichtung 
einer tunlichſt großen Zahl von Wohnungen ge- 
währleiſtet wäre. Aber der Zweck dieſer Sonder⸗ 
mittel iſt ja nicht die Behebung der allgemeinen 
Wohnungsnot, denn ſo weit ſind wir in Ober⸗ 
ſchleſien noch lange nicht. Dies Ziel kann nur 
nebenher und zwar mit den geringen Mitteln des 
gemeindlichen Neubauanteils am örtlichen Auf⸗ 
kommen der Hauszinsſteuer verfolgt werden. 
Auch iſt zu berückſichtigen, daß im laufenden 
Geſchäftsjahre der namhafte Betrag von 
2 700 000 M zur Förderung von Landarbeiter⸗ 
wohnungen aus Mitteln der produktiven Er⸗ 
werbsloſenfürſorge für Oberſchleſien bereitgeſtellt 
worden iſt, was ausſchließlich den Landkreiſen 
zugute kommt und, wenn zwar für einen Sonder⸗ 
zweck beſtimmt, ſo doch im Endergebnis nicht un⸗ 
weſentlich zur Entlaſtung des Wohnungsmarktes 
auf dem Lande beiträgt. Zunächſt mußten aber 
noch die allgemein wirtſchaftlichen Erwägungen 
hinter den politiſchen Zielen zurücktreten. Hoffen 
wir, daß es uns gelingt, ſchon mit dieſen Mitteln 
einen großen Teil der ärgſten, ganz über den 


Rahmen des allgemeinen Wohnungselends 
hinausfallenden Mißſtände zu beheben, dann 
kann und wird auch den übrigen Teilen des Be⸗ 
zirks geholfen werden, wo es gleichfalls noch viel 
ſchlimmer ausſieht als in anderen Landesteilen. 
Möge dieſer Notſchrei der oberſchleſiſchen Land⸗ 
kreiſe auch bei den Zentralbehörden ſeinen Wider⸗ 
hall finden. Darum bemüht zu bleiben, wird die 
nächſte Aufgabe der Regierung ſein. 

Und wie ſoll nun gebaut werden? Auf der 
Finanzierungsbaſis von 4000 M Hauszinsſteuer⸗ 
hypothek für einen minderbemittelten, womöglich 
erwerbsloſen Flüchtling zu bauen, war ſchon im 
vergangenen Jahre ein Kunſtſtück. Es wird aber 
zur Unmöglichkeit, wenn die Lage des Bauſtoff⸗ 
marktes ſich noch weiter verſchlechtert als bisher. 
Die Ziegelrichtpreiſe ſind in dieſen Tagen von 
32 / auf 36,50 % je Tauſend vom Schleſiſchen 
Zieglerbunde in Breslau erhöht worden und 
zwar auch für das oberſchleſiſche Induſtriegebiet, 
wo Kohle reichlich vorhanden iſt und die Trans⸗ 
portkoſten hierfür verſchwindend ſind. Wenn es 
ſchon nicht ganz leicht iſt, die Gründe für die 
bereits feſtgelegte Erhöhung zu verſtehen, ſo muß 
den etwaigen, gerüchtweiſe bekannt gewordenen 
Abſichten einer weiteren Preisſteigerung jeden— 
falls mit aller Entſchiedenheit entgegengetreten 
werden. Gewiß freut man ſich darüber, daß mit 
der Unterſtützung des Wohnungsbaues auch die 
oberſchleſiſche Induſtrie Ausſicht auf die Hebung 
ihrer Wirtſchaftslage erhält, ebenſo wie dadurch 
einer großen Zahl von Erwerbsloſen neue Be⸗ 
ſchäftigungsmöglichkeit gegeben wird. Es wäre 
aber verfehlt, von einer Hochkonjunktur in der 
Bauwirtſchaft zu ſprechen und dieſe etwa aus⸗ 
nutzen zu wollen. Denn daran iſt noch bei weitem 
nicht zu denken, vielmehr ſind Maßnahmen vor⸗ 
geſehen, um eine derartige Überſpannung zu ver⸗ 
hüten. Induſtrie- und Geſchäftswelt können bei 
der heutigen Wirtſchaftskriſe noch ſehr wenig 
bauen, den Hauptanteil ſoll der Wohnungsbau 
ſtellen. Aber was kommt denn trotz der Millionen 
im ganzen für die einzelne Gemeinde ſelbſt im 
Induſtriegebiet heraus? Eine halbe Million für 
eine Stadt wie Hindenburg iſt verſchwindend 
wenig. Überdies erſtreckt ſich die Flüſſigmachung 
der Barmittel noch derart auf einen längeren 
Zeitraum, daß eine plötzliche Überjpannung nicht 
eintreten kann. Hierauf legt das Miniſterium 
den größten Wert, und dieſe Bedingung war auch 
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die Grundlage für die Verhandlungen, die von 
den Steuerzahlern des ganzen Landes auf⸗ 
gebrachten Mittel nur in einem ſolchen Umfange 
anzufordern, daß ihre Konzentrierung auf 
einzelne Gebiete dort nicht zu einer ungeſunden 
Konjunktur führt und dadurch der beabſichtigte 
Zweck gefährdet wird. Die oberſchleſiſchen 
Ziegeleibeſitzer können ſich ohnehin nicht über ein 
Daniederliegen ihres Geſchäfts beklagen. Bei 
der regen Bautätigkeit der letzten Jahre haben 
ſie guten Abſatz gehabt, vor allem diejenigen im 
Induſtriegebiet ſelbſt, ſofern ſie über wirtſchaft⸗ 
lich eingerichtete Betriebe verfügten und gute 
Ware bei angemeſſenem Preiſe lieferten. Eine 
Zufuhr aus Niederſchleſien bis ins ſüdliche 
Grenzgebiet kommt wegen der hohen Transport- 
koſten kaum in Betracht. Wenn hier aber die 
Preiſe für die heimiſche Produktion auf eine Höhe 
getrieben werden ſollte, die für den ſchwer um 
ſeine Rentabilität kämpfenden Wohnungsbau un⸗ 
erſchwinglich iſt, dann dürfen Ziegeleibeſitzer und 
Händler ſich nicht wundern, wenn dadurch neuer 
Boden für das Emporſchießen von Sparbau⸗ 
weiſen geſchaffen oder von den Verbänden des 
Baugewerbes auf die Offenhaltung der Grenze 
zur Einfuhr polniſcher Ziegel hingearbeitet wird. 
Dieſe Einfuhr wäre vom volkswirtſchaftlichen 
Standpunkte aus zwar ſehr bedauerlich, es muß 
aber befürchtet werden, daß unter Umſtänden kein 
anderes Mittel übrig bleibt, um das Angebot 
preiswürdiger heimiſcher Ziegel zu ergänzen. Es 
iſt auch keine Unfreundlichkeit der Regierung 
gegen die Ziegeleibeſitzer, wenn ſie Erwägungen 
dieſer Art anſtellt, ſondern es beſteht für ſie die 
bittere Notwendigkeit, Maßnahmen in Betracht 
zu ziehen, die den Bau von Flüchtlings⸗ 
wohnungen unter allen Umſtänden ermöglichen. 
Dieſe unabweisliche ſtaatspolitiſche Pflicht ge⸗ 
ſtattet es nicht, ſich für eine kleine Intereſſenten⸗ 
gruppe, der es, wie wenigen Induſtriezweigen in 
Oberſchleſien, ohnehin gut geht, noch beſonders 
einzuſetzen, ſondern zwingt dazu, ſich der 
Tauſenden von Vertriebenen, der mittel- und 
obdachloſen Flüchtlinge, anzunehmen und in 
erſter Linie damit auch auf die Sicherheit des 
Landes zum Wohle der Allgemeinheit bedacht 
zu ſein. 

Oberſchleſiſche Ziegler, ſchützt Eure heimiſche 
Induſtrie durch eine vernünftige Preispolitik! 
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BERN und politik in der Web era 


Von Privatdozent Dr. rer. pol. Bechtel, Breslau. 


Im Dezemberheft des vorigen Jahrgangs 
habe ich einige kritiſche Betrachtungen „Zur 
neueſten Bodenreformbewegung“ veröffentlicht, die 
einmal feſtſtellen ſollten, daß die Bodenveform- 
bewegung in der Gegenwart einem ungeſunden 
Parteidoktrinarismus zu unterliegen droht, dann 
aber auch den Blick dafür ſchärfen ſollten, daß in 
der Wohnungsreform und Siedlungsfrage eine 
von jeder parteipolitiſchen Zuſpitzung freie neu— 
trale Zuſammenarbeit aller Beteiligten notwendig 
iſt. Dieſem Geſichtspunkt iſt der Leiter des 
Landesverbandes Schleſien des Bundes Deutſcher 


Bodenreformer und Geſchäftsführer des Heim- 
ſtättenamtes Deutſcher Beamtenſchaft, Bezirk 


Schleſien, Benter, im Januarheft dieſer Zeit⸗ 
ſchrift entgegengetreten. Hierbei arbeitete Herr 
Benter mit allerhand Unterſtellungen, die ich 
entſchieden zurückweiſen muß. Auf die Einzel- 
heiten der Entgegnung einzugehen, halte ich für 
überflüſſig. — 

Der Theoretiker iſt dem Politiker — ich ſtelle 
wie in der Nationalökonomie Theorie und Politik, 
nicht Theorie und Praxis wie im Alltagsleben 
gegenüber — meiſt ein unerwünſchter, oft ein 
ſchwer verſtändlicher Kritiker. Das liegt daran, 
daß die geiſtige Einſtellung beim Theoretiker und 
Politiker ſo verſchieden iſt. Der Politiker hat wie 
die meiſten temperamentvollen Menſchen die 
Neigung, komplizierten Erſcheinungen auszu⸗ 
weichen, ſeine Reflexionen über Eindrücke der Um⸗ 
welt zu vereinheitlichen und ſie auf einfache 
Formeln zu bringen. Die auf eine Formel ver- 
kürzte politiſche Forderung, das wirkſame Schlag⸗ 
wort, eignet ſich zur Maſſenwirkung. Das Partei- 
programm verſpricht Anziehungskraft, wenn es 
unter einer Parole im Wahlkampfe zuſammen⸗ 
gefaßt werden kann. Und beſonders, wenn es ſich 
darum handelt, Menſchenmaſſen aus ihrer Be- 
harrung aufzurütteln, Anteilnahme an ſozialen 
Fragen lebendig zu machen, ſucht der Agitator nach 
einfachen Formeln. Der Politiker kann deshalb 
den ſcheinbar wirklichkeitsfremden und zuweilen 
weltabgewandten, aber unparteiiſchen Unter⸗ 
ſuchungen des Theoretikers manchmal feinen Ge- 
ſchmack abgewinnen, oft ihnen noch nicht einmal 
Verſtändnis entgegenbringen. Er neigt dazu, die 
Theorie zu unterſchätzen und überſieht zumeiſt 
dabei, daß ſeine eigene geiſtige Schulung und Ent⸗ 
wicklung ohne ausgebaute Theorie unmöglich iſt. 
Das oft falſch angewandte, verächtliche Schlagwort 
von der „grauen Theorie“, mit dem unliebſame 
Erörterungen kurzerhand abgetan werden, findet 
aber bei der Maſſe offene Ohren, da es der all— 
gemeinen Bequemlichkeit mit einem fertigen Urteil 
entgegenkommt. Als beſonders unbequem ſcheinen 


die Kritiker empfunden zu werden, die in ihrer 
durch wiſſenſchaftliche Unterſuchungen errungenen 
Selbſtändigkeit frei genug ſind, im einzelnen Falle 
nicht glatte Verdammungsurteile oder unein⸗ 
geſchränkte Lobpreiſungen auszuſprechen, ſondern 
Gutes und Schlechtes mit rechtem Namen zu 
nennen, wo immer auch es ihnen entgegentritt. 
In ſolchen Fällen unterliegt der Politiker infolge 
mangelnden Verſtehens leicht der lächerlichen 
Verſuchung, aus dem Kritiker einen Proſelyten 
machen zu wollen. 

Dieſer wirklich tiefgehende. Gegenſatz zwiſchen 
Theoretiker und Politiker iſt in ſozialpolitiſchen 
Fragen im Laufe der letzten 75 Jahre — leider 
viel zu wenig beachtet — wiederholt hervorgetreten. 
So hat auch die Unterſchätzung der Theorie durch 
die Politik beſonders in der Wohnungsreform 
hemmend gewirkt, und die politiſche Agitation für 
ein vereinfachtes Programm hat die wertvollen 
theoretiſchen Ergebniſſe aus den Unterſuchungen 
der 50er und 60er Jahre gar nicht recht zur Ent⸗ 
wicklung kommen laſſen. Das ſoll jetzt im ein⸗ 
zelnen nachgewieſen werden. 

Wenn man an Wohnungselend und 
Wohnungsfrage denkt, ſo glaubt man gemeinhin, 
es mit einem Kind unſerer jüngſten Ziviliſations⸗ 
entwicklung in den Großſtädten zu tun zu haben, 
und vergißt oder weiß nicht, daß die erſten An⸗ 
zeichen dieſes ſozialen Übels bis in die 50er Jahre 
des vorigen Jahrhunderts zurückreichen, und daß 
die Bemühungen um eine Beſeitigung der Woh⸗ 
nungsſchäden, alſo die Anfänge einer Wohnungs⸗ 
reform, ebenſo alt ſind. „Berlin erlebte genau 
wie vorher Paris, an jedem Quartalswechſel 
ſpontane Ausbrüche des Maſſenzornes in Geſtalt 
von Reibungen zwiſchen Wirten und Mietern, die 
manchmal revolutionären Anſtrich hatten. Dieſe 
dumpfen, meiſt ganz führer: und planloſen Volks- 
bewegungen loderten zuerſt in Paris in den 50er 
Jahren auf, ohne daß vorher die Preſſe auch nur 


mit einem Worte erwähnt hatte, daß überhaupt ein 


Notſtand vorhanden ſei. Die ähnlichen Er⸗ 
ſcheinungen, die die Wohnungsnot bald darauf in 
Wien zeitigte, führten dort zu einer öffentlichen 
Bewegung für die Bebauung der Glacis, der aus- 
gedehnten Umwallungsgelände der Altſtadt. In 
Berlin ſchlug beim Wohnungswechſel Ende des 
zweiten Quartals 1863 die Erbitterung beſonders 
hohe Wogen; es kam zu gewaltigen Volksaufläufen 
und ſogar Barrikadenkämpfen.“!) Aus den Er⸗ 
gebniſſen der erſten Berliner Volkszählung von 
1861 lernen wir aufſehenerregende Einzeltatſachen 
aus der damals ſchon weit vorgeſchrittenen groß- 


1) W. Hegemann, der Städtebau. Berlin 1911, 1. Band, 
S. 24/25. 
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ſtädtiſchen Wohnungsnot kennen: „48 236 
Menſchen, alſo faſt ein Zehntel der damals (1861) 
521 933 Seelen zählenden Geſamtbevölkerung, 
wohnten in Kellerwohnungen. Von den 105 811 
Wohnungen Berlins hatten 51909, alſo nahezu 
die Hälfte, nicht mehr als ein heizbares Zimmer; 
von den 521 933 Einwohnern Berlins wohnten 
224 406 in ſolchen Einzimmerwohnungen, die 
alſo im Durchſchnitt mit 4,3 Menſchen belegt 
waren.... Weit über ein Fünftel der Bewohner 
Berlins teilte ein einziges heizbares Zimmer mit 
mindeſtens fünf Perſonen. Es gab 27 629 
Menſchen in Berlin, die zu je ſieben ein Zimmer 
bewohnten, es gab 18 376 Menſchen, die zu je acht, 
es gab 10 728 Menſchen, die zu je neun, und 
immer noch 5640 Perſonen, die zu je zehn, 2904 
Perſonen, die jeweils zu elf das eine heizbare 
Zimmer bewohnten, und daran ſchloſſen ſich dann 
in abnehmender Ziffer immer noch größere und 
immer noch wahnſinnigere Überfüllungen.“ ) 


Für die Frage der Wohnungsreform ſind nun 
folgende Feſtſtellungen höchſt belangreich: 1. Die 
Wohnungsnot wurde ſehr bald in ihrer ganzen 
Bedeutung erkannt, wie wir aus den Worten 
W. H. Riehls weiter unten erſehen werden. 


2. Zur Beſeitigung oder Eindämmung der 
Wohnungsnot wurden durchaus modern an⸗ 
mutende Abhilfemittel vorgeſchlagen und auch 


praktiſch verſucht; das Wirken V. A. Hubers läßt 
das erkennen. 3. Riehls Warnungen fanden 
keinen Widerhall, Hubers Beſtrebungen waren zur 
Erfolgloſigkeit infolge mangelnder Anteilnahme 
der beteiligten Gruppen bejtimmt. 


Prüfen wir zunächſt Punkt 1 und 2, um dann 
nach einer Erklärung für die merkwürdige Tatſache 
des geringen Fortſchreitens der Wohnungsreform 
zu ſuchen. r 

In den noch heute ſo leſenswerten Schriften 
des Münchner Hochſchullehrers für Kulturgeſchichte 
und Statiſtik, W. H. Riehl, deſſen 100. Geburtstag 
wir vor 2 Jahren begehen konnten, finden ſich 
Stellen wie folgende: „Die modernen himmel⸗ 
hohen Häuſerkaſernen gerade in den reichſten, 
gewerbefleißigſten Straßen unſerer Großſtädte, 
in Straßen, welche in der knickerigen Austeilung 
der inneren Räume und Winkel nur in den 
Ghettos und Judengaſſen des Mittelalters ihres- 
gleichen finden, zeigen an, daß auch das Haus der 
Gier des Gelderwerbs geopfert iſt. ... Das fabel⸗ 
haft raſche Anwachſen unſerer größeren Städte 
geſchieht nicht durch einen Überſchuß an Geburten, 
ſondern durch einen Überſchuß der Einwande⸗ 
rungen. Das Land und die kleine Stadt wandert 
aus nach der Großſtadt. Die überwiegende Maſſe 
dieſer Einwanderer beſteht aber aus einzelnen 


2) daſelbſt S. 19. 
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Leuten, die noch keinen feſten Beruf, kein eigenes 
Hausweſen haben, die in der großen Stadt erſt ihr 
Glück machen wollen. Sicher finden nur wenige 
dieſes geträumte Glück, die Mehrzahl dagegen 
ſtrömt nach einiger Zeit wieder ab. Nicht durch 
die ſeßhafte, ſondern durch die fluktuierende Be⸗ 
völkerung werden unſere Großſtädte ſo monſtrös. 
Das Proletariat iſt es, was von den kleinen 
Städten in die großen flutet, um von dort aus 
Stadt und Land zu beherrſchen.““) 


Wir bewundern in Riehls Schriften die feinen 
ſeziologiſchen Beobachtungen, die durch ihre klare 
Formulierung und ſichere Begründung auch in 
jener Zeit (1855) hätten auffallen müſſen. Trotz 
ſeiner ausgedehnten publiziſtiſchen Tätigkeit aber 
hat Riehl — er war vor ſeiner akademiſchen Lehr- 
tätigkeit Mitarbeiter und Herausgeber verſchiedener 
ſüddeutſcher Zeitungen geweſen — keinen Anſtoß 
zur Beſſerung der Wohnungsverhältniſſe gegeben. 
Die Schriften Riehls fanden noch keinen Widerhall 
in der öffentlichen Meinung, ſeine Gedanken waren 
noch zu neu. 


Die Einſtellung ſeines Kollegen an der Ber- 
liner Univerſität, des Literarhiſtorikers V. A. Huber, 
war im Gegenſatz zu Riehls theoretiſcher Stellung⸗ 
nahme eine durchaus auf das Praktiſche gerichtete. 
Nicht im Zuſammenhang mit ſeinen wiſſenſchaft⸗ 
lichen Studien, ſondern als Philanthrop, als 
„Wohlfahrtstouriſt“ war Huber zur Wohnungs⸗ 
frage gekommen. Ebenſo ein Konſervativer wie 
Riehl, aber getrieben von einer ſtarken Aktivität, 
hat Huber als einer der erſten Wortführer ſeine 
Stimme für ſozialpolitiſche Betätigung und für 
Wohnungsreform erhoben. „Das einzige wirkliche 
Hindernis iſt der Mangel an richtiger Einſicht und 
tüchtiger Geſinnnung bei der großen Mehrzahl 
der Wohlhabenderen und Gebildeteren, die un⸗ 
genügende Vorbereitung der öffentlichen Meinung 
zu dieſer ſozialen Aufgabe; die Beſeitigung dieſes 
Hinderniſſes durch ſittliche und geiſtige Ein⸗ 
wirkungen in Wort und Schrift, alſo vor allem 
durch die Tagespreſſe, iſt demnach eine unerläßliche 
Bedingung einer durchgreifenden Entwicklung der 
Wohnungsreform.“ ) Huber beruhigte ſich nicht in 
tatenloſer Reſignation nach der Aufdeckung und 
Erklärung der Wohnungsmißſtände, ſondern er tat 
in bewundernswerter Sicherheit und Entſchloſſen⸗ 
heit die erſten Schritte zu ihrer Beſeitigung. „Die 
Natur und Urſache des Übels liegt weſentlich in 
der tiefen Depravation derjenigen Zweige der 


3) W. H. Riehl. Die Na urgeſchichte des Volles als Grund⸗ 
lage einer deutſchen Sozialpolitik, Stuttgart 1855; Band 3, 
S. 192 bezw. Band 1, S. 91. 

) V. A. Huber. Die Wohnungsfrage, in ſeinen „Aus⸗ 
gewählten Schriften“, hrsgb. von Munding. Berlin 1894, 
S. 593 ff. 
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eigentlichen und uneigentlichen Induſtrie, welche 
für die Befriedigung des Wohnungsbedürfniſſes zu 
ſorgen haben. Die einzige Abhilfe jenes Übels im 
großen und ganzen kann nur durch eine gründliche 
poſitive und negative Reform dieſer Induſtrie be⸗ 
wirkt werden. Das wirkſamſte Mittel, eine ſolche 
Reform zu bewirken, liegt in der Eröffnung einer 
reformatoriſchen Konkurrenz und deren ſowohl 
mittelbarer als unmittelbarer Einwirkung ſowohl 
auf die Konſumenten und ihre Anſprüche, als auf 
die Produzenten und Diſtribuenten und namentlich 
die Vermieter der Wohnungen.“ Die „refor⸗ 
matoriſche Konkurrenz“ ſollte ſein eine „unmittel⸗ 
bar reformatoriſche Einwirkung durch Gebot und 
Verbot und mittelbare Einwirkung durch 
Konkurrenz und Beiſpiel, wobei begreiflich keines- 
wegs bloß an materielle, ſondern ebenſo ſehr an 
ſittliche Momente zu denken iſt.“ 

Huber wollte nichts mehr und nichts weniger 
als die Beſeitigung der Wohnungsnot durch Selbſt⸗ 
hilfe in Genoſſenſchaften, ein für damalige Zeiten 
ebenſo ſehr durch Kühnheit wie auch durch Neuheit 
überraſchender Gedanke. War doch Selbſthilfe 
durch Zuſammenſchluß zu Genoſſenſchaften in den 
Jahrzehnten eines kräftig aufſtrebenden Indivi⸗ 
dualismus immer etwas Außergewöhnliches. Man 
wußte damals eigentlich noch herzlich wenig von 
den Möglichkeiten genoſſenſchaftlichen Wirkens und 
kannte kaum die engliſchen Genoſſenſchaften, an 
deren äußere Form Huber, der ein guter Kenner 
engliſcher Verhältniſſe aus eigener Anſchauung 
war, wohl gedacht haben mag. Die engliſchen Ge⸗ 
noſſenſchaſten der 30er und 40er Jahre waren 
aber nicht Selbſtzweck geweſen, ſondern über ihre 
materiellen Aufgaben weit hinausgehend ver- 
ſuchten ſie im Owen'ſchen Sinne ſozialiſtiſcher 
Propaganda zu dienen. Nach ihrem Dahinſiechen 
und endgültigen Verſchwinden im Jahre 1844 
erlebte die engliſche Genoſſenſchaftsbewegung im 
gleichen Jahre durch die Gründung des Konſum⸗ 
vereins der redlichen Pioniere von Rochdale eine 
Wiedergeburt. Konnten die ſozialiſtiſchen Ge⸗ 
noſſenſchaften Owen 'ſchen Syſtems den ſozial⸗ 
konſervativen Streifen Deutſchlands nicht zur Nach⸗ 
ahmung empfohlen werden, ſo waren ebenſowenig 
die genoſſenſchaftlichen Konſumvereine das ge— 
eignete Vorbild für Baugenoſſenſchaften im 
Huber'ſchen Sinne. Aber auch die auf deutſchem 
Boden gleichzeitig geſchaffenen Genoſſenſchaften der 
Handwerker, beſonders die von Schulze-Delitzſch ſeit 
1849 mit Hubers Unterſtützung gegründeten 
Kranken⸗ und Sterbekaſſen, Rohſtoff- und Vor⸗ 
ſchußvereine für Handwerker mußten ſich erſt 
Schritt für Schritt Anerkennung im öffent⸗ 
lichen⸗ und Raum im Wirtſchaftsleben er⸗ 
kämpfen. Hubers hochfliegende, ideale Pläne 
hatten die Bleigewichte allgemeiner Gleichgültig⸗ 
keit, mangelnden Verſtändniſſes oder ängſtlicher 


Bedenklichkeit zu ſchleppen und verſandeten infolge 
parteipolitiſcher Engherzigkeit. Man muß das 
umſomehr bedauern, wenn man hört, daß Huber 
ſchon damals den wichtigen Zuſammenhang 
zwiſchen Mietſitte und Wohnungsfrage und ihre 
Wechſelwirkung erkannte, daß er ſchon damals die 
Erziehung der Maſſen zu höheren Wohnungs⸗ 
anſprüchen und höherer Wohnkultur als das erſte 
und beſte Gegenmittel gegen eine weitere Ver⸗ 
ſchlechterung des Maſſenmietwohnens erkannte. 
Daß die beteiligten Maſſen der großſtädtiſchen 
Arbeiterbevölkerung ſich ſo völlig ablehnend gegen 
Huberſche Ideen verhielten, mochte mit der 
geiſtigen Einſtellung ihrer Führer zuſammen⸗ 
hängen. Man huldigte zu geſinnungstreu dem 
ſoeben durch Marx begründeten Fatalismus von 
der Verelendung der Maſſen. Dieſem Schlagwort 
des damaligen evolutioniſtiſchen Sozialismus, der 
über die Konzentration des Kapitals hinweg den 
Weg zur klaſſenloſen Geſellſchaft nach dem 
Zwiſchenſtadium der Diktatur des Proletariats als 
in abſehbarer Zukunft ausmalte, mußte das 
Palliativmittel der Gründung von Bau- oder 
Mietergenoſſenſchaften nur als unerwünſchte Pro⸗ 
grammverzögerung erſcheinen. Dem politiſchen 
Agitationsmittel wurde die beſſere Einſicht geopfert. 

So erſcheint es denn kaum noch als verwunder⸗ 
lich, daß die ſorgfältigen, aber rein theoretiſchen 
Unterſuchungen eines Mannes, den ich hier noch 
als Dritten in der Gruppe jener erſten Wohnungs⸗ 
reformer nennen möchte, des Nationalökonomen 
Karl Knies, zu völliger Wirkungsloſigkeit verurteilt 
blieben. 

Knies ging mit unbeirrbarer Objektivität bei 
ſeinen wiſſenſchaftlichen Unterſuchungen vor. Er 
ſtellte ſich — ohne die Abſicht beſſern zu wollen — 
auf den Boden der vorhandenen Wirklichkeit und 
ließ jede ſozialpolitiſche Erwägung beiſeite. Rein 
theoretiſch in ſeinen Unterſuchungen bemühte er ſich, 
die Urſachen für die Verſchiebungen in den Woh⸗ 
nungsverhältniſſen des 19. Jahrhunderts feſt⸗ 
zuſtellen. Sie lagen nach ſeiner Meinung in der 
Umwandlung Deutſchlands von einer überwiegend 
agrariſch eingeſtellten, zu einer mehr und mehr 
zur Induſtrie übergehenden Volkswirtſchaft. Die 
erſte Auswirkung dieſer Verſchiebung machte ſich 
in einer allgemeinen Landflucht bemerkbar. „Es 
wurde — ſchrieb er — dies Ergebnis noch verſtärkt 
und gefeſtigt durch eine wirtſchaftliche Entwick⸗ 
lungserſcheinung, deren Überſehen zu den miß⸗ 
lichſten Irrtümern führen muß. Das Geſetz der 
Arbeitsteilung nämlich und das auf dem Fortſchritt 


der Arbeitsteilung beruhende Entwicklungsgeſetz, 


daß die verſchiedenen in der wirtſchaftlichen Güter⸗ 
erzeugung zuſammenwirkenden Elemente oder 
„Faktoren“ der Produktion von verſchiedenen 
Perſonen erſtellt werden, findet auch in bezug auf 
Herſtellung, Verkauf und Nutzung des Wohnungs⸗ 
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raumes feine geſchichtliche Beſtätigung. Der Be- 
ſitzer eines Hauſes und die Verwertung desſelben — 
als einer Wohnung oder als eines Geſchäfts⸗ 
lokales — wird ein Verkehrsgeſchäft, wird 
eine beſondere Aufgabe einer einzelnen Klaſſe der 
Bevölkerung, der Häuſerbau alſo auch eine Unter- 
nehmung zur Befriedigung der Wohnungsbedürf⸗ 
niſſe anderer, das Wohnen zur Miete die Regel für 
die Übrigen.““) 

Dieſer Zuſammenhang erſcheint uns heute 
natürlich als etwas ganz Selbſtverſtändliches. Ihre 
Bedeutung erhält die Formulierung der Knies'ſchen 
Erkenntnis erſt, wenn wir bedenken, daß Knies die 
Entwicklung in ihren erſten Anfängen richtig er— 
kannte, daß er der Wohnungsfrage als erſter theo⸗ 
retiſch zu Leibe ging, und ſchließlich, daß er die 
richtigen Ableitungen und Folgerungen daran 
knüpfte. Ich meine in dieſer Hinſicht die 
Deutungsverſuche für die Mietpreisbildung, d. h. 
die Erklärung der Abſtufungen und Steigerungen 
der Mietpreiſe durch die Konkurrenz der wohnung⸗ 
ſuchenden Mieter. Die Bodenpreisbildung ergibt 
ſich nach Knies aus dem Wettbewerb der Stadt⸗ 
bewohner um die beſten Plätze, teils um die beſten 


5 K. Knies, Über den Wohnungsnotſtand unterer Volks⸗ 
ſchichten und die Bedingungen des Mietpreiſes, Zeitſchr. f. d. 
geſ. Staatswiſſenſch., Jahrg. 1859. 


Plätze für Geſchäfte, Fabriken uſw., teils um die 
beſten Wohnplätze. Daher ſcheidet ſich infolge der 
Abſtufungen im Wettbewerb in der werdenden 
Großſtadt nach und nach Geſchäftsboden vom 
Wohnboden. Die Grundrente für günſtige Lagen 
ergibt ſich zum größten Teil aus ſubjektiven Rück⸗ 
ſichten der konkurrierenden Bevölkerungsgruppen. 
Die Mieten ſteigen nicht, weil der Bodenpreis 
ſteigt, ſondern der Bodenpreis ſteigt, weil für be⸗ 
ſtimmte Lagen hohe Mieten geboten werden. Das 
iſt der Ausgangspunkt. Andere Momente treten 
dann ſekundär hinzu. 

Wir finden alſo hier bei Knies in einer Früh⸗ 
zeit der Wohnungsreform eine theoretiſche Höhe 
und einen Weitblick, der von den Wohnungs: 
politikern der folgenden Jahrzehnte nicht erreicht 
wurde und von dem die doktrinäre Einſtellung auch 
der neuen Politiker auffallend abſticht. Die erſten 
Wohnungstheoretiker und -reformer — Riehl, 
Huber, Knies — waren viel realiſtiſcher, rechneten 
viel ſtärker mit den wirtſchaftlichen Gegebenheiten 
Ihre Erfolgloſigkeit und der geringe Widerhall 
ihrer Gedanken und Worte iſt nur daraus zu er⸗ 
klären, daß der ſoziale Inſtinkt der damaligen 
Politiker leider verſagte, daß dieſe trotz vermeint⸗ 
licher Führereigenſchaft ebenſo kurzſichtig waren 
wie die Maſſen. (Schluß folgt.) 


Städtebau und Bodenrecht. 


In dem Aufſatz des Herrn Oberbaurat Schierer 
„Städtebau und Bodenrecht“, abgedruckt in Heft 2, Jahr⸗ 
gang 6, des Schleſiſchen Heimes, iſt unter III C bei Er- 
pa, des Reichsheimſtättengeſetzes folgendes aus⸗ 
geführt: 

Vont ſiedlungstechniſchen Standpunkte aus inter⸗ 
eſſiert es uns feſtzuſtellen, daß den Landeskulturämtern 
unmittelbare ſiedlungstechniſche Kräfte nicht zur Seite 
ſtehen und als einzige halbamtliche Stellen, bei denen 
man ein gewiſſes Intereſſe für ſiedlungstechniſche Auf⸗ 
gaben vorausſetzen kann, die in jeder Provinz be⸗ 
5 — 8 ſogenannten Landgeſellſchaften in Betracht 
ommen. 

Dieſe Ausführungen dürfen nicht unwiderſprochen 
bleiben, da ſie ein falſches Bild von der Zuſammenſetzung 
und der Tätigkeit der Landeskulturämter geben. Voraus⸗ 
geſchickt muß werden, daß den öſtlichen Landeskultur⸗ 
ämtern ſchon ſeit Jahrzehnten die Aufgaben der inneren 
Koloniſation, d. i. der bäuerlichen Siedlung, übertragen 
ſind. Auf dieſem Gebiete liegt daher die fachmänniſche 
und ſachliche Betätigung aller Beamten der Landeskultur⸗ 
ämter. Sie ſind die einzigen Behörden. die unmittelbar 
über eine größere Anzahl ſiedlungstechniſcher Kräfte ver⸗ 
fügen. Unter Siedlungstechnik wird hier, dem all⸗ 
gemeinen Sprachgebrauch aller derjenigen folgend, die ſich 
mit der inneren Koloniſation beſchäftigt haben, der ge⸗ 
ſamte Komplex von Aufgaben verſtanden, die zur Durch⸗ 
führung einer bäuerlichen Siedlung, d. h. zur Umwand⸗ 
lung eines landwirtſchaftlichen Großbetriebes in eine 
gröbere Anzahl bäuerlicher Betriebe gehören. Herr Ober- 

aurat Schierer faßt den Begriff „„Siedlungstechnik“ 
offenbar viel enger und verſteht hierunter nur die Anlage 
und Ausführung der erforderlichen Siedlungsbauten. Für 


dieſe rein bautechniſchen Fragen, die in die allgemeine 


Siedlungstechnik vielfach herüber greifen, ſtehen allerdings 
den Landeskulturämtern keine unmittelbaren Kräfte zur 
Verfügung. Es ſteht aber nichts im Wege, hierfür die 
Hochbaubeamten der . 3 zu nehmen, 
wie dies in zahlreichen Fällen bei größeren Neuſiedlungen 
früher geſchehen iſt und auch in Zukunft wieder geſchehen 
wird. Eine Zuhilfenahme der halbamtlichen Stellen 
(Provinzielle Siedlungsgeſellſchaft) bei den Siedlungs⸗ 
vorhaben der Landeskulturämter hat niemals ſtatt⸗ 
gefunden. 

Schließlich muß noch betont werden, daß bei der länd⸗ 
lichen Siedlung das Hauptaugenmerk auf die landwirt⸗ 
ſchaftlichen und rein ſiedlungstechniſchen Intereſſen (im 
Sinne obiger Ausführungen) zu richten iſt, denen gegen⸗ 
über die bautechniſchen Fragen unter Umſtänden etwas 
zurücktreten müſſen. 

(gez.) Fechner, 
Landeskulturamtspräſident. 


Herr Oberbaurat Schierer bittet uns um Aufnahme 
ſolgender Erklärung zu obigen Ausführungen: 

Ich glaube gerade in meinem Aufſatze „Siedlungs⸗ 
bau und Bodenrecht“ den Begriff „Siedlungstechnik“ in 
weiteſtem Sinne gefaßt zu haben. In dem oben an⸗ 

eführten Wortlaute habe ich nicht die innere Koloni⸗ 

ſationstätigkeit der Landeskulturämter und ihre fach⸗ 
männiſche und ſachliche Tätigkeit irgenwie in Zweifel 
ziehen, ſondern nur feſtſtellen wollen, daß die Einheit⸗ 
lichkeit dieſer Arbeit der Mitarbeit bautechniſch geſchulter 
Kräfte ermangelt. e . 

Daß ſelbſtverſtändlich bei der ländlichen Siedlung 
die landwirtſchaftlichen und rein ſiedlungstechniſchen 
Belange den Vorrang einnehmen müſſen 95 von mir 
nie bezweifelt worden. ierer. 
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vermiſchtes. 


Die Typen der Schleſiſchen Heimſtätte. 

In Heft 2 dieſes Jahrganges gaben wir eine kurze Auf⸗ 
ſtellung der neuüberarbeiteten Haustypen der Schleſiſchen 
Heimſtätte. Dieſe Typen haben unterdeſſen den Herren 
Sachbearbeitern der Regierungen von Breslau und 
Liegnitz vorgelegen und ſind von ihnen genehmigt 
worden. Hierdurch wird ſich in dieſem Baujahre das Ver⸗ 
fahren bei der Errichtung von Kleinwöhnungsbauten, die 
mit Hilfe von Hauszinsſteuerhypotheken, Mitteln aus der 
produktiven Erwerbsloſenfürſorge uſw. nach den Typen der 
Schleſiſchen Heimſtätte errichtet werden, inſofern weſentlich 
vereinfachen, als die Genehmigung der zuſtändigen Be⸗ 
hörden ohne weiteres vorliegt. Sämtliche Typen werden 
im Maßſtabe 1: 100 als Überfichtszeihnungen und im 
Maßſtabe 1:50 als Ausführungszeichnungen abgegeben. 


Wohnung und Siedlung 
auf der Jahresſchau Deutſcher Arbeit Dresden. 

Die Jabresſchau Deutſcher Arbeit Dresden rüſtet zu 
ihrer vierten Ausſtellung, die im Mai 1925 eröffnet 
werden ſoll und dem Gebiete „Wohnung und Siedlung“ zu⸗ 
ara it. Herausgewachſen aus der Idee, nach dem Zu⸗ 

mmenbruch des Krieges in jedem Jahre einem beſtimmten 
Zwei der deutſchen ae Gelegenheit zu geben, mit 
Qualitätserzeugniſſen In⸗ und Auslande zu beweiſen. 
daß deutſche Arbeit wieder gewillt iſt, den alten Ruf der 
deutſchen Qualitätsarbeit neu zu befeſtigen, fußt die 
e ſchon auf einer feſten Tradition. So⸗ 
wohl die te Ausſtellung 1922, „Porzellan, Keramik, 
Glas“, wie auch die zweite 1923, die dem Gebiet „Spiel und 
Sport“ idmet war, brachten die erſten Anerkennungen 
der Preſſe wie Bag der jeweiligen Fachkreiſe. In hervor⸗ 
ragendem Maße beſtätigte ſich dis Aufgabengebiet der 
Jahresſchau mit der diesjährigen Textilausſtellung, die in 
den nächſten Wochen ihre Pforten ſchließen wird. Wenn 
auch hauptſächlich die ſächſiſche Textilinduſtrie diesmal ver⸗ 
treten war, ſo vermochte die Ausſtellung doch auf anderen 
Gebieten, insbeſondere mit der wiſſenſchaftlich⸗hiſtoriſchen 
Zuſammenfaſſung, Vorbildliches zu leiſten. 

Die kommende Ausſtellung „Wohnung und Siedlung“ 
wird ſich zunächſt in die beiden Hauptgruppen „Kunſt 
und Wiffenſch aft“ und „In duſtrie und Hand⸗ 
werk“ teilen. Aer einzelnen ſoll ſich der Aufbau 
folgendermaßen gliedern: 

1. Geſchichtlich⸗Völkerkundliches. 

II. Das Wohnen in der Neuzeit. 

III. Wohnung und Siedlung im Rahmen 

des heutigen Städtebaues. 
IV. Planungen und Ausführungen. 
V. Wohnungs- und Siedlungspolitik. 
VI. Literatur. 


VII. Bautechnik und Baugewerbe 5 
mit allen Bauſtoffen und Bauteilen, neuzeit⸗ 
lichen Bauweiſen und Spezialkonſtruktionen, 
Baugeräten und Baumaſchinen und techniſchem 
Bürobedarf. 

VII. Das Wohnungsinnere 
mit Ausſtattungen, 1 für einfachſte 
Wohnungsein richtung und für beſondere Be⸗ 
rufs⸗ und Lebensbedürfniſſe, Hausgerät. 

IX. Der Garten 
mit Beiſpielen für Kleingarten, Garteneinrich⸗ 
tungen und Gartengerät. 
X. Muſterbauten und Siedlungshäuſer. 
Gerade weil die Vie une für die kommende Zeit mit 
einer weiteren Stabiliſierung und Sicherung der Kredit⸗ 


verhältniſſe rechnen darf, und weil vorausſichtlich das ge⸗ 
ſamte Wohnungsproblem in der kommenden Zeit immer 
mehr zur akuten ei eu ſich ſteigern dürfte, 
glaubt die Jahresſchau Deutſcher Arbeit Dresden mit 

für das kommende Jahr geplanten groben Ausſtellung 
„Wohnung und Siedlung“ zur Löſung einer der 
brennendſten S in beſonderem Maße mit 
beiſteuern zu können. Mit den Vorarbeiten iſt bereits be⸗ 
gonnen worden. 


Deutſcher Farbentag. 

Vom 15. bis 19. April findet in Hamburg ein 
„Deutſcher Farbentag“ ſtatt, der ſich die Aufgabe geſtellt 
bat, daß die Unſicherheit und Unklarheit. die heute noch 
vielfach auf dem Gebiete der farbigen Behandlung 
der Architektur herrſcht, behoben wird. Es finden u. a. 
folgende Vorträge ſtatt: 

Am 15. April: Bruno Taut. 

Thema: „Wiedergeburt der Farbe“. 

15 an, 16, April ſpricht Profeſſor Phleps, Danzig, 
über das 
Thema: „Die farbige Außenarchitektur bei den Römern 
und im Mittelalter“. 

F Am 17. April Profeſſor Dr. Eibner, München, über 
as 


Thema: „Die für die Faſſadenbemalung geeigneten Farben⸗ 
und Bindemittel“; 
Kurat Dr. Schmid, München, über das 5 

Thema: „Die Wiederbelebung der antiken Enkauſtik 

und ihre Bedeutung für die Gegenwart“. 

Die Ausſtellungsleitung liegt in den Händen des Ober⸗ 
baurats Dr, ing. Werner weg. Die Geſchäftsſtelle be⸗ 
findet ſich bis zum 31. März im Baupflegebütro, Schopen- 
ſtehl 15, Miramarhaus, vom 1. April ab im Baupflege⸗ 
bureau, Stadthausbrücke 8 


Internationale Städtebaukonferenz in Newyork. 
Die diesjährige internationale Städtebaukonferenz wird 
vom 20. bis 25. Npril d. Is. in Newyork ftattfinden, 


Tagung der ſiedlungswiſſenſchaftlichen Arbeitsgemeinſchaft 
im Miniſterium für Volkswohlfahrt am 6. März 1925. 
Die . Arbeitsgemeinſchaft hat 
im Laufe dieſes Winters einen Vortragszyklus veranſtaltet, 
in dem namhafte Fachleute ich zu den verſchiedenen 
Fragen der Siedlung und des Städtebaues äußerten. In 
der allgemeinen Ausſprache, die über die ſämtlichen bis 
gehaltenen Referate am 6. März ſtattfand, wurde ei ig 
eine nachdrückliche Flachbauſiedlung gefordert und die 
Weiterentwicklung der Großſtädte im ſeitherigen Sinne 
bekämpft. Es wurde eingehend darauf hingewieſen, daß 
die BENDER Aufgaben des Städtebaues weit über 
den Rahmen einzelner Gemeinden binausgreifen, und 
daß, gleich wie die ſtädtebauliche Planung neuerdings im 
regionalen Nutzungsplane das Gebiet einheitlicher Wirt⸗ 
ſcha gane zuſammenfaſſend bearbeitet, auch die Fragen 
der Anſäſſigmachung der Bevölkerung der Großſtädte Hand 
in Hand mit geitgemäber Unterbringung der Induſtrie 
und einer Löſung ER EN, die den Intereſſen 
ganzer Bezirke gerecht wird, nur durch enge Zuſammen⸗ 
arbeit aller intereſſierten Kreiſe unter Führung einer 
neutralen. übergeordneten Inſtanz, denkbar ſei. 


Über „die neue Wohnung“ ſprach Bruno Taut 
am 17. März im überfüllten Saale der Matthias kunſt. 
(Iſt dieſe ungewohnte Fülle als erfreuliches Zeichen des 
wiedererwachenden Intereſſes an der Architektur zu 
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deuten oder ſteckt 50 % Senſationslüſternheit dahinter?) 
Taut aher zu der Sorte Theoretiker oder beſſer geſagt 
Enthuſiaſten der Architektur (Nur⸗Praktiker ſagen wohl 
auch Phantaſten), die von der Praxis aus zu bekritteln 
furchtbar leicht iſt. Die praktiſche Begründung ſeiner Ziele 
vom wirtſchaftlichen Standpunkte aus, die Belegung ſeiner 
Architekturäſthetik aus der Geſchichte der Raumkunſt mag 
manchmal auf etwas holprigen Bahnen gehen, dennoch 
brauchen wir ſolche Leute wie Taut, und ganz beſonders 
brauchen wir ſie heute, wo die große Maſſe der 
Wohnungskonſumenten noch immer ihren geſunden Schlaf 
ſchläft, allenfalls langſam einſieht, daß in unſeren ernſten 
Zeiten ſchließlich ne mit etwas kleineren Zimmern und 
mit etwas weniger und einfacheren Möbeln auszukommen 
ER wo aber die freudige, bejahende Neueinſtellung zum 

ohnraum, zum Organismus der Wohnung, zum Haus 
und zum neuen Stadtgebilde noch kaum en: hat. 
Noch immer find mindeſtens 90% unſerer Wohnungen 
eher Muſeen als organiſche Rahmen unſerer Lebensform, 
in denen eine wahre Angſt vor dem unverſtellten Raum, 
Angſt vor der Schönheit der unbehängten Wand, Angſt vor 
der ſtarken Farbe herrſcht. In dieſen Zeiten brauchen wir 
olche „Rufer im Streit“, die vernehmlich die Trommel 
chlagen und ſich nicht ſcheuen, auch mal jemand auf alt⸗ 
ererbte Hühneraugen zu treten. Taut wandte ſich vor 
allem an die Frau, denn ohne ihre überzeugte Mitarbeit 
bleiben die ſchönſten Architektenideen Papier. Ihr hat er 
auch ſein letztes Buch „Die neue Wohnung“ gewidmet, 
das allen Hausfrauen und ſolchen, die es werden wollen. 
aufs wärmſte zur Lektüre empfohlen ſei. Vielleicht iſt ſchon 
heute manche Breslauer Hausfrau kritiſch durch ihre 
Räume gewandelt, Knöpfchen und Aufſätze abſägend, 
Nippes und Deckchen entfernend, ebenſo prunkvolle wie 
unnütze Hochzeitsgeſchenke in den Schrank ſchließend (— um 
ſie bei nächſter Gelegenheit weiterzuſchenken). Taut wies 
an Hand von Grundriſſen nach, wie ſich durch vernünftige 
Anordnung der Räume zueinander richtige Aufſtellung der 
Möbel und weitgehende Verwendung von Einbaumöbeln, 
unendlicher unnötiger Arbeitsaufwand und in der 
Summierung gewaltige Gehlängen für die Hausfrau er⸗ 
ſparen laſſen, wie dadurch mehr freier Raum erzielbar iſt 
und dabei doch an bebauter Fläche, damit an umbautem 
Raum und damit an den Baukoſten weſentliche Erſpar⸗ 
niſſe erzielt werden können. Wo es irgend angängig iſt, 
werden dieſe Erſparniſſe zur weitgehenden Rationaliſierung 
und Mechaniſierung des Hausorganismus, insbeſondere des 
Küchenbetriebes verwandt werden müſſen. um die Haus⸗ 
frau von dem Los, eine Sklavin ihres Haushaltes zu ſein, 
u befreien, In dieſer Beziehung kann uns Amerika 

orbild ſein, wo alle Arten Haushaltmaſchinen, Müll⸗ 
ſchlucker, elektriſche Staubſauger, Zentralheizung, Speiſen⸗ 
aufzüge uſw. ſchon Selbſtverſtändlichkeiten 1 ſind. 
Den Inhabern alter Wohnungen und des üblichen ererbten 
Hausrates zum Troſt zeigte Taut an zahlreichen Beiſpielen, 
wie ſich durch einfache, wenn auch entſchloſſene Eingriffe 
auch vorhandene „normale“ Räume zeitgemäßer, ruhiger. 
wohnlicher, wahrhaftiger und farbiger geſtalten laſſen. 
Man wiese bedauern, daß er nicht an eg farbiger Licht⸗ 
bilder dieſe ſeine Vorſchläge eindringlicher und dem Nicht⸗ 
fachmann und Farbenfkeptiker klarer vor Augen führte. 
(Sollte die Matthiaskunſt noch nicht über ein Epiſkop 
verfügen? !) Auch die Rolle des Wandbildes in früheren 
Zeiten und anderen Ländern und unſere völlig verwilderte 
Einſtellung zum gerahmten Bilde fkizzierte Redner, 
ſtreifte die Möglichkeiten des Glaſes als des Bauſtoffes der 
Zukunft und ſchloß mit einem eindringlichen Bekenntnis zur 
Maſchine als dem heute weſentlichſten und unentbehrlichen 
Faktor bei der Exſtellung des uns gemäßen Hausrates und 
des Hauſes der Zukunft. Es hilft nun mal nichts: Wir 
leben im 20. Jahrhundert und müſſen es mit einer neuen 
N tun. Mit Romantik kommen Bet 
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Ausfuhr deutſcher Ziegel? 

Die Zeitſchrift „Ziegel und Cement“ (Berlin), Nr. 2, 
vom 9. Januar 1925, bringt folgende intereſſante Notiz: 

„Wettbewerbs möglichkeiten der deutſchen 
Bauſtoffinduſtrie in England“. Wie in allen 
Ländern, die an dem Weltkrieg teilnahmen, herrſcht auch 
in England eine Wohnungsnot, die ſich, da nicht recht⸗ 
zeitig Vorſorge getroffen wurde, in letzter Zeit immer 
ſtärker bemerkbar macht. Wie wir erfahren, halten ſich 
zurzeit mehrere Vertreter engliſcher Bauſtoffirmen in 
Deutſchland auf, um große Abſchlüſſe in Ziegelſteinen zu 
tätigen. Die Abſchlüſſe ſollen jedoch bisher keinen be⸗ 
ſonderen Umfang angenommen haben, da zu wenig 
Ziegeleien auf das engliſche Steinformat in der Größe 
8354128 Zollchines bei einem Gewicht von 
5 engliſchen Pfund eingeſtellt ſind Die engliſchen Ver⸗ 
treter verſuchen daher mit großen Ziegeleien umfangreiche 
Jahresabſchlüſſe zu tätigen, damit die evtl. Umſtellung 
einer Ziegelei ſich auch wirklich rentabel geſtaltet. Bei 
Abgabe der Angebote iſt es den Käufern gleich, ob ſolche 
fob Hamburg oder frei Themſehafen geſtellt ſind. Ver⸗ 
bindungen vermittelt die Schriftleitung“. 

Das fehlte gerade noch, um den Skandal auf dem 
Ziegelmarkte vollſtändig zu machen! Alle Welt iſt ſich klar, 
daß zu den jetzigen irrſinnig hohen Ziegelpreiſen ein wirt⸗ 
ſchaftliches Bauen ſo gut wie ausgeſchloſſen iſt. Begründet 
werden dieſe Preiſe mit dem völligen Mangel an Be⸗ 
ſtänden und weiter mit dem Hinweis, daß der vorausſi ht⸗ 
liche Bedarf die mögliche Erzeugung wohl noch auf längere 
Zeit überſteige. Und hier teilt eine Fachzeitſchrift ganz 
kühl mit, daß Verhandlungen im Gange ſind, um einen er⸗ 
heblichen Teil der ohnehin unzulänglichen deutſchen Ziegel⸗ 
produktion ins Ausland zu ſchaffen. Die Schriftleitung 
des Blattes bietet ſich jogar an, Verbindungen zu ver⸗ 
mitteln. Klar, daß, wenn dieſer Plan gelingt, wir noch 
lange auf ein Zurückgehen der deutſchen Siegelpreife 
warten können. Wir dürfen wohl erwarten, ß der 
Reichswirtſchaftsminiſter unverzüglich eingreift. 

„Der Deutſche“, 1925, Nr. 30 vom 5. 2. 


Dentſchrift des Landkreiſes Breslau zur Frage der 

Eingemeindung von Vorortgemeinden in die Stadt Breslau. 

Bekanntlich ſteht gegenwärtig die Frage zur Erörte⸗ 
rung, ob das zukünftige Groß⸗Breslau als Großſtadt im 
ſeither üblichen Sinne, d. h. durch Eingemeindung des 
geſamten Landes, das zur Unterbringung des zu er⸗ 
wartenden Bevölkerungszuwachſes erforderlich iſt, entwickelt 
werden ſoll, oder ob die bekannten Mißſtände dieſer Groß⸗ 
ſtadtform in Zukunft vermieden werden ſollen, indem der 
Begriff Großſtadt eine zeitgemäße, den Intereſſen der 
Volkswohlfahrt und des heutigen Städtebaues beſſer ge⸗ 
recht werdende, entſprechende Umgeſtaltung erfahren ſoll. 

Die vorliegende Denkſchrift, die von Landrat Bach⸗ 
mann und Architekt May bearbeitet wurde, befaßt ſich 

eingehend mit dieſen Fragen und enthält außerdem im 
Anhange eine Anzahl von Arbeiten miele und 
al Städtebauer, die ſich mit dem gleichen Probleme 

efaſſen. 

Die Schrift iſt zu beziehen bei dem Landratsamt 

Breslau, Weidenſtraße 15. 

Zahlen vom Niedergange Deutſchlands. 

Wir gehören nicht zu den Peſſimiſten, die bereits den 
Untergang Deutſchlands ſicher vor Augen ſehen, ſondern 
wir glauben, daß die geſunde Kraft unſeres Volkes auch 
heute noch ausreicht, um uns wieder hoch zu arbeiten. 
Trotzdem müſſen wir uns darüber klar werden, daß wir 
uns gegenwärtig im Niedergange befinden, und daß es 
der Anſpannung aller Volkskräfte im Reiche bedarf, um die 
Degeneration in eine Regeneration zu verwandeln. Es 
bleibt das hohe Verdienſt der Bodenreformer, trotz aller 
Verſpottung als „Sittlichkeitsapoſtel, Pauker 
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aſtoren“, immer wieder mit rückſichtsloſer Offenheit den 
Finger auf die Wunde gelegt zu haben. Heft 6 der Oſt⸗ 
deutſchen Bodenreformwarte bringt einige Zahlen und 
Tatſachen, die geeignet ſind, das auf Seite 83—87 wieder⸗ 
gegebene Mahnwort von Ober⸗Reg.⸗Rat Ruſch noch 
recht eingehend zu ergänzen. 


Zahlen und Tatſachen. 

a) Vorkriegszeit: Die deutſche Bevölkerung nahm in der 
Zeit von 1816 bis 1914 auf dem Lande um 8 Millionen, 
in den Städten aber um 36 Millionen Menſchen zu. 

1905 kamen Bewohner auf ein Haus im 
Durchſchnitt (Behauſungsziffer!): in London 5,5, 
Brüſſel 9, Antwerpen 7,1, Chicago 8,8. Amſterdam 13,4, 
Newyork 20,4, Hamburg 36,8, Breslau 51,9, Berlin 77,5. 

1905 lebten mehr als 100 Menſchen in 
einem Wohnhauſe: In Berlin in 6869 
Grundſtücken, in Breslau in 777 Grundſtücken. 

1905 lebten in Breslau in 1—2 Zimmer⸗Wohnungen 
321 765 Menſchen, d. h. 71,6 Prozent der Stadt- 
bevölkerung. 

1905 hatten von 100 Wohnhäuſern 5 und mehr Stock⸗ 
werke in Berlin 34, in Breslau 36. 

1905 betrug die Säuglingsſterblichkeit in 
Berlin auf 1000 Säuglinge in Wohnungen bis zu 
2 Zimmern 177, bis zu 3 Zimmern 128, über 
4 Zimmern 73. 

Von 1820 bis 1900 wanderten ca. 51 Millionen 
Deutſche aus, davon 95,5 Prozent nach Nordamerika. 

1910 hatte Deutſchland 642 933 aus ländiſche 

Wanderarbeiter. 

1913 gab das deutſche Volk aus für Alkohol 4026 


Millionen Mark, für das Schulweſen 1250 Millionen. 


Mark, für die geſamte Sozialverſicherung 1000 Mill. 
Mark, für die geſamte innere Verwaltung 945 Mill. 
Mark, d. h. für die drei letzten Poſten zuſammen 
3195 Millionen Mark. 4 

1910 wurden in Berlin gezählt 6899 übervölkerte 
Wohnungen, die aus einem einzigen, nicht heizbaren 
Raum beſtanden, und 41963 Wohnungen, die von mehr 
als 5 Menſchen dauernd beſetzt waren und nur ein 
heizbares Zimmer hatten. — 

1912 wurden gerichtlich verurteilt jugendliche 
Verbrecher von 12 bis 18 Jahren: 54958. 

b) Nachkriegszeit: Tuberkuloje - Sterblidteit 
auf 10000 Einwohner 1922 in Berlin 18,6, in 
London 12,4. 

Säuglingsſterblichkeit auf 100 Lebend⸗ 
geborene 1922 in Berlin 16,0, in London 7,4. in 
Paris 8,7. — 5 
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Geburten auf 1000 Einwohner 1922 in Berlin 
11,5, London 21,0, Paris 16,2. — 

Todesfälle überhaupt auf 1000 Einwohner 
1922 in Berlin 16,0, London 7,4, Paris 14. — 

Geſchlechtskrankheiten in Berlin 18 mal 
ſo viel als auf dem Lande. — 

Der Geburtenüberſchuß auf 
wohner betrug 1914 noch 11,0, 
noch 7,0. — 

Ausländiſche Landarbeiter für 1925 be⸗ 
willigt 129 870, das ſind 9490 mehr als 1924. 

Es wanderten aus in den ſechs Nachkriegsjahren 


1000 Ein⸗ 
im Jahre 1923 nur 


1919 — 3144 Einwohner, 
1920 — 8458 Einwohner, 
1921 — 3451 Einwohner, 
1922 — 36527 Einwohner, 
1923 — 115416 Einwohner, 
1924 — 129 870 Einwohner. 


Zuſammen alſo 316 866 deutſche tatkräftige Menſchen. 
Davon befanden ſich 1923 von den 115 416 Perſonen im 
Alter von 17 bis 30 Jahren 64 307 — 56,5 Prozent. — 

Das Statiſtiſche Reichsamt berichtete, daß in den bei 
Deutſchland verbliebenen Gebieten im 
Jahre 1922 weniger mit Roggen. Weizen, Hafer und 
Kartoffeln beſtellt waren als 1913 — 13 412 032 Morgen! 
Dagegen hatte die Fläche der Wieſen, Weiden, Hutungen 
und Brachen um rund 2400 000 Morgen zugenommen! 

Sind dieſe Zahlen immer noch nicht zwingend 
genug, den nationalen und ſozialen Willen des 
deutſchen Volkes zu wecken? Du deutſches Volk, beſinne 
dich auf die Wurzeln deiner Kraft! Wache auf! Höre die 
em der hrheit, die Stimme der Boden- 
reform! 


Kriegsſchiſſe oder Siedlungsbauten. 


Der Verſailler Friedensvertrag hat unſere Rüſtung 
lahmgelegt und uns zur Wehrloſigkeit verdammt. Da kann 
es uns wenigſtens als ſchwacher Troſt dienen, wenn wir 
von Zeit zu Zeit feſtſtellen, welche fantaſtiſchen Summen 
unſere Nachbarn für militäriſche Zwecke aufwenden müſſen. 
In England wurden in dieſem Jahre die beiden Schlacht- 
ſchiffe „Nelſon“ und „Rodney“ vom Stapel gelaſſen. 
Jedes dieſer Schiffe koſtete 6 Millionen Pfund, beide 
Schiffe zuſammen alſo nahezu eine Viertel Milliarde 
Goldmark. Für dieſen Betrag hätte man eine Trabanten⸗ 
ſiedlung mit 30 000 Häuſern, alſo für 120 000 Menſchen, 
errichten können! 


Geſetze und Verordnungen. 


Röpfg. ö. Finanzminiſters v. 18. Oktober 1924, 
betr. Hauszinsfteuer. 
(K. V. 2. 4500.) 
(Sonderabdruck aus dem Finanz⸗Miniſterial⸗Blatt 1924.) 

Ich nehme Veranlaſſnug, den Vorſitzenden der Grund⸗ 
ſteuer- und Grundſteuerberufungsausſchüſſe erneut zur 
Pflicht zu machen, bei der Durchführun der Preuß. Steuer⸗ 
notverordnungen auf beſonders bedürftige Perſonen durch 
Stundung, Herabſetzung und Erlaß der Hauszinsſteuer im 
10 der beſtehenden Vorſchriften beſondere Rückſicht zu 
nehmen. 

Den Beſitzern kleiner Eigenheime, welche die Haus⸗ 
zinsſteuer nicht auf die Mieter abwälzen können, wird in 
der Regel durch Ermäßigung der Steuer gemäß $ 2 Abſ. 2a 
und 3 geholfen werden können. Zur Klärung dahin⸗ 


gehender Anträge iſt den Antragſtellern jede tunliche Hilfe 
zu gewähren, nötigenfalls hat die Prüfung, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Steuerminderungen gegeben jind, von 
Amts wegen zu erfolgen. 

e Kleinrentnern, Kriegsbeſchädigten, 
Kriegshinterbliebenen und Erwerbsloſen, die nicht in der 
Lage ſind, die volle geſetzliche Miete zu zahlen, iſt auf dem 
durch meine Rdof. vom 28. 7. 1924 — K. V. 2. 2956 — 
gewieſenen Wege dadurch zu helfen, daß dem Hauseigen⸗ 
tümer die auf vermietete Räume entfallenden Anteils⸗ 
beträge an 8 geſtundet werden. Die 
Stundung wird bei gleichbleibenden Verhältniſſen der 
Mieter ſpäter zur Niederſchlagung führen. Wenn ſich die 
Hauseigentümer als Steuerſchuldner im Einzelfalle weigern 
ſollten, einen . zu ſtellen und den ge⸗ 
nannten Perſonen die Miete in Höhe des geſtundeten Be⸗ 


114 


trages zu erlaſſen, jo wird durch die Behörde (Steuer- oder 
Fürſorgebehörde) auf ſie entſprechend einzuwirken ſein. 
Wenn anderſeits, wie das in einzelnen Fällen geſchehen 
ſein ſoll, gewiſſe Mietergruppen von ihren Organiſationen 
verpflichtet werden, einen Teil der geſetzlichen Miete ohne 
Rückſicht auf die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des einzelnen 
dem Vermieter vorzuenthalten, ſo daß dieſer mit der 
Steuerzahlung in Verzug gerät, kann natürlich eine ent⸗ 
ſprechende Stundung dem Gebäudeeigentümer nur ſo lange 
gewährt werden, bis er die reſtlichen Mietbeträge ein⸗ 
zuklagen in der Lage iſt. 

In beſonderen Notfällen wird auch den Inhabern von 
fegenannten Fremdenheimen in den Bade⸗ und Kurorten 
durch Stundung und gegebenenfalls durch ſpätere Nieder⸗ 
ſchlagung der während der ſaiſonloſen Zeit fälligen 
Steuern oder eines Teils derſelben entgegengekommen 
werden müſſen. 

Vorſtehende Verfügung iſt den Kataſterämtern und den 
Gemeinden, denen die Steuerſtundung übertragen worden 
iſt, zur Kenntnis zu bringen. Daß die getroffenen Anord⸗ 
nungen durch die Behörden mit Verſtändnis für die wirt⸗ 
ſchaftliche Notlage der genannten Bevölkerungskreiſe durch⸗ 
geführt werden, iſt zu überwachen. 

Abdrucke für den dortigen Dienſtgebrauch, für die 
Kataſterämter und für die zur Steuerſtundung befugten 
Gemeindevorſtände liegen bei. 


verfügung des KRegierungs - Präfidenten zu 

Oppeln vom 7. 1. 1925, betr. Hauszinsfteuer- 

hypotheken zur Förderung des Wohnungsbaues. 
I. c. 34. Nr. 4986. I. d. 11. 


Der Preuß. Herr Miniſter für Volkswohlfahrt hat mit 
Erlaß II. 13. Nr. 363424 um Beachtung folgenden Be⸗ 
ſchluſſes erſucht: 

Der Preußiſche Landtag hat in ſeiner Sitzung am 
26. September 1924 beſchloſſen, das Staatsminiſterium zu 
erſuchen: 

a) auf die Gemeinden dahin einzuwirken, daß die den 
Gemeinden vom 1. Oktober 24 ab zufließenden Mehr ⸗ 
beträge für die Neubautätigkeit in erſter 
Linie zur Errichtnug von Wohnſtätten für kinder⸗ 
reiche Familien verwandt werden; 

b) ſorgfältig darüber zu wachen, daß die aus der Haus⸗ 
zinsſteuer fließenden, zur Förderung der Neubautätig⸗ 
keit beſtimmten Mittel, auch in vollem Umfange und 
auf ſchnellſtem Wege dem Baumarkt zugeführt werden: 

e) u. a. auf die Gemeinden einzuwirken, daß fie, ſofern 
die günſtigere Geſtaltung der Gemeindefinanzen es 
deläßt, für die Förderung des Wohnungsneubaues über 

n m $2 Abſ. 2 der II. Preußiſchen Steuernot⸗ 
verordnung vom 19. Juni 1924 (G.⸗S. S. 555) feſt⸗ 
geſetzten Anteil hinaus weitere Mittel aus der Haus⸗ 
zinsſteuer zur Verfügung ſtellen. 

Unter Bezug auf meine Rundverfügung — I. 0. 34 
Nr. 1422 — vom 16. April 1924 bringe ich dies den Ge⸗ 
Gemeinden und Gemeindeverbänden zur Kenntnis und 
Beachtung. — 

Gleichzeitig wird darauf hingewieſen, daß der Rund⸗ 
erlaß des Herrn Preuß. Miniſters für Volkswohlfahrt vom 
22. September 1924 — II. 13. Nr. 3374 — (mitgeteilt durch 
Egal ri — I. c. 34 Nr. 3856 vom 27. September 
1924) — betreffend die Förderung von Siedlungsbauten 
55 kinderreiche Familien — auch auf Schwerkriegs⸗ 

eſchädigte und insbeſondere Kriegsblinde An- 

wendung zu finden hat. 


J. A.: gez. Wittler. 


e 


verfügung des Regierungs- Präfidenten zu 
Oppeln vom 21. 1. 1925. 
I. i. 37. Nr. H. 29. O. P. III. Preß. 
Zu VMI. H 22. 


Auf Veranlaſſung des Herrn Preußiſchen Finanz⸗ 
miniſters (Erlaß vom 9. 1. 1925 — K. V. 2. 97) hat der amt⸗ 
liche preußiſche Preſſedienſt einen der Ziffer 2 Abſatz 2 des 
Erlaſſes vom 23. 12. 24— K. V. 2/5478 (VI. H 22) gleich⸗ 
lautenden Artikel über die Hauszinsſteuer der Preſſe mit 
dem Erſuchen zugehen laſſen, auf weitgehende Verbreitung 
dieſes Artikels auch in den Lokalblättern hinzuwirken. 

Anträge auf Minderung der Steuer gemäß § 4 der 
Preußiſchen Steuernotverordnung müſſen ordnungsgemäß 
geſtellt, unvollſtändige ſollen alsbald erneuert werden. Die 
bisher geſtellten Anträge ſind von den Kataſterämtern ge⸗ 
ordnet zu ſammeln. Die Erneuerung der Anträge bleibt 
abzuwarten. 

Um eine ordnungsgemäße Aufſtellung der Anträge den 
Beteiligten & ermöglichen, bat der Bund der Berliner 
Haus⸗ und Grundbeſitzer E. V. in Berlin, C. 2, im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Preußiſchen Finanzminiſterium ein 
Formular nebſt Anleitung zur Ausfüllung ausgearbeitet, 
das auch jeder nicht organiſierte Hauseigentümer durch die 
Geſchäftsſtelle der lokalen Hausbeſitzerorganiſationen be⸗ 
ziehen kann. Eine ausführliche Anleitung und Erläuterung 
der geſetzlichen Beſtimmungen, die für die Steuenminderung 
in Frage kommn, iſt in Nummer 2 der Zeitſchrift „Das 
Grundeigentum“ abgedruckt. Den Hauseigentümern wird 
in ihrem eigenſten Intereſſe empfohlen, ſich dieſes Antrags⸗ 
formulars zu bedienen. 

J. V.: gez. Weber. 


f Erlaß des preuß. Miniſters für volkswohlfahrt 


vom 29. Januar 1925, betr. Rückzahlung der 
an Baugenoſſenſchaften uſw. gegebenen 
Staatshypotheken. 
— II. 5. 125. WM. —. 


Die vom Staat auf Grund der von dem Herrn 
Miniſter des Innern herausgegebenen Bedingungen vom 
3. Juni 1902 hergegebenen II. 1 zur Ver⸗ 
beſſerung der Wohnungsverhältniſſe der Staatsbeamten, 
Angeſtellten und Arbeiter ſind gemäß $ 1 der Dritten 
Steuernotverordnung des Reichs vom 14. Februar 1924 
als Vermögensanlagen anzuſehen, jo- daß ihre Auf⸗ 
wertung auf 15 v. H. begrenzt iſt. 

Wir erſuchen, auf dieſer Grundlage die Regelung der 
Hypothekenverhältniſſe bei den Baubereinigungen durch⸗ 
zuführen, dabei aber gleichzeitig den Vorbehalt zu machen, 
daß, falls durch die Geſetzgebung oder in anderer Weiſe 
in De eine höhere Aufwertung der Hypotheken zu⸗ 
elaſſen wird, für dieſen Fall alle ſich hieraus ergebenden 

echte des Staates vorbehalten werden. 

Soweit Bauvereinigungen die Hypotheken in Papier⸗ 
mark zurückgezahlt h und die Erteilung löſchungs⸗ 
fähiger Quittungen verlangen, iſt der Standpunkt zu 
vertreten, daß der Vorbehalt der Aufwertung (§ 11 der 
Dritten Steuernotverordnung), wenn nicht ausdrücklich, ſo 
doch ſchon durch die gemäß meiner Anweiſung erfolgte 
Verweigerung der Quittun ilung zum Ausdruck ge⸗ 
bracht worden iſt. Im übrigen weiſe ich darauf hin, daß 
nach den neueſten Gerichtsentſcheidungen auch vor⸗ 
behaltloſer Annahme der Papiermarkbeträge bei Erxlöſchen 
der perſönlichen Forderung die Hypothek als Gläubiger⸗ 
grundſchuld aufrechterhalten bleibt. ) 

Zugleich im Namen des Preußiſchen Finanzminiſters. 
J. V.: Scheidt. 


EFT he i m 


Erlaß des Preuß. Miniſters für volkswohlfahrt 
vom 5. Februar 1925, betr. Rückzahlung und 
Aufwertung von Beihilfen für Um⸗ 
und Einbauten. 

II. 13. Nr. 232. 


n dem Erlaß vom 14. Juli 1924 —. II. 13 

II. A. 2 

Nr. 2222 W. a‘ A. 2 
Ar 9, 977 . 1 — it ausdrücklich zwiſchen Neu⸗, Um⸗ 


und Einbauten unterſchieden und beſtimmt worden, daß 
mit Einführung der Hauszinsſteuer für die Zuſchuß⸗ 
neubauten irgend welche Yu merhmosaniprüche von Reich 
und Staat als abgegolten gelten. Ein derartiger Verzicht 
auf Aufwertungsanſprüche erſcheint bei der Erhebung der 
Hauszinsſteuer vertretbar, da die Hauszinsſteuer eine d⸗ 
entwertungsausgleichsſteuer iſt und gleichzeitig auch als 
Erſatz für die Geltendmachung etwaiger Aufwertungs⸗ 
anſprüche des Staates angeſehen werden konnte. Für 
einen allgemeinen Verzicht auf alle e e 
bei den der Hauszinsſteuer nicht unterliegenden Um⸗ und 
Einbauten fehlt jedoch die geſetzliche Grundlage, eine 
Löſchung der zur Sicherung der bewilligten Baubeihilfen 
beſtimmnugsgemäß eingetragenen Sicherungs⸗ nud Bei⸗ 
hilfehypotheken kommt bei dieſen Bauten daher nicht ohne 
weiteres in Frage. Um jedoch die Abwickelung von Auf⸗ 
wertungsanſprüchen zu erleichtern und nach Möglichkeit 
eine Annäherung in der Belaſtung der Eigentümer von 
Neu-, Um⸗ und Einbauten herbeizuführen, will ich mich im 
Einvernehmen mit dem Herrn Finanzminiſter damit ein⸗ 
verſtanden erklären, daß auch in dieſen Fällen etwaigen 
ſicher nicht häufigen Anträgen auf Löſchung der zugunſten 
von Reich und Staat eingetragenen Beihilfehypotheken dann 
ſtattgegeben wird, wenn der Bauherr ſich bereit findet, in 
entſprechender Anwendung des $ 3 der III. Durchführungs⸗ 
verordnung vom 12. Juli 1924 (Geſ⸗Sammlung S. 578) 
ſofort oder ſpäteſtens zum 31. März 1925 die Beihilfe mit 
mindeſtens 40 % des Goldmarkwertes, berechnet nach dem 
Berliner Dollarkurſe am Tage der Auszahlung, an den 
Bauherrn zurückzuzahlen. 


In Vertretung. 
Unterſchrift. 


Erlaß des Preuß. Miniſters für volkswohlfahrt 
vom 6. Februar 1925, betr. Bewirtſchaftung 


möblierter Zimmer. 
II. 6. 200 


Gemäß $ 1 meiner Verordnung über die Bewirt⸗ 
ſchaftung möblierter Zimmer und übergroßer 5 
vom 12. Dezember 1924 (Geſetzſamml. S. 760) iſt die 
Wohnungszwangswirtſchaft für ſolche möblierten Be 
aufgehoben, „die keine ſelbſtändige Wohnung darſtellen“. 
Zur Behebung von Zweifeln bei der Auslegung des Be⸗ 
riffs einer ſelbſtändigen Wohnung im Sinne dieſer Be⸗ 
aum bemerke ich, daß als ſelbſtändige möblierte Woh⸗ 
nung nicht etwa nur eine abgeſchloſſene möblierte 
Wohnung zu verſtehen iſt. Auch möblierte Zimmer, die von 
den übrigen Räumen einer Wohnung nicht abgeſchloſſen 
ſind, ‚gelten als jelbftändige Wohnungen im Sinne meiner 
Verordnung vom 12. Dezember 1924, wenn der Unter 
mieter das Recht hat, in den gemieteten Räumen einen 
8 Haushalt zu führen. Das iſt der Fall, wenn 
ihm das Recht der ſtändigen Benutzung der Küche ein⸗ 
geräumt worden iſt oder er eine in den gemieteten 


Räumen vorhandene Koch nheit mit Zuſtimmung des 
Hauptmieters ſtändig . zur ſtändigen Benutzung 
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ſich ſelbſt herrichten durfte. Ob der Untermieter von dieſem 
Recht nicht oder nur ſelten Gebrauch gemacht hat, iſt un⸗ 
erheblich; es kommt vielmehr lediglich auf die Art und den 
Umfang des ihm eingeräumten Rechts zur Führung eines 
ſelbſtändigen Haushalts an. Eine ſelbſtändige Wohnung 
liegt dagegen nicht vor, wenn der Hauptmieter dem 
Untermieter nur gelegentlich die Mitbenutzung der 
Kücheneinrichtung ſtillſchweigend oder ausdrücklich (bitt⸗ 
weiſe) geſtattet hat, oder wenn der Untermieter in einem 
möblierten Zimmer ſich ſelbſt ohne Erlaubnis des Haupt⸗ 
mieters eine Kochgelegenheit eingerichtet hat. 
Hirtſiefer. 


Erlaß des Preuß. Miniſters für volkswohlfahrt 
vom 10. Februar 1925, betreffend ſtaatliche Bau: 
darlehen für Staatsbedienfteten-Wohnungen. 
II. 5. 189 
Zu meinem Erlaß vom 13. Juli 1924 — 11.5. 
1138 —.*) 


In, Ergänzung des angezogenen Erlaſſes wird bezüglich 
der Verzinſung und Tilgung der ſtaatlichen Baudarlehen, 
der Verrechnung re ſowie der Behandlung von 
Anträgen auf vorübergehende Zinsherabſetzung folgendes 
angeordnet: 

1. Die während des Bauens gegebenenen Teil⸗ 
zahlungen ſind als Ban mit 6% zu pre: Die 

erzinſung der Hypothek mit 5% und die Tilgung mit 
1% hat mit der Zahlung der Schlußrate zu beginnen. 

Die Zinſen vom Baugeld (6%) ſind im voraus 
zu erheben. Sie ſind bei jeder Zahlung vom Zahlungstage 
ab der Kaſſe zum Soll zu ſtellen und fürs erſte vom 
Zahlungstage bis zum Schluß des jeweiligen re 
jahres vom Kapitalbetrag abzuhalten. Bei A r 
Schlußrate ſind 5% Zinsen und 1% Tilgung für al le 
Zahlungen zuſammen zum Soll zu ſtellen, und zwar 
laufend. Die laufenden Einnahmeanweiſun bezüglich 
der Baugeldzinſen von den Teilzahlungen ſind aufzuheben 
und etwa überhobene Baugeldzinſen ſind auf die laufenden 
Hypotheken zinſen zu verrechnen. Die Hypotheken⸗ 
zins⸗ und Tilgungsbeträge ſind nachträglich halbjähr⸗ 
lich zu erheben. 

„Ich mache darauf aufmerkſam, daß die Zinſen und 
Tilgungsbeträge dem Baudarl onds zufließen und ſo 
Rs ga zur Hergabe von weiteren Hypotheken ver⸗ 

ärken. 

Ich erſuche, auf den pünktlichen Eingang der Zinſen 
und Tilgungsbeträge zu achten. 

2. Die Baugeldzinſen ſowie die laufenden Hypotheken⸗ 
zinſen und Tilgungsbeträge ſind in der Rechnung vom 
Wohnungs- und Siedlungsweſen bei Kapitel 36 Titel 26 
unter einem Nel Tann e Ara 
einnahmen (einſchließli ilgung um inſen) aus den 
Ausgaben zur 1 der Neubautätigkeit (Kapitel 20 
Titel 8 der einmaligen Ausgaben)“, und zwar bei dem 
Abſchnitt B: „Baudarlehen zur Errichtung von Staats- 
bedienſtetenwohnungen“ nachzuweiſen. 

3. Wie bereits in dem angezogenen Erlaß geſagt 
worden iſt. kann vorübergehend eine Herabſetzung 
der laufenden Hypothekenzinſen in den Fällen eintreten, 
wo ſich eine für die Beamten nicht tragbare Miete ergibt. 
Etwaige Anträge von Bauvereinigungen uſw. auf 
vorübergehende Herabſetzung der Zinſen ſind mir nach 
Prüfung mit Vorſchlägen über die Höhe und Dauer des 
Aach s alsbald zur Entſcheidung vorzul Den 
nträgen iſt eine Berechnung der Miete beizufügen, wie 


*) VM Bl. S. 358. 
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ſie bei voller V 7 der zum Bau aufgenommenen 
Gelder erforderlich iſt. Ferner ſind anzugeben: 
a) die Herſtellungskoſten der Wohnungen — insgeſamt 
und auf 1 ebm umbauten Raumes berechnet —; 
b) die Friedensmiete für eine gleichwertige Alt⸗ („Vor⸗ 
kriegs⸗“) Wohnung; 
e) ob, in welcher Höhe und für welche Zeit die Zinſen 
und Tilgungsbeträge für die Hauszinsſteuerhypothek 


und gegebenenfalls auch für die Hypotheken anderer 
Arbeitgeber (Poſt, Eiſenbahn, Reich) herabgeſetzt find; 
d) der Zinsſatz für die übrigen zur Durchführung der 
Bauten aufgenommenen Gelder. 
Ich erſuche, mir bis zum 1. April d. Is, beſtimmt eine 
Überſicht über den Stand der Mittel vorzulegen. 


J. V.: Scheidt. 


Bücher⸗ und Feitſchriftenſchau. 


Siedlung eine völkiſche Lebensfrage. 
Von Geh. Reg.⸗Rat Dr Hans Ponfick, 
Deutſchnationale Schriftenvertriebsſtelle G. m. b. H., 
Berlin SW., Bernburger Straße 24, 


Der Bedeutung der Siedlung, ſoweit ſie eine Löſung des 
Wohnungsproblemes erſtrebt, ſind ſich heute breite Schichten 
unſeres Volkes bewußt. Erſtaunlich gering iſt aber noch 
immer das Verſtändnis für die politiſche Tragweite der 
Siedlung, ſelbſt unter den Vertretern des Volkes in den 
Parlamenten. Es erſcheint daher ſehr begrüßenswert, daß 
der Verfaſſer dieſer Arad die vorliegende Schrift widmet, 
die infolge ihrer klaren Ordnung der Materie durchaus ge⸗ 
eignet erſcheint, die Bedeutung der Siedlung in politiſcher 
Beziehung in das rechte Licht zu ſetzen. Der Verfaſſer 
knüpft zunächſt an die drei älteren, großen deutſchen Sied⸗ 
lungsbewegungen an: Die bürgerliche Stadtſiedlung in den 
Ländern öftlich der geſchloſſenen Sprachgrenze, die ritterliche 


Siedlung im Baltenland und die reine Bauernſiedlung in 


Siebenbürgen. Aus dem endlichen Mißerfolg dieſer 
Siedlungsbewegungen nach anfänglicher Blüte ſchließt er 
mit Recht, daß der e Erfolg nur da 
beſchert iſt, wo alle Stände und alle Beſitzgrößen vertreten 
ſind und wo ſozialer Aufſtieg möglich iſt. Im Oſten ver⸗ 
ſchwand allmählich das Deutſchtum aus den Siedlungs⸗ 
gebieten, weil die koloniſievende Oberſchicht keinen Rückhalt 
an deutſcher Landbevölkerung fand. Im Baltenland 
wurde zum erſten Male 1906 durch weitſichtige Führer des 
baltiſchen Großgrundbeſitzes der Verſuch gemacht. zur 
Stärkung der völkiſchen Grundlage deutſche Bauern aus 
Südrußland heranzuziehen. Es war zu ſpät, die Stürme 
von 1914—22 zerſchmetterten die Macht der deutſchen 
Balten, denn hinter ihnen ſtand kein kräftiges Bauerntum. 
In Siebenbürgen ſcheiterte der Erfolg der Siedlung um: 
gekehrt an dem len einer deutſchen politiſchen Führer⸗ 
ſchaft. Das wohl abende und geiſtig hochſtehende Volk der 

ebenbürger⸗Sachſen war nicht einmal in der Lage, eine 
nennenswerte Br höherer Schulen oder auch nur eine 
einzige Univerſität für ſich durchzuſetzen. 


Aus dieſen Fehlern vergangener deutſcher Siedlun 
politik zieht der Verfaſſer wichtige Folgerungen für die 
deutſche Siedlungspolitik der a Wie die uns 
entriſſenen Oſtmarken nie innnerlich deutſch waren, ſondern 
nur mit deutſchem Firnis bekleiſtert (Großgrundbeſitz, 
Landrat, Gendarm, Lehrer uſw.) und infolgedeſſen heute 
ſchon in einer Weiſe ſlawiſiert erſcheinen, die uns zu denken 
geben ſollte, ſo droht die gleiche Gefahr den heutigen Grenz⸗ 
gebieten beſonders Schleſiens mit ihrer außerordentlich 
ſchwachen Beſiedlung. Während bei uns eine dauernde Ab⸗ 
wanderung deutſcher Arbeiterſchaft, und zwar gerade vor⸗ 
Grahl aus dieſen ländli Grenzgebieten, nach den 
Großſtädten ſtattfindet. führt der ſlawiſche Ausdehnungs⸗ 
drang Hand in Hand mit einer ſtärkeren Volksvermehrung 
nicht nur zu immer dichterer Beſiedlung der Gebiete jenſeits 
unſerer Oſtgrenzen, ſondern droht ſich auch durch Nach⸗ 
ſchub flawiſcher Landarbeiterkräfte an die Stelle der wert⸗ 
vollen deutſchen Auswanderer innerhalb unſerer Reichs⸗ 


grenzen durchzuſetzen. In einzelnen Gutsbezirken wurde 
in Erntezeiten ein Anteil der Slawen am Hundertſatz der 
Bevölkerung bis zu 30 vom Hundert feſtgeſtellt. Mit Recht 
ſagt Ponfick, daß ſich der völkiſche Charakter einer Land⸗ 
ſchaft nach der Unterſchicht beſtimmt: „ſie iſt die kinder⸗ 
reichſte und ſtrebt empor, ihr gehört ſomit die Zukunft!“ 

Der Verfaſſer fordert daher ein planmäßiges Feithalten, 
1 allmähliche zahlenmäßige Verſtärkung der ländlichen 
Mittel- und Unterſchichten auf dem Lande. Man wird ihm 
durchaus darin beipflichten können, wenn er dieſes Ziel in 
erſter Linie durch Hebung der pfychologiſchen Anreiz⸗ 
momente erſtrebt. Wenn Ponfick ernährungs⸗ 
politiſche Seite des Siedlungsproblemes gegenüber der 
völkiſchen für bedeutungslos erklärt, ſo vermögen wir ihm 
darin nicht zu folgen. Uns genügt es, daß Ponfick als 
Beirat des Reichslandbundes in aller wünſchenswerten 
Deutlichkeit feſtſtellt, daß die Siedlung, „ſowie ſie unſere 
Geſetze tatſächlich vorſehen, die Erzeugung nicht gefährdet“. 

Zum Schluſſe ſetzt ſich der Verfaſſer für eine Förderung 
bäuerlicher Siedlungen durch fortlaufende Finanzierung 
und Bereitſtellung von ſtaatlichen Geldern für Dauerkredite 
und Zwiſchenkredite ein, insbeſondere für Ausbau des be⸗ 
währten Rentengutsverfahrens. Er betont, daß heute 
nur noch reiche Leute in der Lage ſind, Bauernſtellen 
zu erwerben, und daß infolge dieſer Kapitaliſierung der 
Siedlung an Stelle hervorragend tüchtiger, wenn auch un⸗ 
bemittelter, nur reiche Leute, auch wenn ſie Schwachköpfe 
ſind in den Beſitz der Siedlungen gelangen können. 

Die Bedeutung der in dieſer Schrift behandelten Fragen 
iſt eine ſo große, daß man dem Aufſatze weitgehendſte Ver⸗ 
breitung wünſchen ſollte. Vor allem ſollten ſämtliche 
Parlamentarier, die in Siedlungsfragen mitzureden haben, 
dieſe Schrift obligatoriſch leſen müſſen. Dann wäre es 
nicht möglich, daß wir heute wieder im Begriffe ſind, in 
einer pe die den Lebensnerv unseres Volkes 
berührt, die gleichen Fehler zu machen. die wir in unſerer 
Geſchichte leider ſchon ſo häufig und zu unſerem Unglücke 
gemacht haben. M. 


Die Wohnungsprobleme Europas nach dem Kriege. 
(Genf 1924, herausgegeben v. Intern.⸗Arb.⸗Amt. Die 
deutſche Ausgabe — außerdem in engliſcher und fran⸗ 
zöſiſcher Sprache erſchienen — iſt = die Verlagsbuch⸗ 
ae Dr. Hans Preiß, Berlin C. 19, Gertrauden⸗ 
traße 18/19, zu beziehen. 539 Seiten 80. Preis 5 Mark.) 
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Die diſtributive Wohnungspolitik. Ihre Vorausſetzungen. 
Formen der diſtributiven Wohnungspolitik. Ein⸗ 
ſchränkung der Anzahl der Wohnungsſuchenden. Er⸗ 
haltung des vorhandenen Wohnraumes. Ausnützung 
des vorhandenen Wohnraumes. 


Der Wohnungsbau. Das Problem des verlorenen Bau⸗ 
aufwandes. Das Finanzierungsproblem. Wohnbau⸗ 
förderung durch Steuererleichterungen. Poſitive finan⸗ 
zielle Wohnbauförderung. Geldquellen zur Wohnbau⸗ 
örderung. Beiſtellung von Baugrund und technifche 
Bauförderung. Die Träger der Wohnbautätigkeit. Ge⸗ 
meinnützige Bauvereinigung. Private Bautätigkeit. 
Die Baugilden. Beſchränkung der öffentlichen Bau⸗ 
förderung auf Kleinwohnungen. 

Schluß. 

II. Teil. 


Die Wohnungsprobleme in den verſchiedenen Ländern. 
Großbritannien, Frankreich, Belgien, Italien. Schweiz, 
Niederlande, Dänemark, Norwegen, Schweden, Finnland, 
Deutſchland, Oſterreich, Tſchechoflowakei. Polen, Ungarn, 
Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen, Rußland. 


Eine allgemeine Inhaltsüberſicht zu geben, kann bei 
der Fülle des Gebotenen nicht glücken, da der hier ver⸗ 
fügbare Raum beſchränkt iſt. Es iſt daher der 1. Teil des 
Inhaltsverzeichniſſes wiedergegeben (wozu bemerkt ſei, daß 
bei den chnitten über die einzelnen Länder aus dem 
2. Teil die Unterteilung der vergleichenden Überſicht mit 
ſpeziellen Unterſuchungen wiederkehrt), der andeutet, mit 
welch ſyſtematiſcher Sorgfalt das Wohnungsproblem, das 
nicht nur in Deutſchland, ſondern auch in den anderen 
kriegsbeteiligten und neutralen Staaten zum wichtigſten. 
aber auch ſchwierigſten Problem der Gegenwart wurde, an⸗ 
gefaßt und behandelt worden iſt. Es muß dem inter- 
nationalen Arbeitsamt als großes Verdienſt angerechnet 
werden, das Material, das infolge Ausfalles des für 1922 
angeſetzten Wohnungskongreſſes in Rom nicht zur Sprache 


Baugewerbe 


kommen konnte, auf dieſe Weiſe geſammelt und allen 
Volkswirtſchaftlern leicht zugänglich gemacht zu haben. 
Im beſonderen erſcheint das unter „Wohnungsbau“ 
Dargelegte, das, was an poſitiver Aufbauarbeit bisher ge⸗ 
leiſtet wurde und noch erſtrebt wird, von Wichtigkeit. 
Wenn in unſerem Vaterlande auch heute noch ein lußreiche 
Kreiſe die Auffaſſung vertreten, daß Mittel für den Klein⸗ 
wohnungsbau von Staats wegen überhaupt nicht veraus⸗ 
lagt werden dürften, und wenn man auch heute noch trotz 
der in den letzten Jahren gemachten Erfahrungen nicht zu 
verſtehen ſcheint oder nicht verſtehen will, daß es wirtſchaft⸗ 
licher iſt, Geld für produktive Zwecke auszugeben, anſtatt 
Erwerbsloſenfürſorge zu zahlen, und die geſamte, vom 
abhängige Induſtrie lahm zu legen, ſo 
verdient darauf hingewieſen zu werden, welche Bedeutung 
andere Länder (Niederlande, England) dem Wohnungs⸗ 
bau beimeſſen. f 8 
Wenn bei den Ausführungen über Groß⸗Britannien 
hervorgehoben wird, daß die engliſche Regierung bemüht 
iſt, neben der Schaffung der notwendigen Quantität an 
Wohnraum das allgemeine Wohnniveau auf eine höhere 
Stufe zu bringen, ſo darf nicht unerwähnt bleiben, daß 
die Fürſorgemaßnahmen Deutſchlands in mindeſtens dem 
gleichen Grade dasſelbe Ziel verfolgen. 
Vielleicht hätte die techniſche Seite der Wohnungsfrage, 
im beſonderen beim Wohnungsbau, d. h. die qualitative 
Seite — auch wenn ſich das grundſätzliche Problem 
während und nach dem Kriege zum überwiegend quanti⸗ 
tativen wandelte — etwas eingehender behandelt werden 
können. Der Fachmann des Wohnungsbaues, als deſſen 
wichtigſte Aufgabe die Hebung der Qualität des Wohn⸗ 
raumes anzuſehen iſt, wird die Unterſuchungen in dieſer 
Richtung vermiſſen. 1 
Durch weitere Berichte und Artikel über andere Länder 
und neuere Epochen ſoll dieſer erſte Band aus der Reihe für 
„Wohnungs- und Wohlfahrtsweſen“ ergänzt und fortgeführt 
werden. Damit wird ein Werk in Ausſicht geſtellt, das in 
der Hand keines Sozialpolitikers und Fachmanns des 
Wohnungsweſens fehlen ſollte. Kr. 


Verlag: „Schleſiſche Heimſtätte“, Provinzielle Wohnungsfürſorgegeſellſchaft m. b. H. 
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„Die Organiſation der Selbſthilfe“. 


Vortrag gehalten auf der Tagung für wirtſchaftliches Bauen vom 4.— 7. April 1923 in München 
von Regierungs⸗Baumeiſter a. D. Knoblauch. 


Wer über die Anwendung der Selbſthilfe im 
Kleinwohnungsbau ſprechen will, muß über 
prakitſche Erfahrungen verfügen und ſich klar ſein 
über die wirtſchaftlichen und rechtlichen Aus⸗ 
wirkungen ihrer Anwendung. 

Es iſt vielleicht kein Zufall, daß gerade in 
meinem engeren Arbeitsgebiet, der preußiſchen 
Provinz Sachſen und in dem Freiſtaat Anhalt die 
umfangreichſten zuſammenhängenden Verſuche, die 
Selbſt⸗ und Mithilfe des Siedlers in den Bau⸗ 
vorgang einzufügen, gemacht worden ſind. Iſt doch 
bei uns ſchon im Jahre 1918 Hauptmann Schmude 
mit dem Ruf hervorgetreten: Durch Arbeit 
zur Siedlung! Für Schmude war die Selbſthilfe 
zwar ein Mittel, die der Anſiedelung der Induſtrie⸗ 
arbeiter entgegenſtehenden Schwierigkeiten leichter 
zu überwinden, jedoch war es ihm in allererſter 
Linie um die ethiſchen Werte zu tun, die durch die 
tatkräftige Arbeit des Siedlers und ſeiner Familie 
bei der Errichtung ſeiner Heimſtätte ausgelöſt 
werden. Auch ich möchte gerade dieſe moraliſchen 
Kräfte, die in der Selbſthilfe liegen, als das 
wertvollſte bezeichnen. Aber — die wirt⸗ 
ſchaftlichen und organiſatoriſchen Vorausſetzungen 
dürfen nicht fehlen, um einen Erfolg zu verbürgen. 
Hier fehlte es Schmude an praktiſch⸗techniſcher Er⸗ 
fahrung. Sein Werk wäre geſcheitert, wenn hier 
nicht helfend eingegriffen ware. Sein Glaube, 
man könnte das Siedlungsproblem mit den in der 
Selbſthilfe ruhenden Kräften allein löſen, iſt 
ein Irrtum. Für jeden Sachkenner — und das 
möchte ich mit allem Nachdruck betonen — iſt die 
Selbſthilfe nicht etwa der Stein der Weiſen, um 
den verfahrenen Wohnungsbau zu retten — ſelbſt 
wenn der Weiſe dem Stein nicht mangelte —. 
Sie iſt nur eins von vielen Hilfsmitteln, die Be- 
ſchaffung der für den Wohnbau notwendigen 
Kapitalien zu erleichtern. Die Möglichkeit, die 
Selbſthilfe zur Verminderung der Barmittel 
heranzuziehen, enthebt die zuſtändigen Stellen des 
Reiches und der Länder nicht von ihrer verant⸗ 


wortungsvollen Verpflichtung, jene für den über⸗ 
wiegenden Teil der Wohnungsherſtellung not⸗ 
wendigen Barmittel zu beſchaffen. 

Die Mitteldeutſche Heimſtätte hat in ihrem 
Wirkungsbereich während ihres Beſtehens, d. h. in 
etwa 2 Jahren, den Bau von rd. 1000 Wohnungen 
betreut, bei denen Selbſthilfe in verſchiedenſten 
Formen angewendet wurde. Die Leitung der 
Bauvorhaben im einzelnen lag in den Händen 
meiner Mitarbeiter, des Herrn Stadtbaumeiſters 
Gomandt⸗Erfurt und der Herren Regierungsbau⸗ 
meiſter Gerlach-Merjeburg und Naske-Magde⸗ 
burg. Im engſten Einvernehmen mit dieſen habe 
ich die grundſätzlichen Fragen bearbeitet. Die für 
den heutigen Vortrag notwendig gewordene Aus— 
wertung des vorhandenen Stoffes wurde ins⸗ 
beſondere mit Herrn Gerlach vorgenommen. 
Unſere praktiſchen Erfahrungen ergänzten wir 
durch eine umfaſſende Umfrage bei den Stellen, 
die, ſoweit uns bekannt geworden, in gleichem 
Sinne arbeiteten. Das zuſammengekommene, uns 
bereitwilligſt zur Verfügung geſtellte Material, 
beſtätigte im weſentlichen unſere eigenen Er⸗ 
fahrungen und gab uns manche wichtige neue An⸗ 
regung. Beſonders regten uns die aus den 
Kreiſen der ländlichen Siedlungsgeſellſchaften, der 


Wohnungsfürſorgegeſellſchaften und der Bau- 
genoſſenſchaftsverbände laut werdenden war- 


nenden Stimmen an, die Gründe des Ver⸗ 
ſagens zu unterſuchen. Viele wichtige Fragen der 
Selbſthilfe ſind noch ungeklärt und für manche 
fehlt noch die endgültige Löſung. Ich begrüße 
daher die heutige Tagung ganz beſonders, weil ich 
von ihr Anregungen und Klärungen erhoffe. 

Die Selbſthilfe iſt nichts neues. Im 
Thüringer Wald, in Oberbayern habe ich ſelbſt den 
Bauern als Selbſthelfer ſchaffen ſehen, Reſte alter 
Tradition, wie ſie wohl auch anderwärts in 
ſchwer zugänglichen Waldgebirgsgegenden ſich er⸗ 
halten haben werden. Hier knüpft der Selbſt⸗ 
hilfegedanke an. Technik und Organiſation ver⸗ 
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ſuchen, ihn nutzbringend bei der Anſiedlung von 
Induſtriearbeitern zu verwerten. Man wirft 
uns vor, unwirtſchaftliches Arbeiten zu fördern. 
Herr Wagner hat den Vorwurf entkräftet durch 
Hinweis auf die Tatſache, daß der Siedler das der 
deutſchen Wirtſchaft fehlende Sparkapital ſich 
durch Selbhilfe erarbeitet und unmittelbar wert⸗ 
beſtändig anlegt. Vom techniſchen Standpunkt iſt 
noch ergänzend zu ſagen: Die Herſtellung von 
Bauten iſt nach wie vor Handwerk geblieben; der 
Menſch leiſtet die Arbeit — im Gegenſatz zu 
anderen Handwerkern, die induſtrialiſiert ſind, 
und in denen heute die Maſchine die Arbeit 
leiſtet. Der gut durchgebildete Bauhandwerker 
der Großſtadt vollbringt, unterſtützt durch die 
wenigen vorhandenen Baumaſchinen, bei den 
großräumigen Bauaufgaben Leiſtungen, gegen die 
die Arbeit des bäuerlichen Selbſthelfers vorſint⸗ 
flutlich anmutet. Der Unterſchied iſt aber kein 
grundſätzlicher des Arbeitsvorganges, ſondern nur 
ein gradueller an grundſätzlich gleichgerichteter 
Betätigung. 

Bedenkt man, daß zwiſchen dem Bauarbeiter 
der Großſtadt und dem des flachen Landes ſchon 
ein erheblicher Unterſchied in der Leiſtung beſteht, 
daß ferner das Kleinhaus auch dem gut durch- 
gebildeten Arbeiter nur geringe Möglichkeit gibt, 
ſein Können zur vollen Entfaltung zu bringen, 
ſo wird jener graduelle Unterſchied ſchon erheblich 
kleiner. Gelingt es durch Anwendung geeigneter 
Techniken, den Bedarf an gelernten Handwerkern 
bei der Bauausführung auf ein Mindeſtmaß zu 
beſchränken, ſo wird die Einſtellung des Siedlers 
wirtſchaftlich, vorausgeſetzt, daß er die notwendigen 


körperlichen und geiſtigen Fähigkeiten beſitzt. Daß 
durch richtig angeſetzte Selbſthilfearbeit eine 


Steigerung der Produktion, die im volkswirtſchaft⸗ 
lichen Sinne nur zu begrüßen iſt, erreicht wird, iſt 
ohne weiteres klar. Daß durch ſie ein nennens⸗ 
werter Einfluß auf die Erhöhung der Arbeitsloſen⸗ 
Ziffern ausgeübt wird, iſt zum mindeſten zweifel⸗ 
haft. Denn einmal würden die Bauvorhaben, die 
durch die Einſchaltung der Selbſthilfe zuſtande 
kommen, ſonſt mangels Barkapital überhaupt 
nicht gebaut werden, dann wird auch bei dieſen 
erſt durch die Selbſthilfe zuſtande gekommenen 
Bauvorhaben die Heranziehung von Fach⸗ 
arbeitern in der überwiegenden Mehrzahl der 
Fälle nötig — es werden alſo durch die Selbjthilfe 
weitere Arbeitsmöglichkeiten für Facharbeiter ge— 
ſchaffen. 

Was verſtehen wir unter Selbſthilfe? 

Herr Rechtsanwalt Breymann⸗Leipzig be⸗ 
zeichnete es als Selbſthilfe, daß es einer Genoſſen⸗ 
ſchaft gelungen war, billiger Fenſter und Türen 
von einer auswärtigen Fabrik zu beſchaffen, als ſie 
vom örtlichen Handwerk angeboten wurden. Der 
Deutſche Genoſſenſchaftsverband erklärt die Bau⸗ 


genoſſenſchaftsbewegung als Selbſthilfe. Als 
Selbſthilfe wird es bezeichnet, wenn es einem 
Siedler gelingt, ſich über das übliche Maß hinaus 
Hypotheken zu beſchaffen. Als Selbſthilfe wird es 
weiter bezeichnet, wenn der Siedler als entlohnter 
Arbeiter, in die Facharbeiter eingereiht, am eigenen 
Hauſe mitarbeitet. Alles das iſt für mich keine 
Selbſthilfe. Es ſoll nicht verkannt werden, daß 
im letzten Fall der entlohnten Mitarbeit des am 
Bau intereſſierten Siedlers kurz nach dem Kriege 
vielleicht eine Steigerung der Arbeitsleiſtung er⸗ 
reicht wurde. Heute liegen nach meiner Er⸗ 
fahrung wohl hierin kaum noch Vorteile. Der 
Gedanke, durch dieſe Mitarbeit des Siedlers ein 
Mehr an Leiſtung dem zeitlich üblichen gegenüber 
zu erreichen, führt aber zu dem Kern der Sache. 
Ich verſtehe unter Selbſthilfe: 


Jede nicht entlohnte Arbeit des 
Siedlers, die direkt oder indirekt 
der Förderung ſeines Bauvor⸗ 
habens dient. 

Selbſthilfe iſt alſo die unbezahlte tätige Mit⸗ 
arbeit beim Bauen ſelbſt oder bei der Herſtellung 
der Bauteile, gleichgültig, ob ſie während der 
üblichen Arbeits- oder während der Freizeit ge— 
leiſtet wird. Arbeitet der Siedler während ſeiner 
Bauausführung beruflich nicht — ſo muß er zu 
ſeiner und ſeiner Familie Erhaltung Sparkapital, 
alſo den Ertrag früherer Mehrarbeit verwenden 
oder Schulden machen, die er ſpäter durch Mehr⸗ 
arbeit abdecken muß. — Selbſthilfe iſt es auch, 
wenn der Siedler Überſtunden in ſeiner Berufs- 
arbeit leiſtet und deren Erträge zur Herabminde⸗ 
rung der Baukoſten verwendet. Selbſthilfe iſt 
ſchließlich auch die ehrenamtlich geleiſtete geiſtige 
Führerarbeit von Selbſthilfegenoſſenſchaften, die 
geeignet iſt, die Bauleitungskoſten herabzu— 
drücken. 


Techniſch anwendbar iſt die Mit⸗ und Selbſt⸗ 
hilfe bei jeder Art Bau. Ich könnte mir vor⸗ 
ſtellen, daß die geradezu troſtloſen Ausſichten auf 
dem Wohnungsmarkt — der Neubau iſt zurzeit ſo 
gut wie unmöglich — Bauarbeiter, deren 
Familien obdachlos ſind oder unter dem bekannten 
großſtädtiſchen Wohnungselend beſonders ſchwer 
leiden, zuſammen mit einem tüchtigen Polier ſich 
ein Mietshaus in Selbſthilfe errichten. Bisher iſt 
jedoch wohl ausſchließlich der Flachbau in Selbſt⸗ 
hilfe betrieben. Für den Selbſthelfer muß jeden⸗ 
falls ein überaus ſtarker Anreiz vorhanden ſein, 
damit er die ſchwere Arbeit auf ſich nimmt. Die 
durch unſer Volk gehende tiefe Sehnſucht nach der 
eigenen Heimſtätte iſt die ſtarke Triebfeder, die den 
Willen zur Selbſthilfe und die Energie, während 
der Bauzeit durchzuhalten, auslöſt. — Der techniſch 
einfache Flachbau iſt natürlich auch für die Selbſt⸗ 
hilfe das geeignete Betätigungsfeld. 
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Welche techniſchen Vorausſetzungen im übrigen 
einen Erfolg verſprechen, hat Herr Regierungs⸗ 
und Baurat Lübbert eingehend geſchildert. 

Hier bemerke ich noch ergänzend, daß die 
Mitteldtſch. Heimſtätte dabei die Erfahrung ge- 
macht hat, daß die Bauzeiten im allgemeinen den 
auf dem Lande üblichen entſprachen, alſo die 
immer hervorgehobene Verteuerung der Bauten 
durch die langſamere Ausführung im allgemeinen 
nicht eingetreten iſt. 

Bei genügender Aufſicht entſprach auch die 
techniſche Ausführung durchaus den an ländliche 
Bauten zu ſtellenden Anforderungen. 

Angewendet wird die Selbſthilfe unter den 
verſchiedenſten Formen. 

Der einzelne Mann, ſelbſt bereits Beſitzer oder 
Pächter eines Gartens oder Ackers, unternimmt 
es, in ſeinem Heimatdorfe ein Haus zu bauen. 
Ihm helfen freiwillig Familie und Freunde, die 
Sippenhilfe, die wir in unſerem Thüringer Bezirk 
mit Erfolg anwenden. Er kommt nahezu ohne 
Facharbeiter aus. Bauholz, das in großem Um⸗ 
fange für Fachwerk und Verbretterungen be— 
nötigt wird, liefern im Gegenſatz zum 
Staate Nachbaren außerordentlich billig, 
Fuhren werden umſonſt geſtellt. Die noch 
fehlenden Bauteile werden gewiſſermaßen zu— 
ſammengehökert. So kommt der Bau in kurzer 
Zeit, ohne erhebliche Barmittel zuſtande. Das 
Landesdarlehen meiſt zum niedrigſten Satz genügt 
zur Finanzierung des Hauſes. Fehlt ſchließlich 
doch ein Reſt, ſo wird er durch den Erlös aus dem 
Verkauf eines fetten Schweines abgedeckt. 

In ähnlicher Weiſe unterſtützen wir auch da, 
wo wir es augenſcheinlich mit ernſten Männern 
zu tun haben, Bauvorhaben von Arbeitern, 
unteren und mittleren Beamten. Kommen bei 
der Sippenhilfe kaum Schwierigkeiten vor, ſo 
birgt dieſe Art ſchon Gefahren in ſich. Der Siedler 
beſitzt außer ſeiner Arbeitskraft meiſt weder ge- 
nügendes Kapital, noch verfügt er über Sach⸗ 
werte; auch iſt die Hilfe von Freunden nicht ſo 
zuverläſſig wie in dörflichen Verhältniſſen. Er 
neigt dazu, ſein techniſches Können zu überſchätzen, 
und oft erlahmt ſeine Energie ſchon bei den erſten, 
ſtets auftretenden Schwierigkeiten. Findet er 
einen kräftigen Rückhalt bei einer techniſch er⸗ 
fahrenen, finanzkräftigen Leitung, die ihm über 
dieſe Anfangsſchwierigkeiten hinweghilft, ſo wächſt 
ſein Vertrauen zu ſeiner eigenen Kraft. Es iſt 


erſtaunlich, wie zähe dieſe Leute an der Verwirk⸗ 
lichung ihres Planes feſthalten, wenn ſie praktiſche 
Erfolge ſehen, und wieviel Barmittel ſie auf— 
zubringen imſtande ſind. 

Die Schwierigkeiten, denen der Einzelſiedler 
gegenüberſteht, führten naturgemäß zu einem Zu- 
ſammenſchluß einer Mehrzahl von Siedlern. 

Die Vereinigungen werden gegründet mit dem 
Zweck, in gegenſeitiger tatkräftiger Unterſtützung 
den Mitgliedern Heimſtätten zu verſchaffen. 
Satzungen und Arbeitsordnungen enthalten Be- 
ſtimmungen über Eintrittsgeld, Beiträge, Ver⸗ 
pflichtungen zu Arbeitsleiſtungen und zum Ge⸗ 
horſam der Leitung bezw. den Vereinsbeſchlüſſen 
gegenüber, ſchließlich und faſt durchgängig ſehr 
ſcharfe Beſtimmungen über den Ausſchluß. — Zu 
dieſen Satzungen uſw. iſt zu bemerken, daß das 
Maß der dem Siedler auferlegten Arbeit meiſt 
nicht richtig feſtoeſetzt iſt, daß die tägliche Arbeits⸗ 
zeit ſich den wechſelnden Lichtverhältniſſen der 
Jahreszeiten anpaſſen müßte. Schließlich gehen 
dieſe Satzungen meiſt um die wichtigſte Frage 
herum, wie nämlich die Mithelfer des erſten 
Jahres, die „beatipossidentes“, im folgenden Jahre 
zur Gegenleiſtung gezwungen werden können. 
Auch die Bewertung der Selbſthilfeleiſtung iſt nur 
in wenigen Ausnahmefällen klargeſtellt. Nirgends 
iſt zu der außerordentlich wichtigen Frage Stellung 
genommen, in welcher Weiſe die mit Grund aus⸗ 
ſcheidenden Mitglieder für geleiſtete Arbeit ab- 
gefunden werden. Handelt es ſich um kleine Ge⸗ 
bilde, bei denen für ſämtliche Mitglieder Heim⸗ 
ſtätten in 1 bis 2 Jahren erbaut werden können, 
ſo kann vielleicht auf die klare Faſſung der 
Satzungen verzichtet werden. Wünſchenswert iſt 
fie auf jeden Fall, weil nur auf Grundlage klarer 
Rechtsverhältniſſe das vertrauenvolle Zuſammen⸗ 
arbeiten der Siedler geſichert iſt. 

Bei größeren Organiſationen, bei denen es 
fraglich iſt, ob tatſächlich alle Siedler eine Heim⸗ 
ſtätte erhalten werden, ſind klare Rechtsverhältniſſe 
unbedingt zu fordern, damit die Helfer, die ſpäter⸗ 
hin keine Heimſtätte erhalten können, für ihre 
geleiſtete Arbeit in irgend einer ausreichenden 
Form abgefunden werden und ſich nicht betrogen 
fühlen. Auch könnten dieſe Mithelfer auf Grund 
der SS 812—822 BGB. zivilrechtliche Anſprüche 
geltend machen, deren finanzielle Auswirkung die 
Vereinigung in ihrem Beſtande gefährden könnte. 

(Schluß folgt.) 
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Mitteilungen der Siedler-Schule Worpswede 
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Abb. 16. 
Siedlung Staaken bei Berlin, Entwurf und Bauleitung Siedlerſchule Worpswede 
Ausführung: Nie derſchl. Gartenfürſorge Breslau. 


Die Grüngürtel-Idee im Auslande 


„Das Problem der Schaffung oder der Er⸗ 
haltung eines ausgedehnten Grüngürtels, der 
Einrichtung von Kleingärten und der Nutzbar— 
machung ihrer Erzeugniſſe für die Ernährung 
einer Stadt beſteht nicht nur für Kiel. Es trifft 
für die meiſten Großſtädte der verſchiedenen 
Länder zu. Der Weg, zu dem ſich Kiel nach 
gründlichen Studien entſchließt, iſt alſo von all⸗ 
gemeinem Intereſſe. Er erſcheint um ſo mehr 
unſere Aufmerkſamkeit zu rechtfertigen, als er 
ein Licht wirft auf die heute allgemein ver⸗ 
breiteten Vorurteile ſtädtiſcher Körperſchaften, 
die er mit glücklicher, geſchickter Hand den Bedürf⸗ 


niſſen und der Sachlage unterordnet.“ — Aus 
„La Vie Urbaine“. 

Nachdem die angeſehene franzöſiſche Zeitſchrift 
„La Vie Urbaine“ eine größere illuſtrierte Ver⸗ 
öffentlichung über den Kulturgürtel Kiel brachte, 
nachdem das Grüne Manifeſt magyariſch zu leſen 
iſt und in der Tſchechoſlowakei mehrere Publi⸗ 
kationen, darunter auch die Überſetzung des 
„Jedermann Selbſtverſorger“ vorbereitet wird, 
laden jetzt auch die engliſchen Gartenſtadtkreiſe 
zu Beiträgen ein. Wir benutzen die Antwort zu 
einer nochmaligen knappen Orientierung des 
Kleinboden⸗Problems in ſtädtebaulicher 
Beziehung (ſ. umſeitig). Die Schriftleitung. 
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Die Kriſe des ſozialen Gartens. 


Auszug aus Artikel von Leberecht Migge, Frankfurter Zeitung vom 6. Februar 1925. 


Der „öffentliche Park“, der gemeinſame 
Großgarten des Volkes unſerer ziviliſa— 
toriſchen Hochwirtſchaft vor dem Kriege, iſt nicht 
mehr. Wenigſtens im Deutſchland von heute ge— 
lingt es den Städten nur mit Mühe, eine be- 
ſcheidene Unterhaltung der mehr oder minder aus⸗ 
gedehnten öffentlichen Grünanlagen alten Schlages 
durchzuführen, geſchweige denn ſie auf den idealen 
Friedensſtandard von 8—10 Quadratmeter pro 
Stadtkopf zu bringen. Die gegenwärtige wirt- 
ſchaftliche Notlage zwingt uns, jene großräumigen 
und lebensnotwendigen „grünen Lungen“ des 
Stadtplanes immer mehr zu rein zweckhaften 
Spiel⸗ und Sportparks zu machen. Die Kriſis 
des öffentlichen Volksparks iſt unverkennbar und 
vorausſichtlich dauernd. Heute ſetzt aber an dieſer 
Stelle ſchon eine neue Kriſis der ſtädtiſchen 
Grünpolitik ein, die Kriſis des ſozialen 
Kleingartens. Denn die Erſcheinung dieſes 
millionenfachen Grünweſens iſt heute noch 
durchaus nicht „ſtadtgemäß“ und ſeine Stellung 
im Stadtgebilde noch nicht entfernt geklärt. 
Die Stadt und ihre Gärten ſtehen ſich 
heute feindlich gegenüber. Das berechtigte 
Verlangen des modernen Kleingärtners nach 
Seßhaftigkeit, nach Dauer, kreuzt ſich 
elementar mit dem ebenſo berechtigten Bedürfnis 
der Städte nach Bewegung, nach Entfaltung. 

Die Dinge ſtehen alſo jo: Während die Bereit- 
ſtellung jener noch lange nicht 10 000 Hektar 
öffentlicher Gärten weit draußen vor den Toren 
damals eine nie dageweſene Überſchußwirtſchaft 
bis aufs äußerſte erſchöpfte, ſollen heute 
100000 Hektar ungleich wertvollen 
Stadtbodens unmittelbar zwiſchen 
den hochbebauten Stadtteilen und 
in ihrer unmittelbaren Nähe von 
unſerer niedergebrochenen und noch 
lange mageren Volkswirtſchaft be⸗ 
din gungslos getragen werden. Man 
bedenke: der friedensmäßige Aktionswert dieſes 
Bodens muß auf mindeſtens 5 bis 10 Milliarden 
eingeſchätzt werden. Dieſer wirtſchaftliche Wert 
wird von den heutigen Kleingartenquartieren 
nicht zum kleinſten Teil ausgenutzt. Soziale 
Gärten müſſen ſein. Aber die Forderung, wert— 
vollen ſtädtiſchen Boden für Kleingärten dauernd 
herzugeben, Milliardenwerte ohne entſprechende 
Gegenleiſtung dauernd aus Wirtſchaft und 
Produktion herauszunehmen, erſcheint zunächſt 
doch als Utopie. 

Es gibt keinen anderen Weg, den Kleingarten— 
boden der Allgemeinheit zu erwerben als den, ihn 
an die Allgemeinheit zu bezahlen. Die „Bes 


zahlung“ geſchieht durch Arbeit und kann 
durch Technik und Organiſation erleichtert, ja 
vollkommen abgelöſt werden. Keinesfalls genügt 
es, unſeren Kleinboden koſtſpielig zu „verwalten“, 
er will befruchtet werden. 5 

Groß- oder Kleingarten? Zwiſchen den 
Kriſen des ſozialen Gartens ſteht heute die er- 
wachende Stadt: ſoll ſie verſuchen, die alte 
öffentliche Parkpolitik wieder zu beleben und 
logiſch ihren Erſatz, die Kleingartenpolitik, ver- 
nachläſſigen? Oder ſoll ſie Schnellbahnen, Hoch— 
häuſer und Kanäle, dieſes ganze ſaftige Stadt— 
filet mit jenem grünen Salat äußerlich garnieren, 
um unter ſozialer Bürde und Arbeitsleerlauf 
ſchließlich zu verbluten? Der moderne Kleingarten 
— ſo ſehr ſeine ethiſchen Elemente auch mitſpielen 
mögen — iſt ein typiſches Produkt des Nahrungs- 
und Wohnungsmangels. Und nur von dieſen 
ſeinen Entſtehungsurſachen her kann das Problem 
bezwungen werden. Nehmen wir — reichlich 
optimiſtiſch — an, daß unſere Nahrungsnot in 
abſehbarer Zeit behoben ſein mag, ſo wird unſer 
Stadtgärtner ſtatt Kohl und Kompoſt eben mehr 
Lilienbeete und Sonnenbäder in ſeinem Gärtlein 
etablieren. Die techniſche Hochzucht wäre deshalb 
nicht überflüſſig, aber die Kriſis ſeiner Lage und 
Dauer bliebe beſtehen. Denn dieſe hängt mit der 
Wohnfrage zuſammen, und nur im Zu— 
ſammenhang hiermit iſt ſie grundſätzlich und 
dauernd. Der Kleingarten iſt das Korrelat der 
Mietkaſerne, und die Frage ſpitzt ſich darauf zu, 
ob der Kleingarten dazu da iſt, das Prinzip der 
alten berüchtigten Stockwerks-Wohnung zu „ver- 
ſchönern“ (und damit zu verewigen), oder ob er 
nicht vielmehr Anlaß zur Anderung 
dieſer erwieſener maßen lebens⸗ 
feindlichen Wohnungsform ſein ſollte. 
Es kann kein Zweifel ſein, daß der moderne 
Städtebauer, der, nach den umwälzenden Er— 
eigniſſen des letzten Dezenniums, vor einer grund— 
ſätzlichen Ordnung ſeines Stadtbildes ſteht, nur 
die zweite Alternative als Richtſchnur für ſeine 
Wiederaufbauarbeit wählen kann. Unter dieſen 
Geſichtspunkten können die heutigen Kleingärten 
nur als ein Übergang zu einer höheren Ord— 
nung, zur Siedlung gewertet werden. Man 
wird ſie als Ergänzung der alten Mietwohnungen 
und für deren Dauer (ſo zweckmäßig als möglich 
für dieſe und ſo wenig hindernd als möglich für 
die übrigen Stadtintereſſen) im Stadtbilde 
gruppieren und ſie in dieſer Lage lebensfähig aus⸗ 
geſtalten. Aber dieſe „Dauerkleingärten“ 
ſind und bleiben eine ſtädtebauliche Sanierungs— 
maßnahme. 


ef 1 


. DIENEN OR E 123 
Städtifhe Grüngürtel. 
„Es wäre erwünſcht, daß unſere Großſtädte ab⸗ eigentlichen Wohnverbeſſerung dienen (wie 


geſchloſſen würden durch Grüngürtel, die dauernd 
verwendet werden für Ackerbau, Gartenbau, Viehzucht 
uſw. dem Entſtehen endloſer Häuſermeere wäre dadurch 
vorgebeugt.“ 
Aus der Reſolution der Internationalen Städte⸗ 
bautagung Amſterdam 1924. 
f Einen ſolchen Grün- oder Kulturgürtel un: 
eine Stadt kann man nicht „planen“, oder jo- 
zuſagen im Stadtplan als Freifläche „ausſparen“, 
ſondern er wird ſachgemäß begründet werden 


müſſen. Die Fundierung muß nach ſozialen und 
wirtſchaftlichen Geſichtspunkten geſchehen. In 
Zeiten der Umſtellung unſerer Stadt- und 


Staatswirtſchaft, in der wir uns heute befinden, 
werden die wirtſchaftlichen Überlegungen 
dabei voranzugehen haben. 
Sehen wir einmal zu, was an einer ſolchen 
Freifläche wirtſchaftlich iſt: 
1. Offentliche Parkanlagen und Wälder 
ſicherlich nicht. Ihre Anlage und Unter- 
haltung koſtet Geld. Sie werden, wenigſtens 


in Mitteleuropa, nach Möglichkeit ein⸗ 
geſchränkt. a 
2. Ackerbau und Viehzucht ſind, ſelbſt 


wenn ſie höher entwickelt ſind, nicht entfernt 
in der Lage, eine Rente zu tragen, die die— 
jenigen Inveſtitionen, die nicht direkt der 
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Düngung, Be- und Entwäſſerung, Beſtellung) 

überſteigt. 

Wer alſo ſoll die Rente e die aus 
dem Leerlauf der Verkehrsmittel, Leitungen und 
Kraftanlagen aller Art entſteht, wie ſie bei jeder 
Dezentraliſation der Siedlungen unvermeidlich 
iſt? Es ſcheint dabei ausgeſchloſſen — es iſt 
nirgends bewieſen —, daß die heutige Stadtwirt⸗ 
ſchaft die Mehrbelaſtung übernehmen kann und 
will. Man darf nicht hoffen — und es iſt un⸗ 
logiſch, ja, wir ſagen, unmoraliſch, es zu hoffen 
(abgeſehen davon, daß die fraglichen Mittel vor: 
gelegt werden müſſen) —, daß dieſe Koſten von 
derſelben Bodenwert - Steigerung aufgebracht 
werden können, die ja gerade die Urſache der 
dezentralen Bewegung iſt. 

Alſo bleibt nichts übrig, als zu verſuchen, die 
grüne Freifläche in ſich ſelbſt rentabel zu geſtalten. 
Der Grüngürtel der Städte ſoll ſich ſelber tragen. 
Das aber iſt nur möglich, wenn dieſer Boden in 
ſeinem Geſamtertrag ſo weit über die 
normale landwirtſchaftliche Rente gehoben wird, 
daß er zum mindeſten einen Teil der Mehrkoſten 
der ſtädtiſchen Dezentraliſation zu tragen vermag. 


Das Mittel hierfür iſt die ſogenannte 
Gärtneriſierung des ganzen ſtadt— 


Abb. 17 Siedlung: Staaken. . 
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gebundenen Landes oder, wie ich es nannte, die 
Stadtlandkultur. 

Die Form dieſer Stadtlandkultur, dieſe 
Aufwertung der Landflächen, die für die freien 
Räume rings um unſere Städte und zwiſchen die 
induſtriellen Zentren gebraucht werden, iſt ſehr 
verſchieden. Sie iſt von den ſozialen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Zuſtänden, die jeweils vorliegen, 
weſentlich abhängig. In Deutſchland, wie mehr 
oder minder in faſt allen mitteleuropäiſchen 
Ländern, iſt der Klein gartenbau, den 
Millionen von Städtern aus Not auszuüben ge⸗ 
lernt haben, die gegebene wirtſchaftliche Form 
für dieſen Boden. Er tritt als Pachtgarten 
des Miethausbewohners, als Siedlergarten 
des Wohnungſuchenden und als Wirtſchafts⸗ 
garten für gärtneriſche und kleinbäuerliche Be⸗ 
ſitzer und Pächter auf. Dazwiſchen liegen dann 
die beſchränkten öffentlichen Anlagen, vorzugs⸗ 
weiſe als Promenaden- und Sportplätze aus⸗ 
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Abb. 18. Siedlung Staaken. 
2 Einzelgärten von je 720 qm 


K Kinderſpielgarten 
Vorgarten 

BI Blumengarten 

E Erdgarten 

H Hühnerhof 

S Spalier- und Schutzwand 
L Sitzplätze 

R Regenanlage 


1 
‘ 
‘ 
1 
* 
* 
1 
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1. Raſen 

2. Stauden 

3. Blütenſträucher 
4. Schutzhecke 

5. Birnen hochſt. 
6. Himbeeren 

7 Apfelſpaliere 
8. Brombeeren 

9 Pflaumen 

10. Johannesbeeren 
11 Anzuchtbeete 
12. entfernter Draht 


Abfall⸗Verwertung 
Automatiſche Beregnung 
Maſchinelle Bodenbearbeitung 


geſtattet. Der Ertrag aus dieſen wirtſchaft⸗ 
lichen Freiflächen iſt bis heute eine Pacht⸗ 
ſumme, die ſich zwiſchen 1—5 Pfg. per qm 
bewegt, und die immerhin die landwirtſchaft⸗ 
liche Pacht bereits um ein Vielfaches über⸗ 
ſteigt. Weitere Steigerungen ſind möglich durch 
eine erleichterte Bereitſtellung der ſtädtiſchen 
Waſſeranlage für die Bewäſſerung der 
Gärten und der ſtädtiſchen Abfälle für die 
Düngung. Wichtig iſt auch die Bereitſtellung 
von Krediten für dieſe Kleinboden-Melio⸗ 
ration, die aber noch in den Anfängen ſteckt. 

Auf ſolchen ſachlichen Grundlagen ſind die 
Kulturgürtel von Kiel und Grünberg i. Schleſ. 
aufgebaut. Zu ihrer Durchführung hat man 
Muſter⸗ und Verſuchsanlagen von Siedlungen 
und Kleingärten größten Maßſtabes durchgeführt, 
deren Erfolg zu weiterem Vorgehen in dieſer 
Richtung durchaus ermutigt. 


. EEE ERBE ITE 8 125 


Gartenfürſorge 


Katſchläge und Taten. 
Den Provinziellen Heimftätten ins Gewiſſen! 


Ein Merkblatt der W. Heimſtätte „Vom Garten des Kleinhauſes“ enthält als erſten Abſatz folgende 
beachtenswerten Ausführungen: 


Bodentechniſche Mitteilungen 
der Siedlerſchule Worpswede 


Der Garten iſt die wirtſchaftliche Stütze des Eigenhauſes. 
Die Erträge eines gut beſtellten Gartens machen die Zinſen⸗ 
laſt der Baukoſten tragbar. Wenn das deutſche Volk keine 
Gartenarbeit leiſten will, ſo wird es wieder in das ungeſunde 
Mietkaſernenſyſtem der Vorkriegszeit zurückgepreßt werden. 


Leider folgt dieſer Ankündigung nicht der entſprechende Begleittext, der dem Siedler den Weg zeigt, wie er 
ſeinen Garten zu dieſer Funktion bringt. Dieſes „Wie“ wird nicht vorausgeſetzt, denn dann wäre das 
Merkblatt überflüſſig. So müſſen wir annehmen, das es nur die bekannte Zaghaftigkeit in allen Garten- 
dingen iſt, die da ſagt: „Ja, erſt muß der Siedler, der Kleingärtner ſelbſt wollen.“ Das iſt nicht Fiſch 
nicht Fleiſch. Man vergißt dabei, daß es Städter ſind, die zum Boden kommen und das ſie aus der 
ganzen Situation heraus nicht die volle Verantwortung dafür tragen, wenn aus dem Garten nicht das 
wird, was jener einleitende Fundamentalſatz ihm zumutet. — Was gemeint iſt, wird am beſten eine ſach— 
liche Gegenüberſtellung gutgemeinter Gartenwünſche und verantwortlicher Sartenfürſorge klarmachen: 


das Merkblatt empfiehlt: 


Die Gartenfürſorge tut: 


1. Umfriedung, Pflanzung, Schutz. 


„Was für die Stube eine gute Tapete, das 
bedeutet für den Garten eine gute Umfriedung.“ 
(Beliebt ſind Tapeten heutzutage ja gerade nicht). 
Wollen wir ſie aus dem Haus, ſymboliſch, in den 
Garten retten und dieſen mit Stafeten- und Draht⸗ 
zäunen zu einem Pflanzengefängnis machen? 

(D. Schriftl.) 


Die Siedlergärten einer Kolonie werden als 
Einheit behandelt. So wird die Umfriedung in 
Verbindung mit der Pflanzung zum wirkſamſten 
Mittel zur Schaffung eines allgemeinen und ins 
Einzelne gehenden Schutzes aller Gärten. Hier 
wird ſolide und zweckmäßig das erſtellt, was den 
Wind abhält, das gepflanzt, was die Küche braucht, 
und auch, was das Auge erfreut. 


Das Merkblatt ſchweigt ſich aus. Durch die 
übliche Verzettelung in Einzelbrunnen wird gewöhn— 
lich nicht geſpart; für den Garten aber fällt dann 
nichts ab, oder aber die Verteilung begegnet un- 
überwindlichen Schwierigkeiten. Warum rät man 
nicht zu Beſſerem? (D. Schriftl.) 


Die unter 1) genannte einheitliche Durchführung 
der Gartenanlage einer Siedlung erlaubt eine ein⸗ 
heitliche Regelung der Waſſerbeſchaffung mittels 
Kraftanlage. So können nun auch die Gärten 
mit entſprechenden Waſſermengen verſorgt werden. 


3. Düngerverſorgung, Abfallverwertung. 


Das Merkblatt kennt dieſe Lebensfrage jedes 
Siedlers und Kleingärtners nicht. Bezüglich der 
Ställe rät es, ſich an den Architekten zu wenden. 
Wo bleibt der Gartenmann, der die Abfallverwertung 
techniſch beherrſcht? (D. Schriftl.) 


Es werden gute Trockenaborte (das Metroelo 
der Gartenfürſorge) aufgeſtellt, die nicht geſtatten, 
daß Dungwerte aus den menſchlichen Abgängen ver- 
lorengehen. Für die Verwertung aller übrigen Abfälle 
werden Sartengärſtätten und Kompoſteien angelegt. 
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4. Schönheit und Gartenbauten. 


„Baut keine unnützen Lauben. Im kleinen 
Garten, wo die Wohnung nahe iſt, braucht die Laube 
nichts anderes zu ſein, als ein Lattengerüſt für 
ſchattende Schlingpflanzen.“ (Man wird den kleinen 
Mann nicht hindern wollen, in ſeinem Garten eine 
Zufluchtsſtätte vor Witterungsunbill und nachbar⸗ 
licher Neugier zu errichten.) (D. Schriftl.) 


Wir übergehen den übrigen Teil des Merkblattes, 
der gegenüber den herausgegriffenen Fragen neben⸗ 
ſächlich iſt, unterſchreiben aber voll und ganz die 
eindringlich gegebene Mahnung zu Klarheit und 
Einfachheit als beſten Weg zur Schönheit. (D. Schriftl.) 


Die nüchterne Sachlichkeit unſerer Gartenaus⸗ 
ſtattung geht mit einer einfachen klaren Linienführung 
in den Gärten Hand in Hand. Nun aber die Grund- 
lage von Gartenfruchtbarkeit gegeben iſt, mag all⸗ 
mählich auch reicher Blumenſegen dazu kommen: 
Und wem's reicht, der mag ſich gute ſchöne Lauben 
und ſonſtige Gartenbauten erſtellen. Hier ſind 
wirklich brauchbare Typen nötig. 

Niemand wird ſich gegen reichere Gartenaus⸗ 
ſtattung wenden, wenn ſie wirtſchaftlich tragbar iſt. 
Alle unfere „Wohnungsarmen“ 
follen „Gartenreiche“ werden. 


Bauausſtellung 1925 in Eſſen. 


Die Ausſtellungsleitung ſchreibt uns folgende Notiz: „Eine große Bauausſtellung, die dazu dienen 
ſoll, den Baumarkt beſonders in Weſtdeutſchland anzukurbeln, und dadurch auch die wirtſchaftliche Lage 
in allen beteiligten Kreiſen zu verbeſſern, wird vom 18. Juli bis 31. Auguſt 1925 in Eſſen veranſtaltet 
werden. Die Ausſtellung wird folgende Gruppen umfaſſen: 1. Bauſtoffe; 2. Baumaſchinen und Baugeräte; 
3. Neuere Baukonſtruktionen; 4. Ausſtellung des Verbandes Deutſcher Architekten- und Ingenieur⸗Vereine; 
5. Induſtriebau. Die zuletzt genannte Gruppe ſoll auch die Frage der Zuſammenhänge zwiſchen Induſtrie⸗ 
und Bauweſen bezw. Wohnungsweſen berückſichtigen. Die Wanderverſammlung des Verbandes Deutſcher 
Architekten- und Ingenieur-Vereine wird im Juli ebenfalls in Eſſen ſtattfinden. Nähere Mitteilungen gibt 
das Büro der Bauausſtellung Eſſen 1925, Eſſen Bürohaus Glückauf, Zimmer 12. 

(Wir glauben nicht, daß eine Ausſtellung die mit dieſem Programm den Baumarkt ankurbeln will, 
die wir. ſchaftliche Lage in allen beteiligten Kreiſen beſſert, jedenfalls nach der heutigen Lage nicht die der 
ärmeren Bevölkerung, die von der Wohnungsnot am ſtärkſten bedrückt wird. Deshalb wird eine Bau⸗ 
ausſtellung in dieſem kritiſchen Zeitpunkt ihren Zweck verfehlen, wenn ſie nicht gleichzeitig die Produktion 
aufzeigt, die Bauwerte ſchafft innerhalb der Möglichkeiten der minder bemittelten Volksſchichten: den 
Siedlergarten mit ſeinen techniſchen Vorausſetzungen, wie z. B. die Ausſtellung „Heim und 
Scholle“ Braunſchweig. D. Schriftl. 


| Saat⸗ und pflanzkalender im April 


Es ſind im Miſtbeet auszuſäen: Gurken, und zuletzt in Töpfe im Mai — nach den Spät⸗ 


Melonen, Balkonblumen, ferner Buſchbohnen in 
Papp⸗ oder ſonſtigen Töpfchen, die ſpäter aus⸗ 
gepflanzt werden. Im Freien ſind die Haupt- 
kohlarten auszuſäen für den Herbſt: Weißkohl, 


Rotkohl, Roſenkohl, Spät⸗ Blumenkohl, Spät⸗ 
Kohlrabi. An Ort und Stelle ſind zu ſäen: 


Rettich, Schnittſalat, Mairüben, Dill, Thymian, 
Mayoran, Bohnenkraut. Ferner noch eine neue 
Folge von Erbſen. 

Alle ſpäter anzupflanzenden Kohlarten, 
Sellerie, Sommerblumen ꝛc. ſind möglichſt einmal 
zu verſtopfen. Um ſich einen ſehr zeitigen Flor 
der Sommerblumen zu ſichern, verpflanze man 
dieſe in kleine Papp⸗ oder ſonſtige Töpfchen. 
Langſam in Gang kommende Blumen, wie z. B. 
Cobäa, bringt man überhaupt nur ſo einiger⸗ 
maßen noch im Sommer zur Blüte. Auch unſere 
Tomaten tragen um ſo mehr, je früher ſie aus⸗ 
geſät und je beſſer ſie vorkultiviert werden. Sie 
müſſen alſo vorerſt mehrere Male umgepflanzt 


fröſten — ins Freie gebracht werden. 

Im Freien können wir den Rhabarber an⸗ 
treiben, indem wir ihm in Form einer Matte 
oder einer Holzkiſte eine Haube überſtülpen, unter 
der die Blattſtiele rot und zart und ſehr viel 
raſcher als ſonſt in die Höhe wachſen. Bringen 
wir darum noch ein wärmendes Material, vor 
allem Pferdedünger, ſo können wir ihn um vier 
und mehr Wochen früher zur Entwicklung 
bringen. Der Spargel iſt jetzt anzuhäufeln, ſo daß 
Anfang Mai die erſten Pfeifen geſtochen werden 
können. Auch neue Spargelbeete werden jetzt am 
beſten angelegt, die Wälle ſind bei dieſen um⸗ 
gekehrt wie bei den alten Pflanzungen zu machen, 
ſo daß die Pflanze in der Furche ſitzt. Sie wird 
dann Jahr um Jahr angehöht, bis im vierten 
Jahre zum erſten Male geſtochen werden kann. 

Obſt⸗ und ſonſtige Buſch- und Baum⸗ 
pflanzungen ſind im April kräftig zu wäſſern. 
Je weiter die Vegetation ſich herauswagt, 
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deſto gefährlicher werden die immer 
vereinzelter auftretenden Spätfröſte. 
Man halte ſeine Pfirſiche und Aprikoſen 
zurück durch Vorhängen von Fichten⸗ 
reifen. — Man ſchaffe ſich für Erdbeeren 


Abb. 23 
Das Verſtopfen der Sämlinge.“ 


Deckmaterial wie Holzwolle, Decken, 
Tücher, Matten ze. 

Am gefährlichſten ſind tiefliegende 
Stellen, wo ſich die fließende Kälte ſtaut. 
Man ſorge ſtets für deren Abzug. 


| Schädlingskalender | 


Vor etwa 10 Jahren konnte man noch 
Bauernaufläufe erleben, wenn im April bis Mai 
die Raupen des Froſtſpanners die Obſtbäume 
kahl fraßen. Seit der Zeit iſt man freilich ſehr 
viel geſcheiter geworden. Durch allgemeine Ber- 
ordnungen, durch umfangreiche Propaganda hat 
man die Schwäche des Froſtſpanners zu ſeiner 
Vernichtung ausgenutzt. Kann ſein Weibchen 
dafür, daß es keine Flügel hat? Daß es am 
Stamm des Baumes hochklettern und unweiger⸗ 
lich an unſeren im Oktober angebrachten Leim— 
ringen hängen bleiben muß? Ei freilich, die 
Natur war wieder einmal rationell. Während 
ihrer ganzen Lebenszeit tut die Raupe nichts als 
freſſen, freſſen, daß es uns unheimlich iſt, zuzu⸗ 
ſchauen. Ohne Ruhe und Schlaf, bis fie voll ent- 
wickelt iſt, dann legt jie ſich zur Ruhe und bildet 
ſich gemächlich während des Sommers als Puppe 
zum Schmetterling um. 
Arbeit verteilt: Das Weibchen iſt ein vollgepackter, 
unbeholfener Eierſack; Flügel ſind unnütz, da das 
Männchen, das Begattungstier, ja fliegen und es 
aufſuchen kann. Wer heute noch unter Froſt⸗ 
ſpanner zu leiden hat, den können wir zur Strafe 
getroſt ſeinem Schickſal überlaſſen. Das Beiſpiel 
aber iſt typiſch für alle Schädlingsbekämpfung. 
Wir müſſen im richtigen Moment zu⸗ 
greifen, dann iſt die Unterdrückung leicht. 

Viele unſerer Obſtbaumraupen treten weniger 
zahlreich auf, haben ſich elaſtiſcher dem Menſchen 
und ſeinen Bekämpfungsmethoden angepaßt. 

Erſt bei genauerem Zuſehen merken wir im 
Mai. Juni oder noch ſpäter einen kahlen Aſt oder 
ein ganzes Bäumchen, mit deſſen Ertrag es dann 
in dieſem und dem kommenden Jahre aus iſt. 
So treten auf: Goldaſter, Baumweißling, Ringel⸗ 
ſpinner, Schwanſpinner, Schlehe⸗ oder Aprikoſen⸗ 
ſpinner, Apfelbaumgeſpinſtmotte, Kirſchenſpinner 
u. a. Sie geſellen ſich gewöhnlich in ihrem 
jüngſten Stadium gern zu Haufen, beſonders in 
kalten Nächten, und ſind dann durch mit Tüchern 
umwickelte Stangen abzuprellen. Die Geſpinſt⸗ 
motten umſpinnen ganze Aſte und ſind dann 
leicht auszuſägen oder mit einer kleinen Olfackel 
auszubrennen. 


Auf fie alle aber paſſe man bereits im April 


und Mai auf, da iſt der Schaden noch klein, und 
die Raupenverſammlungen find leicht zu er- 
kennen. Bei guter Herbſt- und Winterpflege 


eine giftige 


Und wie gut iſt die 


werden ſie ja ſo wie ſo nur ſelten auftreten 
können. 

An den Stachelbeeren zeigen ſich im April die 
erſten Stachelbeerſpanner, ihnen folgt ſpäter die 
Raupe der Stachelbeerblattweſpe. Dieſe gefräßigen 
Tiere, die im vorigen Jahre faſt in allen Klein— 
gärten Schleſiens troſtlos gewühlt haben, ſind 
verhältnismäßig leicht zu bekämpfen. Man bringt 
Subſtanz auf die Blätter, ein jv- 
genanntes Magengift. Bekannt iſt dafür das 
Schweinfurter- oder Uraniagrün. Ein noch wenig 
bekanntes, billiges und unbedingt ſicher wirkendes 
Mittel iſt „Heba“, ein Chlorbariumpräparat. 

Im Gemüſegarten gilts beim Auspflanzen 
doppelt aufmerkſam zu ſein auf Kohlfliege und 
Kropfkrankheit. Hat man kein unverſeuchtes 
Stück, ſo gieße man die Pflanzenlöcher mit einer 
Uſpulumlöſung aus und fülle ſie mit ſteriler 
Erde. Gegen die Kohlfliege, deren Maden wie 
die bekannten Käſemaden ausſehen und am 
Wurzelſtrunk freſſen, halfen bei unſeren aus⸗ 
gedehnten Verſuchen ſelbſt die gefürchteten und 
als einzige Mittel empfohlenen: Sublimat und 
Lyſol, nicht. Friſche Düngung iſt unbedingt zu 
vermeiden. Als vollkommen verſchonte Beete 
konnten wir ſolche mit dichtem Beſtand von 
Schnittſalat als Zwiſchenkultur feſtſtellen. Wahr- 
ſcheinlich wirken andere dichtſtehende Zwiſchen⸗ 
kulturen wie Feldſalat, Kreſſe und Kerbel ebenſo. 
Sicher wirkt auch das Umlegen der Pflanze mit 
Pappe, da die Fliege ihre Eier an den Wurzel- 
hals oder in ſeine Nähe legen muß. 

Leichter iſt es, den Kohlgallenrüßler zu be- 
kämpfen. Man kneife ſeine kleinen Gallen am 
Wurzelhals der Kohlpflanzen vor dem Verſetzen 
aus. Auch ſpäter können ſie mit einem Meſſer 
noch leicht und ungefährlich entfernt werden. 

Nach all dem Negativen, dem man in dieſem 
Monat im Garten ſo energiſch zu Leibe rücken 
muß, ſei noch auf ein Poſitives hingewieſen. 
Unſere Pflanzen widerſtehen nur dann Feinden 
leicht, wenn wir ſie gut pflegen, vor allem kräftig 
düngen; ſchwach genährte dagegen erliegen jedem 
Windſtoß. Beſonderes Gewicht iſt auf organiſche 
Düngung zu legen. Die Humusſäuren wirken 
im Boden desinfizierend. Der Humus veranlaßt 
die Pflanzen, viele Faſerwurzeln zu bilden, und 
trägt ſo zu einer kräftigen Ernährung bei; außer⸗ 
dem enthält er alle Nährſtoffe. 
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| Tierkalender | 


Brutzeit. 


Wir unterſcheiden eine Früh- und eine Spät- 
Brut. Erſtere, die heute gebräuchlichere, beginnt 
im März April, letztere im Juni Juli. Für eine 
wirkſame Ergänzung unſeres Hühnerbeſtandes 
können Spätbruten von großem Vorteil ſein; wir 
werden ſpäter darauf zurückkommen. 

Um eine geordnete Brutzeit zu garantieren, 
muß die Glucke mit dem möglichſt ſorgfältigſt be⸗ 
reiteten und desinfizierten Neſt in einen be— 
ſonderen Raum gebracht werden, wo ſie nicht 
durch andere Tiere geſtört wird. Man reiche ihr 
das Futter und Waſſer ſo, daß ſie ſich dabei vom 
Neſt erheben muß, ſo daß die Eier bei dieſer Ge— 
legenheit durchlüftet werden können. 
auch während der Brutzeit dafür, daß Ungeziefer 
ſich nicht einſtellt; bei der höheren Wärme der 
Glucke und ihrem ſtändigen Stillſitzen vermehrt 
es ſich ſtärker als ſonſt. 


Sind nach 21 Tagen die Küken ſo weit, daß ſie 
die Schale aufpicken, ſo feuchte man ſie vorher 
noch einmal mit warmem Tuch an. Dadurch 
wird das häufige Hartwerden der inneren Haut 
verhütet, das oft die Küken zum Erſticken bringt. 


St eine Brüterei am Ort oder hat man 


gleichzeitig mehrere Glucken geſetzt, von denen die 
eine ihre Küken ſchlecht führt, ſo kann man un⸗ 
bedenklich der Glucke Eintagsküken bis zu 30 und 
40 Stück geben. 


Heranzucht von Eintagsküken in Brut⸗ 
apparaten iſt eine der vorteilhafteſten Ein— 
richtungen für größere Vereine, weil es uns da⸗ 
durch viel leichter gemacht wird, unſeren Beſtand 
mit den beſten Raſſen und ohne größeres Riſiko 
zu ergänzen. 


Die Küken erhalten in den erſten Tagen 
eiweißreicheres Futter: Hirſe, Bruchreis, weißen 
Käſe und friſches Grün. Ihren Futterplatz 
ſchließt man am beſten durch ein beſonderes 


Man ſorge 


Lättchengitter ab, jo daß ſie ungeſtört das beſſere 


Futter aufpicken können, das ihnen ſonſt die 
älteren Hennen rauben. 


Bei leichten Raſſen kann es oft vorkommen, 
daß man zur gewünſchten Zeit eine Glucke nicht 
zur Hand hat. Man wird unter dieſen Um⸗ 
ſtänden am beſten ſich eine oder einige ſchwerere 
Hühner beſchaffen, oder auch durch Spätbruten 
ſeinen Beſtand vielfältiger machen. 


Von Monat April ab erſcheint die Siedlungs- 
wirtſchaft auf 12 Seiten erweitert mit Beilage: Der 
Gartenfreund. Chemnitz. 


Maſchinenkalender 


Unſer Antimaſchinenfanatiker ſagt: „Unſere 
Gartengeräte ſind viel zu rationell.“ Warum 
biegt ſich der Spaten nicht und die Harke krümmt 
ſich zur Seite? Warum hat die Gießkanne nicht 
Gummipfropfen ſtatt geſtanzter Zinkblechbrauſe? 
Ja, logiſch müßte unſer Pſeudodiogenes, wie wir 
ihn in der letzten Siedlungswirtſchaft vorführten, 
jeine gewöhnlichen Antimaſchinenſchlußfolge⸗ 
rungen ſo ſchließen. 

Ungeachtet all dieſer romantiſchen Anwand— 
lungen wird das praktiſche Handgerät, das nichts 
anderes ſein will, und bei dem wir ſelbſt ſtets die 
Grenze zum Übermaſchinellen einhalten, ſich 
durchſetzen. Wir bringen heute eine ganz probate 
Erfindung von Plath: „Die Handjauchedrill- 
Maſchine“. 

Sie iſt ohne den Flüſſigkeitsbehälter als 
Doppelradhacke zu verwenden, mit allen Erſatz⸗ 
teilen, die wir bei dieſem gewöhnt ſind: als 
Grubber, Scharmeſſer, Gänſefüße 
uſw. In ihren eigentlichen Funktionen aber wird 
beim Durchfahren durch die Kulturen die Jauche 
unter einem Schar direkt in den Boden an die 
Pflanzenwurzel geleitet, ſo daß ſie alſo mit der 
Luft nicht in Berührung kommt, ſo daß alſo auch 
kein Ammoniakverluſt eintritt. 

Die Jauchedrillmaſchine, die in der Groß⸗ 
landwirtſchaft bereits ſeit längerer Zeit anerkannt 
iſt, und die heute als der einzige Weg gilt, die 
Jauche im Sommer rationell den Kulturen zu 
reichen, verdient es, in Siedlungen und Klein— 
gärten eingeführt zu werden. Der Preis von 
53 „ braucht dazu kein Hindernis zu fein, denn 
leicht verſorgt ſie 10—20 Gärten. 


Abb. 23 
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